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Entgeltumw

Betriebliche Altersversorgung durch Entgeltumwandlung
(8 39 Abschnitt B TV AL II)

Kollektivvertrage und Versicherungsbedingungen

Ubersicht
uber den Stand der
Kollektivvertrage

Die Kollektivrahmenvertrage, Nachtrdge und sonstigen Vereinbarungen in der
ab dem 1. Januar 2002 gultigen Fassung sind vom Bundesminister der Finan-
zen nur in dieser Textsammlung wie folgt veroffentlicht:

1. Kollektivrahmenvertrag Nr. 9428 vom 8./12. November 2002
zur Pensionskassenversorgung nach 8 3 Nr. 63 EStG

2. Kollektivrahmenvertrag Nr. 9932 vom 8./12. November 2002
zur Altersversorgung nach § 10a EStG

3. Nachtrag Nr. 1 zum Kollektivrahmenvertrag Nr. 9932
zur Altersversorgung nach § 10a EStG m. W. v. 1. Juli 2003

4. Nachtrag Nr. 1 zum Kollektivrahmenvertrag Nr. 9428
zur Pensionskassenversorgung nach 8 3 Nr. 63 EStG

5. Nachtrag Nr. 2 zum Kollektiviahmenvertrag Nr. 9428
zur Pensionskassenversorgung nach 8 3 Nr. 63 EStG

6. Nachtrag Nr. 3 zum Kollektivrahmenvertrag Nr. 9428
zur Pensionskassenversorgung nach 8 3 Nr. 63 EStG

7. Nachtrag Nr. 4 zum Kollektivrahmenvertrag Nr. 9428 (neu: Nr. 4790094285)
zur Pensionskassenversorgung nach 8 3 Nr. 63 EStG

8. Nachtrag Nr.5 zum Kollektivvertrag Nr. 4790094285 (bisher Kollek-
tiv(rahmen)vertrag Nr. 4790094285 — Arbeitgeberfinanzierte Pensionskas-
senversorgung nach 8 3 Nr. 63 EStG (Einkommensteuergesetz)

9. Nachtrag Nr. 6 zum Kollektivrahmenvertrag Nr. 4790094285 — Arbeitnehmer-
finanzierten Pensionskassenversorgung nach 8§ 3 Nr. 63 EStG
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Inhaltstibersicht

Seite
Kollektivvertrag Nr. 4790094285 8
Kollektivrahmenvertrag Nr. 9932 18

Als Anlagen aufgenommen sind:

Anlage 1 Versicherungsbedingungen fir die Rentenversi-
cherung mit aufgeschobenem Rentenbeginn und
Kapitalwahlrecht (R2K); Vertragsgrundlage 242-
T17

Anlage 2 Versicherungsbedingungen fir die Rentenversi-
cherung mit aufgeschobenem Rentenbeginn, Bei-
tragsschutz in der Aufschubzeit und Kapitalwahl-
recht (R3K); Vertragsgrundlage 244-T17

Anlage 3 Bedingungen fir die kollektive Witwen-/Witwer-
und Waisenrenten-Zusatzversicherung; Vertrags-
grundlage 510-T17

Anlage 4 Bedingungen fir die Rentenversicherung mit
planméafiger Erhdhung der Beitrage und Leistun-
gen; Vertragsgrundlage 558-T17

Anlage 5 Besondere Bedingungen zum Kollektivvertrag (bei
unwiderruflichen Bezugsrecht); Vertragsgrundlage
600 (7)-T17

Anlage 6 Einwilligung in die Erhebung und Verwendung von
Gesundheitsdaten und  Schweigepflichtentbin-
dungserklarung

Anlage 7 Versicherungsbedingungen fir die wWinGARANT
rente (Rentenversicherung als Altersvorsorge-
vertrag im Sinne des Altersvorsorgevertrage-
Zertifizierungsgesetzes — AltZertG); Vertrags-
grundlage 225 (2)

Anlage 8 Besondere Bedingungen zur Direktversicherung;
Vertragsgrundlage 605
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Anlage 9 Vereinbarung zur Entgeltumwandlung - Pensions-
kasse (Stand: 03.2019)

Anlage 10 Merkblatt ,Hinweise zur betrieblichen Altersversor-
gung“ (Stand 01.2018)

Anlage 11 Hinweise fur die steuerlichen Regelungen; Pensi-
onskassenversicherung (Stand: 01.2018)

Anlage 12 Merkblatt zur Uberschussbeteiligung (Stand:
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§1 Entgeltumw

Kollektivvertra
Nr. 479009428

Arbeitgeberfinanzierte Pensionskassenversorgung nach 8 3 Nr. 63 EStG

zwischen der

Bundesrepublik Deutschland
vertreten durch das Bundesministerium der Finanzen

als Versicherungsnehmer

und der

winsecura
Pensionskasse AG
Verwaltung OE 695
Frankfurter StralRe 50
65170 Wiesbaden

als Versicherer.

Der auf Grund des Tarifvertrages AL II, 8 39 Abschnitt B, vereinbarte Kollektiv-
rahmenvertrag erhalt — im Einvernehmen mit den obersten Behérden der Stati-
onierungsstreitkrafte als Arbeitgeber — nachstehende Fassung:

81
Personenkreis, Versicherungsnehmer

1. Versichert werden

a) alle Arbeitnehmer bei Dienststellen, Betrieben und sonstigen Einrich-
tungen der auslandischen Stationierungsstreitkrafte im Gebiet der Bun-
desrepublik Deutschland, deren Beschéftigungsverhaltnisse unter den
Gestaltungsbereich des Tarifvertrages vom 16. Dezember 1966
— TV AL Il —fallen,
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Entgeltumw 881,2

b) alle Arbeitnehmer bei den Dienststellen der internationalen militarischen
Hauptquartiere in der Bundesrepublik Deutschland, deren Beschafti-
gungsverhéaltnisse unter den Geltungsbereich des Tarifvertrages vom
7. Dezember 1984 — TV NATO - fallen,

c) Arbeitnehmer von anderen Arbeitgebern, deren Aufnahme in den Kol-
lektivrahmenvertrag die Vertragspartner vereinbart haben,

die das rechnungsmaRige Alter von 60 Jahren bei Versicherungsbeginn
noch nicht Gberschritten haben,
die einen gesetzlichen Anspruch auf Entgeltumwandlung haben und

deren anrechenbare Beschaftigungszeit im Sinne des TV AL Il mindes-
tens 6 Monate betragt.

Als rechnungsmalfiges Alter gilt die Differenz zwischen dem Kalenderjahr
des Versicherungsbeginns und dem Geburtsjahr.

Versicherungsnehmer aller Versicherungen ist die Bundesrepublik Deutsch-
land.

§2
Leistungsbeschreibung

1. Die Vertragsparteien vereinbaren Versicherungsschutz im Rahmen einer
beitragsorientierten Leistungszusage wie folgt:

Tarif: R2K Rentenversicherung mit aufgeschobenem
Rentenbeginn — Vertragsgrundlage 242 in der
jeweils gultigen Fassung

oder wahlweise

R3K Rentenversicherung mit aufgeschobenem
Rentenbeginn und Beitragsschutz in der Auf-
schubzeit — Vertragsgrundlage 244 in der jeweils
gultigen Fassung

Rechnungsmalfiges Ein-

trittsalter: Jahresdifferenz zwischen Beginnjahr und Ge-
burtsjahr

Vereinbarter Rentenzah-

lungsbeginn: am jeweiligen Monatsersten, der auf die Vollen-
dung des 67. Lebensjahres folgt

Rentenzahlungsweise: monatlich
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§2

10

Rentengarantiezeit (gilt
nur fur Tarif R3K):

Versicherungsleistung:

Tarifart:

Zusatzversicherung (gilt
nur fur Tarif R2K):

Dynamik vor Rentenbe-
ginn:

Dynamik in der Anwart-
schatft:

Uberschussverwendung
vor Rentenbeginn:

Uberschussverwendung
nach Rentenbeginn:

Kapitalabfindung:

Entgeltumw

20 Jahre

arbeitnehmerfinanziert: die versicherte Rente
ergibt sich aus dem jeweiligen Beitrag nach Ent-
geltumwandlungsvereinbarung insgesamt be-
grenzt auf den Hochstbeitrag gemafld 8 3 Nr. 63
EStG.

Jahrlich ist zuséatzlich ein Beitrag bis max.
1.800 € moglich, sofern der Versicherte keine
Direktversicherungszusage nach 840b EStG
a.F. bzw. eine Pensionskassenzusage nach 8 3
Nr.63 EStG (Altzusage erteilt vor dem
01.01.2005) in Anspruch nimmt.

Der Mindestbeitrag betragt jeweils 300 € jahrlich.

FG 100 (Firmengruppe)

kollektive Witwen-/Witwer (60 %) und Waisenren-
ten-Zusatzversicherung (20 %) — Vertragsgrund-
lage 510 in der jeweils giltigen Fassung

Optional. Erhdhung des Vorjahresbeitrages im
selben Verhaltnis wie die BBG — Vertragsgrund-
lage 558 in der jeweils gultigen Fassung. Ein
nachtraglicher Einschluss fur Vertrage mit Versi-
cherungsbeginn vor dem 01.01.2006 ist moglich.

Obligatorisch. Jahrlich garantierte Rentensteige-
rung von 1 %.

fur Tarif R2K: Bonusrente ohne Riuckgewahr

fur Tarif R3K: Bonusrente mit Riickgewahr

mit jahrlicher Steigerung

wahlbar frihestens 1 Jahr bis spéatestens

3 Monate vor dem vereinbarten Rentenzah-
lungsbeginn
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Entgeltumw 8§82

2. Neuzugange (8 4) und Erhéhungen (aul3er bei dynamischen Anpassungen)
werden nach den jeweils fur Neuabschlisse geltenden Tarifen und Rabat-
ten versichert. Es gelten die jeweils aktuellen Annahmerichtlinien und Versi-
cherungsbedingungen des Versicherers.

3. Liegt der tatsachliche Rentenzahlungsbeginn vor dem vereinbarten Renten-
zahlungsbeginn (Abrufoption), erfolgt eine entsprechende Kirzung der ur-
sprunglich vereinbarten Rente nach den anerkannten Regeln der Siche-
rungsmathematik.

Liegt der tatsachliche Rentenzahlungsbeginn nach dem vereinbarten Ren-
tenzahlungsbeginn, ist eine Verlangerungsoption um jeweils volle Jahre
vorgesehen. Diese kann frihestens 1 Jahr und bis spatestens 3 Monate vor
dem urspringlich vereinbarten Rentenbeginn ausgeibt werden.

4. Soweit die laut Geschéftsplan vorgesehenen Mindestrenten unterschritten
werden, behalt sich der Versicherer vor, diese Renten bei Rentenbeginn der
versicherten Person im Rahmen der in § 3 BetrAVG (Betriebsrentengesetz)
zulassigen Abfindungsgrenzen abzufinden. Der Vertragspartner/Arbeitgeber
macht sich zum Zeitpunkt des Rentenbeginns der versicherten Person die
Interessenlage des Versicherers zu Eigen und erkennt die Entscheidung
des Versicherers als seine eigene an.

5. Soweit in einer evtl. zusatzlich bestehenden Versorgungsordnung nichts
anderes geregelt ist, werden Beitrage nur fir die Zeiten entrichtet, in denen
der Arbeithnehmer Entgelt bezieht.

6. Arbeitnehmerfinanziert: Der Vertragspartner/Arbeitgeber bestatigt, dass den
zu versichernden Personen bekannt ist, dass:

e soweit sozialversicherungspflichtiges Arbeitsentgelt umgewandelt
wird - bis zur Beitragsbemessungsgrenze keine Sozialversicherungsbei-
trdge zu zahlen sind und dass damit auch eine entsprechende Minde-
rung kunftiger Anspriche auf Sozialversicherungsleistungen (z.B. Ren-
ten, Arbeitslosengeld, Krankengeld) verbunden ist.

e flr den Abschluss und den Vertrieb des Versicherungsschutzes Kosten
anfallen, die gleichmaldig mindestens auf die ersten 5 Vertragsjahre ver-
teilt werden und daher bei einer Kindigung des Versicherungsverhalt-
nisses in den ersten Jahren nur ein im Verhaltnis zu den eingezahlten
Beitrdgen geringerer Rickkaufswert anfallt.

7. Bereits bestehende Versicherungen werden unverandert fortgefthrt.

80. EL (05/19) 11



88 3-5 Entgeltumw

§3
Gesundheitspriufung

Es ist keine Gesundheitsprifung erforderlich.

12

8§84
Neuzugang, Risikopriufung

Personen, die die Voraussetzungen fiur die Beantragung von Versiche-
rungsschutz auf ihr Leben nach 8 1 erst nach Abschluss dieses Kollektiv-
vertrages erfullen (Neuzugénge), werden in den Kollektivvertrag einbezo-
gen. Die Daten der zu versichernden Personen werden dem Versicherer mit
elektronischer Datenmeldung oder mit Zugangserklarung fur das Kollektiv-
geschéft (Anlage), in der jeweils gultigen Fassung, Ubermittelt.

Der Arbeitgeber bestatigt, dass er nur diejenigen Personen zur Versiche-
rung anmeldet, die ihre Einwilligung nach dem Bundesdatenschutzgesetz
(siehe Anlage: Einwilligung in die Erhebung und Verwendung von Ge-
sundheitsdaten und Schweigepflichtentbindungserklarung) erteilt ha-
ben. Diese Einwilligung wird damit auch Bestandteil des Kollektivvertrages.

Falls die Beratung der zu versichernden Personen gewinscht wird, erfolgt
diese durch den Vermittler nach Aufforderung durch den Arbeitgeber.

Eine Risikoprufung ist nicht erforderlich.

Der Versicherer behalt sich vor, in bestehenden Kollektivvertragen das Auf-
nahmeverfahren laufend zu prifen und gegebenenfalls anzupassen.

§5
Beginn, Annahme des Antrags, Leistungspflicht

Technischer Versicherungsbeginn ist fur die
a) bei Vertragsabschluss zu versichernden Personen am 01.01.2002,

b) nach Vertragsabschluss zu versichernden Personen an dem Monatsers-
ten, an dem die Voraussetzungen des 8 1 Ziffer 1 erstmals erfullt sind,

c) Erhoéhungen an dem Jahrestag des Versicherungsbeginns, an dem die
Voraussetzungen fur die Erhdhung der Versicherung erstmals erfullt
sind.
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Entgeltumw 885,6

Die fur die Durchfihrung des Vertrages erforderlichen Unterlagen werden
der winsecura jeweils rechtzeitig vor Beginn des ersten Versicherungsjah-
res vom Arbeitgeber Gbermittelt.

2. Die winsecura stellt nach Annahme des Antrags jeder versicherten Person
eine Zweitschrift des Versicherungsscheins zur Verfiigung.

Die zur Zeit des Versicherungsbeginns der einzelnen Versicherung gelten-
den Vertragsgrundlagen ergeben sich aus 8§ 2 und finden Anwendung, so-
weit sie nicht durch die Bestimmungen dieses Vertrages geandert werden.

3. Die Leistungspflicht der winsecura beginnt in allen Fallen frihestens
a) nach Annahme des Antrages und
b) nach Zahlung des ersten Beitrages und
c) nicht vor dem in Ziffer 1 festgelegten technischen Versicherungsbeginn,

sofern das Ereignis, das die Leistungspflicht der winsecura ausldst, bis zu
diesem Zeitpunkt noch nicht eingetreten ist.

§6
Beitragszahlung

1. Alle Beitrage sind laufende Beitrage. Die Beitrage sind bis zum Schluss der
Versicherungsperiode zu entrichten, in der der Versicherungsfall eintritt,
langstens jedoch bis zum Ende der Beitragszahlungsdauer.

Des Weiteren sind Einmalbeitrage moglich.
Die Beitragszahlungsdauer entspricht der Dauer der Aufschubzeit.

2. Beitragsschuldner der winsecura fur die umgewandelten Betrage ist der Ar-
beitgeber. Er verpflichtet sich, die falligen Beitrdge jeweils innerhalb von
15 Tagen — vom Falligkeitstage an gerechnet — ohne Aufforderung in einer
Summe kostenfrei an die winsecura abzufuhren.

3. Im Falle des Zahlungsverzugs von mehr als einem Monat fordert die
winsecura den Arbeitgeber, unter Hinweis auf die Rechtsfolgen weiterer
Saumnis, schriftlich auf, den rickstandigen Beitrag zuziglich Verzugszin-
sen und Mahnkosten innerhalb einer Nachfrist von einem Monat nach Emp-
fang der Aufforderung an die winsecura zu zahlen.

Nach Ablauf der Nachfrist kann das Versicherungsverhaltnis beitragsfrei
gestellt werden; die Beitragsfreistellung kann mit der Nachfristsetzung ver-
bunden werden. Auf diese Rechtsfolgen wird in der Mahnung ausdrtcklich
hingewiesen.
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887,8 Entgeltumw

87
Bezugsberechtigung, vorzeitiges Ausscheiden

Regelungen fir die Pensionskassenversorgung nach § 3 Nr. 63 EStG:

Die Regelungen zum Bezugsrecht ergeben sich aus Teil A, § 4, der Allgemei-
nen Versicherungsbedingungen.

Scheidet eine versicherte Person vor Eintritt des Versicherungsfalles aus dem
Vertrag aus, so meldet der Arbeitgeber unverziglich die auf das Leben dieser
Person genommene Versicherung ab.

Wird die Versicherung eines Ausscheidenden nicht weitergefiihrt, sondern ge-
kiindigt, so finden die Bestimmungen gemaf Teil B, § 5, der Allgemeinen Ver-
sicherungsbedingungen Anwendung.

88
Geschaftsverkehr

1. Der gesamte Geschaftsverkehr zum Kollektiviahmenvertrag und in Grund-
satzfragen wird zwischen dem Versicherungsnehmer und der winsecura ge-
fuhrt. Der Geschaftsverkehr zu den Einzelversicherungen wird zwischen
dem jeweiligen Arbeitgeber und der winsecura gefthrt.

2. Die winsecura ist berechtigt, Versicherungsleistungen, die nicht dem Versi-
cherungsnehmer zustehen, unmittelbar an den Berechtigten zu zahlen.

3. Der Versicherungsnehmer verpflichtet sich, tber den Wortlaut aller Rund-
schreiben, Drucksachen oder Vervielfaltigungen, die sich auf den Kollektiv-
rahmenvertrag, auf die Tarife, Produkte oder auf die Vertragsgrundlagen
beziehen, vor ihrer Bekanntgabe Einvernehmen mit der Hauptverwaltung
der winsecura herzustellen.

14 80. EL (05/19)



Entgeltumw 889, 10

8§89
Vertragsdauer

1. Dieser Vertrag wird auf unbegrenzte Zeit geschlossen. Er kann nach Ablauf
von 2 Jahren — erstmals zum 01.01.2004 — und weiterhin zum Ablauf eines
jeden Vertragsjahres von beiden Parteien mit einer Frist von 6 Monaten ge-
kindigt werden.

2. Bei einer Kindigung dieses Kollektivrahmenvertrages ist eine Weiterftih-
rung der bei Wirksamwerden der Kindigung bestehenden Versicherungen
als Einzelversicherungen, im Falle des § 2 Ziffer 1 als beitragsfreie, mog-
lich. Es gelten dann die jeweiligen Vertragsgrundlagen fiir die Einzelversi-
cherung. Eine Kiundigung des Kollektivrahmenvertrages bedingt keine Kiin-
digung der einzelnen Versicherungsvertrage. Werden auch die Einzelversi-
cherungen gekindigt, so ergibt sich die Abwicklung der Versicherungsver-
trage aus den bei Abschluss oder Anderung der Einzelversicherungen glilti-
gen Versicherungsbedingungen.

Entsprechendes gilt fur den Fall der Auflosung des Arbeitgebers, sofern
nicht ein anderer Arbeitgeber die Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag
gegenuber der winsecura tbernimmt.

) 8§10
Anderungsklausel

1. Jede Anderung des Kollektivrahmenvertrages ist schriftlich zu vereinbaren.

2. Sollten gesetzliche Bestimmungen Anderungen dieses Vertrages bzw. der
iIhm zugrunde liegenden Vertragsgrundlagen verlangen, so wird der Versi-
cherungsnehmer daran mitwirken, dass die Anderungen im Einvernehmen
mit der winsecura erfolgen. Kommt ein Einvernehmen nicht zustande, so
haben beide Vertragspartner das Recht, diesen Vertrag ohne Einhaltung ei-
ner Frist durch eingeschriebenen Brief zu kiindigen.
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8§11 Entgeltumw

811
Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam sein oder wer-
den, so behalten die Ubrigen Bestimmungen ihre Gliltigkeit. Anstelle der un-
wirksamen Bestimmungen ist eine angemessene Regelung zu vereinbaren, die
dem wirtschaftlich Gewollten am nachsten kommt, ohne dass dadurch eine
Mehrbelastung des Vertragspartners eintritt.

Wiesbaden, den 8. November 2002

Bonn, den 12. November 2002

Unterschriften
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Entgeltumw

Kollektivrahmenvertrag
Nr. 9932

zur Altersversorgung nach 8§ 10a EStG

zwischen der

Bundesrepublik Deutschland
vertreten durch das Bundesministerium der Finanzen

als Versicherungsnehmer

und der

winsecura
Pensionskasse Aktiengesellschaft
Frankfurter Strafl3e 50
65170 Wiesbaden

— nachstehend Pensionskasse genannt —,
die als Vermittler (beachte § 9 Abs. 1 Nr. b) fur ein Produkt der
DBV-Winterthur Lebensversicherung
Aktiengesellschaft
Frankfurter StralRe 50
65170 Wiesbaden
— nachstehend Versicherer genannt —,
auftritt. Die Verwaltung gegentber dem Arbeitgeber erfolgt durch die Pensions-
kasse.
Der auf Grund des Tarifvertrages AL II, 8 39 Abschnitt B, vereinbarte Kollektiv-

rahmenvertrag erhalt — im Einvernehmen mit den obersten Behotrden der Stati-
onierungsstreitkrafte als Arbeitgeber — nachstehende Fassung:
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Entgeltumw 81

81
Personenkreis, Versicherungsnehmer

1. Versichert werden

a) alle Arbeitnehmer bei Dienststellen, Betrieben und sonstigen Einrich-
tungen der auslandischen Stationierungsstreitkrafte im Gebiet der Bun-
desrepublik Deutschland, deren Beschéftigungsverhaltnisse unter den
Gestaltungsbereich des Tarifvertrages vom 16. Dezember 1966
— TV AL Il —fallen,

b) alle Arbeitnehmer bei den Dienststellen der internationalen militdrischen
Hauptquartiere in der Bundesrepublik Deutschland, deren Beschéfti-
gungsverhéltnisse unter den Geltungsbereich des Tarifvertrages vom
7. Dezember 1984 — TV NATO - fallen,

c) Arbeitnehmer von anderen Arbeitgebern, deren Aufnahme in den Kol-
lektivrahmenvertrag die Vertragspartner vereinbart haben,

— die das rechnungsmalfige Alter von 60 Jahren bei Versicherungsbe-
ginn noch nicht Gberschritten haben,

— die einen gesetzlichen Anspruch auf Entgeltumwandlung haben

— und deren anrechenbare Beschaftigungszeit im Sinne des TV AL Il
mindestens 6 Monate betragt.

Als rechnungsmalfiges Alter gilt die Differenz zwischen dem Kalenderjahr
des Versicherungsbeginns und dem Geburtsjahr.

2. Der Arbeitgeber beantragt beim Versicherer Versicherungen auf das Leben
der in Abs. 1 genannten Arbeitnehmer. Nach den Bestimmungen des Ge-
setzes zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung haben die Ar-
beithehmer ab 1. Januar 2002 einen Anspruch auf Entgeltumwandlung. Fr
Versicherungen im Rahmen dieses Vertrages besteht die Mdglichkeit, die
Forderung des § 10a EStG in Anspruch zu nehmen und gleichzeitig Son-
derkonditionen zu erhalten.

3. Der Arbeitgeber bestatigt, dass die zu versichernden Personen vor Versi-
cherungsabschluss ihre schriftliche Einwilligung gemaf 8§ 159 Abs. 2 VVG
abgegeben haben. Die Einwilligung wird auf der Entgeltumwandlungsver-
einbarung dokumentiert.
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§2
Leistungsbeschreibung

Die Versicherungen werden wie folgt beantragt:

Versicherungsart: Direktversicherung nach 8§ 10a EStG
Tarif: WINnGARANT rente (FG)
Uberschussverwendung: Kapitalbonus (Aufschubzeit)

Bonus (Rentenbezug)
maximaler Beitragsaufwand: jahrlich 2.100 € (incl. Zulage)
Vertragsgrundlagen: 225(2), 605

Der Gesamt-Beitragsaufwand dieses Kollektivrahmenvertrages betragt mindes-
tens 5.000 € pro Kalenderjahr. Dieser Beitragsaufwand muss spatestens 1 Jahr
nach dem vereinbarten Vertragsbeginn (8 5) erreicht sein. Ist zu diesem Zeit-
punkt ein jahrlicher Beitragsaufwand von 5.000 € nicht erreicht, entfallen die
aufgrund dieses Vertrages gewahrten Sonderkonditionen. Die Versicherungen
werden dann im Einzeltarif weitergefihrt, zu den dort giltigen Bedingungen und
Beitragen.

Der jahrliche Mindest-Beitragsaufwand pro Arbeitnehmer incl. Zulagen betragt
im Rahmen dieses Vertrages 1 % des Bruttovorjahreseinkommens (bis zur Bei-
tragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung 'BBG') ab
Vertragsbeginn. Fur ab 2004 neu zu versichernde Arbeitnehmer betragt der
jahrliche Beitragsaufwand incl. Zulagen mindestens 2 % des Bruttovorjahres-
einkommens, fur ab 2006 neu zu versichernde Arbeithehmer mindestens 3 %
des Bruttovorjahreseinkommens und fur ab 2008 neu zu versichernde Arbeit-
nehmer mindestens 4 % des Bruttovorjahreseinkommens (jeweils bis zur BBG).

Fur den Neuzugang wird die jeweils fir Neuabschliisse geltende Tarifkalkulati-
on angewendet.

§3
Anmeldung

Die Anmeldung fur winGARANT rente erfolgt jeweils mit beigefiigtem Antrag
oder in elektronischer Form. Der Arbeitgeber ergdnzt den Antrag jeweils um die
Kollektivrahmenvertragsnummer und leitet ihn an den Versicherer weiter.
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8§84
Aufnahme-/Antragsverfahren

Zu versichernde Personen werden in den Kollektivrahmenvertrag aufgenom-
men, wenn die Voraussetzungen des 8 1 erfullt sind.

§5
Beginn, Annahme des Antrags, Leistungspflicht

1. Technischer Versicherungsbeginn ist fur die
a) bei Vertragsabschluss zu versichernden Personen am 1. Januar 2002

b) nach Vertragsabschluss zu versichernden Personen an dem Monatsers-
ten, an dem die Voraussetzungen des 8 1 Ziffer 1 erstmals erfullt sind

c) Erhoéhungen an dem Monatsersten, an dem die Voraussetzungen fur die
Erh6hung der Versicherung erstmals erfillt sind.

Die fur die Durchfihrung des Vertrages erforderlichen Unterlagen werden
dem Versicherer jeweils rechtzeitig vor Beginn des ersten Versicherungs-
jahres vom Arbeitgeber tbermittelt.

2. Der Versicherer stellt nach Annahme des Antrags jeder versicherten Person
eine Zweitschrift des Versicherungsscheins zur Verfligung.

Die zur Zeit des Versicherungsbeginns der einzelnen Versicherung gelten-
den Vertragsgrundlagen ergeben sich aus 8 2 und finden Anwendung, so-
weit sie nicht durch die Bestimmungen dieses Vertrages geandert werden.

3. Der Versicherer stellt dem Arbeitgeber jeweils die Unterlagen zur Verfi-
gung, die zum Erhalt der Forderung nach § 10a EStG benotigt werden. Der
Arbeitgeber leitet sie an die versicherten Arbeitnehmer weiter. Nachdem der
Arbeitnehmer die Unterlagen ausgeflllt hat, prift sie der Arbeitgeber auf
Richtigkeit und Vollstandigkeit und leitet sie gesammelt an den Versicherer
weiter.

4. Die Leistungspflicht des Versicherers beginnt in allen Féllen friihestens
a) nach Annahme des Antrages und
b) nach Zahlung des ersten Beitrags und
c) nicht vor dem in Ziffer 1 festgelegten technischen Versicherungsbeginn,

sofern das Ereignis, das die Leistungspflicht des Versicherers ausldst, bis
zu diesem Zeitpunkt noch nicht eingetreten ist.
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88 6-8 Entgeltumw

1.

3.

§6
Beitragszahlung

Alle Beitrage sind laufende Beitrdge. Zusatzlich kann fur jeden Arbeitneh-
mer im Rahmen der Fordergrenzen des § 10a EStG einmalig pro Kalender-
jahr eine Sonderzahlung geleistet werden. Alle Sonderzahlungen erfolgen
jeweils durch gesonderte Uberweisung pro versicherten Arbeitnehmer unter
Angabe der Versicherungsnummer.

Beitragsschuldner des Versicherers flr die vom Arbeitnehmer einbehalte-
nen Beitrdge ist der Arbeitgeber. Er verpflichtet sich, die falligen Beitrage
jeweils innerhalb von 15 Tagen — vom Falligkeitstage an gerechnet — ohne
Aufforderung in einer Summe kostenfrei an die winsecura abzufuhren.

Im Falle des Zahlungsverzugs treten die in den Vertragsgrundlagen festge-
legten Rechtsfolgen ein.

87
Bezugsberechtigung, vorzeitiges Ausscheiden

Diese Regelungen ergeben sich aus der Vertragsgrundlage 605.

1.

22

88
Geschaftsverkehr

Der gesamte Geschaftsverkehr zum Kollektivrahmenvertrag und zu Grund-
satzfragen wird zwischen dem Versicherungsnehmer und der Pensionskas-
se gefihrt. Der Geschaftsverkehr zu den Einzelversicherungen wird zwi-
schen dem jeweiligen Arbeitgeber und der Pensionskasse gefiihrt.

Der Versicherer wird die Versicherungsleistungen unmittelbar an den Be-
rechtigten zahlen.

Der Versicherungsnehmer verpflichtet sich, Gber den Wortlaut aller Rund-
schreiben, Drucksachen oder Vervielfaltigungen, die sich auf den Kollektiv-
rahmenvertrag, auf die Tarife, Produkte oder auf die Vertragsgrundlagen
beziehen, vor ihrer Bekanntgabe Einvernehmen mit der Hauptverwaltung
des Versicherers herzustellen.

80. EL (05/19)



Entgeltumw 889, 10

8§89
Vertragsdauer

1. Dieser Vertrag wird auf unbegrenzte Zeit geschlossen. Er kann nach Ablauf
von 2 Jahren — erstmals zum 1. Februar 2004 — und weiterhin zum Ablauf
eines jeden Vertragsjahres von beiden Parteien mit einer Frist von
6 Monaten gekindigt werden.

2. Bei einer Kindigung dieses Kollektivrahmenvertrages ist eine Weiterftih-
rung der bei Wirksamwerden der Kindigung bestehenden Versicherungen
nur als Einzelversicherungen ohne die fiir diesen Vertrag geltenden Ver-
gunstigungen moglich. Es gelten dann die jeweiligen Vertragsgrundlagen
fur die Einzelversicherung. Eine Kiindigung des Kollektivrahmenvertrags
bedingt keine Kindigung der einzelnen Versicherungsvertrage. Werden
auch die Einzelversicherungen gekindigt, so ergibt sich die Abwicklung der
Versicherungsvertrage aus den bei Abschluss oder Anderung der Einzel-
versicherungen giiltigen Versicherungsbedingungen.

Entsprechendes qilt fur den Fall der Auflésung des Arbeitgebers, sofern
nicht ein anderer Arbeitgeber die Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag
gegenuber dem Versicherer Gbernimmt.

) 8§10
Anderungsklausel

1. Jede Anderung des Kollektivrahmenvertrages ist schriftlich zu vereinbaren.

2. Sollten gesetzliche Bestimmungen Anderungen dieses Vertrages bzw. der
ihm zugrunde liegenden Vertragsgrundlagen verlangen, so wird der Arbeit-
geber daran mitwirken, dass die Anderungen im Einvernehmen mit dem
Versicherer erfolgen. Kommt ein Einvernehmen nicht zustande, so haben
beide Vertragspartner das Recht, diesen Vertrag ohne Einhaltung einer
Frist durch eingeschriebenen Brief zu kindigen.

Wiesbaden, den 8. November 2002

Bonn, den 12. November 2002

Unterschriften
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Teil A Allgemeine Versicherungsbedingungen

§ 1 Wann beginnt Ihr
Versicherungs-
schutz?

Ihr Versicherungsschutz beginnt, wenn der Vertrag ab-
geschlossen worden ist. MaRgeblicher Beginntermin ist
jeweils 12.00 Uhr Mittag des betreffenden Tages. Vor

dem im Versicherungsschein angegebenen Beginn der
Versicherung besteht kein Versicherungsschutz.

§ 2 Was haben Sie bei
der Beitragszahlung
zu beachten?

Was geschieht, wenn
Sie einen Beitrag
nicht rechtzeitig
zahlen?

(1) Die Versicherungsbeitrage sind je nach Verein-
barung in einem einzigen Beitrag (Einmalbeitrag) oder
durch jahrliche, halbjahrliche, vierteljahrliche oder monat-
liche Beitragszahlungen (laufende Beitragszahlung) zu
entrichten. Sie kdnnen aber auch laufende Beitrége in
variabler Hohe zahlen. In diesem Fall erhdht sich mit
jeder Beitragszahlung die Versicherungsleistung.

Die Versicherungsperiode umfasst bei Einmalbeitrags-
und Jahreszahlung ein Jahr, bei unterjahriger Beitrags-
zahlung entsprechend der Zahlungsweise einen Monat,
ein Vierteljahr bzw. ein halbes Jahr.

Bei laufender Beitragszahlung ist ein Wechsel der Bei-
tragszahlungsweise (des Tarifs) mit einer Frist von einem
Monat zum Ende einer jeden Versicherungsperiode
maoglich, soweit dies tariflich zulassig ist. Die Hohe der
Beitrdge hangt von der gewahlten Beitragszahlungsweise
ab. Die tariflichen Leistungen bleiben von dem Wechsel
der Beitragszahlungsweise unberthrt.

(2) Der Einldsungsbeitrag (erster oder einmaliger Beitrag)
ist abweichend von der gesetzlichen Regelung (§ 152
Absatz 3 VVG) unverzuglich nach Abschluss des
Vertrages zu zahlen, jedoch nicht vor dem mit lhnen
vereinbarten, im Versicherungsschein angegebenen
Versicherungsbeginn.

(3) Alle Folgebeitrage (weitere Beitrage) sind jeweils zum
Beginn der vereinbarten Zahlungsperiode zu zahlen,
langstens bis zum Beginn der Rentenzahlung.

(4) Die Ubermittlung der Beitrage erfolgt auf Ihre Gefahr
und Kosten.

(5) Bei Félligkeit einer Versicherungsleistung werden wir
etwaige rucksténdige Beitréage verrechnen.

(6) Wenn Sie den Einlésungsbeitrag nicht rechtzeitig zah-
len, kénnen wir - solange die Zahlung nicht bewirkt ist -
vom Vertrag zuriicktreten, es sei denn, Sie haben die
nicht rechtzeitige Zahlung nachweislich nicht zu vertre-
ten. Zudem koénnen wir eine angemessene Gebuhr fur die
Bearbeitung Ihres Vertrages (Geschéaftsgebuhr nach § 39
Abs. 1 Satz 3 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) erhe-
ben.

Ist der Einlésungsbeitrag bei Eintritt des Versicherungs-
falles noch nicht gezabhlt, sind wir nicht zur Leistung ver-
pflichtet, sofern wir Sie durch einen auffélligen Hinweis
im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge aufmerk-
sam gemacht haben. Unsere Leistungspflicht besteht
jedoch, wenn Sie die nicht rechtzeitige Zahlung nach-
weislich nicht zu vertreten haben.

(7) Wenn Sie einen Folgebeitrag nicht rechtzeitig zahlen,
senden wir lhnen eine Mahnung, in der wir Ihnen eine
Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen setzen. Be-
gleichen Sie den Riickstand nicht innerhalb dieser Frist, so
entfallt oder vermindert sich Ihr Versicherungsschutz wie
bei einer Beitragsfreistellung geman Teil B § 5. Auf diese
Rechtsfolgen werden wir in der Mahnung ausdricklich
hinweisen. Fur jede Mahnung kénnen wir eine Gebuhr
berechnen.

(8) Verzugsfolgen

Fur Beitréage, mit denen Sie in Verzug sind, berechnen wir
Verzugszinsen in gesetzlicher Hohe (8 288 Burgerliches
Gesetzbuch).

(9) Erhalt Ihr Arbeitnehmer bei fortbestehendem Arbeits-
verhdltnis kein Entgelt, kann er die Versicherung mit ei-
genen Beitragen fortsetzen (§ 1a Abs. 4 Betriebsrenten-
gesetz (BetrAVG)).

§ 3 Wer erhélt die Ver-
sicherungsleistung?
Wie kénnen Sie ein
Bezugsrecht ein-
rdumen oder Uber
lhre Recht verfugen?

(1) Alle Versicherungsleistungen zahlen wir an den
Bezugsberechtigten. Das Bezugsrecht ist in den
Besonderen Bedingungen geregelt.

(2) Eine Abtretung, Beleihung oder Verpfandung
von Rechten aus dem Vertrag ist ausgeschlossen.

(3) Bei Zahlungen in das Ausland tragt der Empfénger die
damit verbundenen Kosten sowie ein eventuelles Verlust-
risiko.
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§ 4 Was gilt fur Mittei-
lungen, die sich auf
das Versicherungs-
verhaltnis beziehen?

(1) Eine Anderung lhrer Postanschrift miissen Sie uns
unverzuglich mitteilen. Anderenfalls kénnen fur Sie
Nachteile entstehen, da wir eine an Sie zu richtende
Willenserklarung mit einge-schriebenem Brief an Ihre uns
zuletzt bekannte Anschrift senden kénnen. In diesem Fall
gilt unsere Erklarung drei Tage nach Absendung des
einge-schriebenen Briefes als zugegangen. Dies gilt auch,
wenn Sie die Versicherung in lhrem Gewerbebetrieb
genommen und Ihre gewerbliche Niederlassung verlegt
haben.

(2) Bei Anderung Ihres Namens gilt Absatz (1)
entsprechend.

(3) Wenn Sie sich fur langere Zeit auRerhalb der
Bundesrepublik Deutschland aufhalten, sollten Sie uns in
lhrem Interesse eine im Inland anséassige Person
benennen, die bevollmachtigt ist, unsere Mitteilungen fir
Sie entgegenzunehmen (Zustellungsbevollmachtigter).
(4) Sie kdnnen jederzeit von uns Kopien der Erklarungen
fordern, die Sie in Bezug auf lhren Vertrag abgegeben
haben.

§ 5 Welches Recht fin-
det auf lhren Vertrag
Anwendung und wo
ist der Gerichts-
stand?

Auf Ihren Vertrag findet das Recht der Bundesrepublik
Deutschland Anwendung.

§ 6 Welche Moglich-
keiten der aulRer-
gerichtlichen
Streitbelegung gibt
es?

Sollten Sie mit unseren Entscheidungen nicht einver-
standen sein, haben Sie zur auBergerichtlichen Streitbei-
legung die Mdglichkeit, den Versicherungsombudsmann
anzurufen:

Versicherungsombudsmann e.V.

Postfach 080632

10006 Berlin

Telefon: 0800/3696000

Fax: 0800/3699000

E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de
Webseite: www.versicherungsombudsmann.de

Das geht aber nur, solange in der gleichen Angelegenheit
kein Rechtsstreit anhangig ist. Das Schlichtungsverfahren
ist bis zu einem Beschwerdewert von 100.000,- Euro
maoglich und fur Sie kostenfrei.

Mit unserem Beitritt zum Versicherungsombudsmann e.V.
haben wir uns zur Teilnahme an Streitbeilegungs-
verfahren vor dem Versicherungsombudsmann
verpflichtet.

8§ 7 Wo ist der Gerichts-
stand?

(1) Fur Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen uns
bestimmt sich die gerichtliche Zustandigkeit nach unse-
rem Sitz oder dem Sitz der fiir den Versicherungsvertrag
zusténdigen Niederlassung. Sind Sie eine naturliche
Person und wohnen Sie in Deutschland, ist auch das
Gericht ortlich zusténdig, in dessen Bezirk Sie zur Zeit der
Klageerhebung Ihren Wohnsitz oder, in Ermangelung
eines solchen, lhren gewodhnlichen Aufenthalt haben.
(2) Sind Sie eine natirliche Person und wohnen Sie in
Deutschland, missen Klagen aus dem Versicherungs-
vertrag gegen Sie bei dem Gericht erhoben werden,

das fur lhren Wohnsitz oder, in Ermangelung eines sol-
chen, den Ort lhres gewodhnlichen Aufenthalts zustandig
ist. Ist Ihr Wohnsitz oder gewohnlicher Aufenthalt im
Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, kdnnen wir
Sie vor dem fiir unseren Sitz zustandigen Gerichtsstand
verklagen. Sind Sie eine juristische Person, bestimmt sich
das zustandige Gericht nach Ihrem Sitz oder lhrer Nieder-
lassung.

(3) Andere nach deutschem Recht begriindete Gerichts-
stande werden durch diese Vereinbarungen nicht ausge-
schlossen.

Teil B Produktbedingungen fir die Rentenversicherung mit aufgeschobenem Rentenbeginn und Kapitalwahlrecht

§ 1 Welche Leistungen
erbringen wir?

Altersrente

(1) Die bis zum vereinbarten Rentenbeginntermin erwor-
bene Altersrente zahlen wir entsprechend der gewéhlten
Rentenzahlungsweise an die versicherte Person, wenn
diese die jeweiligen Rentenzahlungstermine erlebt. Sie
basiert auf den bei Vertragsabschluss gultigen Rechnungs-
grundlagen mit einem Rechnungszins von 0,9% p. a. und
den vom Geschlecht unabhangigen unternehmensindivi-
duellen Sterbetafeln Pro bAV 2013 R Unisex. Weitere
Informationen zu den Rechnungsgrundlagen kénnen Sie
lhrem Versicherungsschein entnehmen.

(2) Bei Rentenbeginn kann auch ein Kapitalbetrag von bis
zu 30 vom Hundert des zu diesem Zeitpunkt zur Verfi-
gung stehenden Kapitals einmalig ausgezahlt werden
(Teilkapitalauszahlung). Der Wunsch, die Teilkapitalaus-
zahlung zu wahlen, muss vor dem vereinbarten Rentenbe-
ginntermin in Textform mitgeteilt werden. Die Fristen fur
den Antrag auf die Teilkapitalauszahlung entnehmen Sie
bitte lhrem Versicherungsschein. Mit der Auszahlung ver-
ringert sich die Altersrentenleistung.
Erwerbsminderungsrente

(3) Wird die versicherte Person vor dem vereinbarten Al-
tersrentenbeginn und vor Vollendung des 62. Lebens-
jahres bzw. des 60. Lebensjahres bei vor dem 01.01.2012
erteilten Versorgungszusagen erstmals erwerbsgemindert
(siehe Teil B, § 2), so kann eine Erwerbsminderungsrente
auf Antrag auf Lebenszeit mindestens aber bis zu einer

u. U. eintretenden Reaktivierung der versicherten Person
gezahlt werden. Die Hohe der Erwerbsminderungsrente
wird zum Ablauf des Monats, in dem eine Erwerbsminde-
rung eingetreten ist, aus dem vorhandenen Deckungs-

kapital* berechnet. Die erste Zahlung der Erwerbsminde-
rungsrente erfolgt am Monatsersten, der auf den Eintritt
der Erwerbsminderung folgt. Die Erwerbsminderungsrente
zahlen wir entsprechend der fir die Altersrente gewéahlten
Rentenzahlungsweise. Mit Anerkennung unserer Leis-
tungspflicht erléschen die Anspriiche auf Altersrente, auf
Kapitalabfindung und auf Leistungen aus ggf. einge-
schlossenen Zusatzversicherungen. Der Anspruch auf
Zahlung der Erwerbsminderungsrente erlischt, wenn die
Erwerbsminderung vor dem urspriinglich vereinbarten
Altersrentenbeginn wieder wegfallt (Reaktivierung). Die
versicherte Person ist verpflichtet, uns ihre Reaktivierung
unverzuglich anzuzeigen. In diesem Fall lebt der urspriing-
liche Altersrentenvertrag unter Verwendung des zum Zeit-
punkt der Reaktivierung noch vorhandenen Deckungs-
kapitals* wieder auf.

Kapitalwahlrecht

(4) Anstelle der lebenslangen Rentenzahlung kann die
versicherte Person zum vereinbarten Rentenbeginn eine
Kapitalabfindung erhalten, wenn sie diesen Termin erlebt.
Der Wunsch, die Kapitalabfindung zu wahlen, muss vor
dem vereinbarten Rentenbeginntermin in Textform mitge-
teilt werden. Die Fristen fiir den Antrag auf die Kapitalab-
findung entnehmen Sie bitte Ihnrem Versicherungsschein.
Mit der Auszahlung endet der Vertrag.

Flexibler Rentenbeginn

(5) Nach MaRgabe der nachfolgenden Regelungen kén-
nen Sie vor dem vereinbarten bzw. vor dem gewiinschten
vorgezogenen Rentenzahlungsbeginn eine Anderung des
Rentenzahlungsbeginns in Textform veranlassen.
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§ 1 Fortsetzung

a) Vorgezogener Rentenzahlungsbeginn (Abrufoption)
Der Rentenzahlungsbeginn kann vorverlegt werden, wenn
die versicherte Person zum Zeitpunkt des vorgezogenen
Rentenbeginntermins das 62. Lebensjahr bzw. das 60.
Lebensjahr bei vor dem 01.01.2012 erteilten Versorgungs-
zusagen vollendet hat und bei ihr das Erwerbseinkommen
altersbedingt weggefallen ist.

Die Hohe der urspriinglich vereinbarten Altersrente wird
dann nach den anerkannten Regeln der Versicherungs-
mathematik entsprechend gekdrzt. Die Ausubung eines
Kapitalwahlrechts zu einem vorgezogenen Rentenbeginn-
termin ist nur in Verbindung mit dem Ausscheiden des
Arbeitnehmers aus den Diensten des maf3geblichen Arbeit-
gebers maglich.

b) Hinausgeschobener Rentenzahlungsbeginn (Verlange-
rungsoption)

Der Rentenzahlungsbeginn kann um jeweils volle -
maximal 10 - Jahre, jedoch hdchstens auf das 70. Lebens-
jahr der versicherten Person, hinausgeschoben werden.
Die Verlangerungsoption kann friihestens ein Jahr vor dem
vereinbarten Rentenzahlungsbeginn beantragt werden. Ist
eine Hinterbliebenenrenten-Zusatzversicherung in Ihren
Vertrag eingeschlossen, kann der Rentenzahlungsbeginn
um maximal 5 Jahre hinausgeschoben werden. Eine ent-
sprechende Verlangerung der Laufzeit eventuell einge-
schlossener Zusatzversicherungen erfolgt, mit Ausnahme
der Hinterbliebenenrenten-Zusatzversicherung, nicht.
Haben Sie eine Rentengarantiezeit vereinbart, verkurzt
sich diese entsprechend der gewahlten Verlangerungs-
dauer. Die Austibung der Verlangerungsoption kann
beitragspflichtig oder beitragsfrei erfolgen. Entsprechend
den von Ihnen gewahlten Modalitéaten der Verlangerungs-
option nehmen wir, unter Bertcksichtigung der anerkann-
ten Regeln der Versicherungsmathematik, eine Neufest-
setzung der urspriinglich vereinbarten Rente vor. Hiertiber

erhalten Sie einen Nachtrag zum Versicherungsschein.
Todesfallleistungen wéhrend der Aufschubzeit

(6) Zusatzversicherung: Sofern mitversicherte Personen
im Sinne der ""Bedingungen fir die kollektive Witwen/
Witwer- und Waisenrenten-Zusatzversicherung" oder
der ""Bedingungen fir die Hinterbliebenen-Zusatzver-
sicherung™ am Todestag vorhanden sind, werden Todes-
fallleistungen aus der ggf. eingeschlossenen Zusatzver-
sicherung fallig.

Todesfallleistungen nach Rentenbeginn

Garantiezeit:

(7) Wurde eine Rentengarantiezeit vereinbart und erlebt
die versicherte Person den vereinbarten Rentenzahlungs-
beginn, zahlen wir die garantierte Altersrente mindestens
bis zum Ablauf der Rentengarantiezeit, unabhéangig da-
von, ob die versicherte Person diesen Termin erlebt. Stirbt
die versicherte Person nach dem Rentenbeginn, so wird
die garantierte Rente bis zum Ablauf der Rentengarantie-
zeit an den Bezugsberechtigten gezahlt. Das Bezugsrecht
ist in den Besonderen Bedingungen geregelt.
Zusatzversicherung:

(8) Bei Tod nach Rentenbeginn werden Leistungen ge-
maR den "Bedingungen fur die Hinterbliebenenrenten-
Zusatzversicherung™ fallig, sofern diese Zusatzversiche-
rung zum Zeitpunkt des Rentenbeginns eingeschlossen
wurde. Der Einschluss der individuellen Hinterbliebenen-
renten-Zusatzversicherung gegen Einmalbeitrag kann drei
Jahre vor dem planmaRigen Rentenbeginn ohne Gesund-
heitspriifung vereinbart werden; danach ist hierfir eine
Gesundheitspriifung erforderlich.

* Ein Deckungskapital miissen wir fir jeden Versicherungsvertrag bilden,
um zu jedem Zeitpunkt den Versicherungsschutz gewéhrleisten zu kénnen.
Dessen Berechnung wird nach § 88 Abs. 3 des Versicherungsaufsichts-
gesetzes (VAG) und § 341e, 341f des Handelsgesetzbuchs (HGB) sowie
den dazu erlassenen Rechtsverordnungen geregelt.

§ 2 Wann liegt Erwerbs-
minderung im Sinne
dieser Versicherung
vor?

(1) Die versicherte Person ist erwerbsgemindert, wenn sie
nach den Bestimmungen der Deutschen (gesetzlichen)
Rentenversicherung als berufs- oder erwerbsunfahig bzw.
voll oder teilweise erwerbsgemindert gilt und deswegen
eine Rente wegen Berufs-/Erwerbsunfahigkeit oder
Erwerbsminderung erhalt.

Spatere Veranderungen in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung bleiben fur die Zahlung unserer Leistungen
unbericksichtigt.

(2) Kein Leistungsanspruch besteht, wenn die versicherte
Person die Erwerbsminderung vorsatzlich herbeigefihrt
hat.

§ 3 Was haben Sie bei
Falligkeit lhrer Ver-
sicherungsleistung
und im Rentenbezug
zu beachten?
Welche Mitwir-
kungspflichten sind
zu beachten?
Welche Fristen
gelten?

(1) Wenn die erste Altersrente oder die Kapitalabfindung
ausgezahlt wird, missen Sie uns eine amtliche Geburts-
urkunde der versicherten Person einreichen. Wahlen Sie
die Kapitalabfindung, ist uns zusatzlich der Versiche-
rungsschein einzureichen. Werden Leistungen auf Grund
des flexiblen Rentenbeginns beantragt (Teil B § 1), so hat
die versicherte Person bei Antragstellung die entsprech-
enden Nachweise zu erbringen.

(2) Wir sind berechtigt, vor Auszahlungen einen amtlichen
Nachweis dariiber zu verlangen, dass die versicherte Per-
son noch lebt.

(3) Der Tod der versicherten Person ist uns unverziglich
anzuzeigen. Neben dem Versicherungsschein ist uns eine
amtliche, Alter und Geburtsort enthaltende Sterbeurkun-
de einzureichen. Zu Unrecht empfangene Rentenzah-
lungen sind an uns zuriickzuzahlen.

(4) Werden Leistungen wegen Eintritt einer Erwerbsmin-

derung geltend gemacht, ist uns eine beglaubigte Ab-
schrift des vollstandigen Rentenbescheids der Deutschen
(gesetzlichen) Rentenversicherung vorzulegen.

(5) Die mit diesen Nachweisen verbundenen Kosten tragt
derjenige, der die Versicherungsleistung beansprucht.

(6) Der Anspruch auf Zahlung der Versicherungsleistung
verjahrt in drei Jahren, beginnend mit dem Schluss des
Jahres, in welchem die Leistung erstmals verlangt werden
kann und die anspruchstellende Person von den Anspruch
begrindenden Umsténden Kenntnis erlangt hat oder
ohne grobe Fahrlassigkeit erlangen musste. Ist ein An-
spruch bei uns angemeldet worden, ist die Verjahrung bis
zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem unsere Entscheidung
der anspruchstellenden Person in Textform zugeht. Der
Zeitraum zwischen der Anmeldung und dem Zugang un-
serer Entscheidung bleibt damit bei der Berechnung der
Frist unbertcksichtigt.

8 4 Welche Folgen hat
eine Verletzung der
Mitwirkungspflich-
ten?

(1) Bis zur Vorlage der von uns angeforderten Unterlagen
und Nachweise (Teil B 8 3 Absétze 1 bis 3) kdnnen wir
Versicherungsleistungen zurtickbehalten.

(2) Wird die Anzeigepflicht (Teil B § 3 Abs. 3) arglistig
verletzt, sind wir von unserer Leistungspflicht befreit.

(3) Bei vorsatzlicher Verletzung der Anzeigepflicht sind wir
leistungsfrei. Unsere Leistungspflicht bleibt aber insoweit
bestehen, als die Verletzung fir die Feststellung weder
des Versicherungsfalles, noch des Umfanges der Leis-
tungspflicht urséchlich war.

(4) Bei grob fahrlassigem Verhalten sind wir berechtigt, die
Todesfallleistung in einem der Schwere des Verschuldens
entsprechenden Verhéltnis zu kurzen. Dass die Fahrlassig-
keit nicht grob war, muss der Versicherungsnehmer nach-
weisen. Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend.

(5) Die vollstéandige oder teilweise Leistungsfreiheit tritt
nur ein, wenn wir Sie durch gesonderte Mitteilung in
Textform (z.B. Fax oder E-Mail) auf diese Rechtsfolge
hingewiesen haben.

§ 5 Was gilt, wenn Sie
die Versicherung
kundigen oder
betragsfrei stellen?

Kundigung

(1) Sofern die gesetzlichen Unverfallbarkeitsfristen zum

Schluss der vereinbarten Versicherungsperiode im Sinne
des § 1b BetrAVG noch nicht erflllt sind, kdnnen Sie die
Versicherung - jedoch nur bis zu 3 Monaten vor Renten-

beginn und sofern keine Zahlungspflicht aus einer Er-
werbsminderungsrente oder sonstigen Zusatzversicherung
besteht - ganz oder teilweise kiindigen. Die Kiindigung
muss in Textform erfolgen. Nach einer Kiindigung er-
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halten Sie gemaR § 169 VVG den Ruckkaufswert lhrer
Versicherung, soweit dieser bereits entstanden ist (vgl.
Abs. 2 und 6). Mindestens erhalten Sie den Betrag des
Deckungskapitals, der sich bei Verrechnung - unter
Beachtung der aufsichtsrechtlichen Grenzen - der
angesetzten Abschluss- und Vertriebskosten gemaf Teil B
§ 6 Abs. 1 b ergibt. Die Erstattung des Ruckkaufswertes
erfolgt bei teilweiser Kiindigung anteilig.

(2) Wir berechnen den Ruickkaufswert nach den aner-
kannten Regeln der Versicherungsmathematik mit den
Rechnungsgrundlagen der Pramienkalkulation fir den
Schluss der laufenden Versicherungsperiode als Deckungs-
kapital Ihrer Versicherung.

(3) Von dem so ermittelten Wert erfolgt kein (Storno-)
Abzug.

(4) Zusatzlich zahlen wir die lThrem Vertrag bereits zuge-
teilten Uberschussanteile aus, soweit sie nicht bereits in
dem nach Absatz 1 berechneten Riickkaufswert enthalten
sind, sowie einen Schlussuberschussanteil, soweit ein sol-
cher fur den Fall einer Kiindigung vorgesehen ist.
AuRerdem erhoht sich der Auszahlungsbetrag ggf. um die
lhrer Versicherung gemaR Teil B § 7 zugeteilten Bewert-
ungsreserven.

(5) Setzen Sie lhre Versicherung nur teilweise herab (Teil-
kindigung), so ist dies unwirksam, wenn die verbleibende
beitragspflichtige monatliche Rente unter den Mindest-
betrag von 25 EUR oder die monatliche Beitragsrate unter
25 EUR sinkt. Zur Beendigung lhrer Versicherung miissen
Sie in diesem Fall den Vertrag vollstandig kiindigen.

(6) Da wir lhre ersten Beitrage mit den Abschluss- und
Vertriebskosten verrechnen, kann in der Anfangszeit nur
ein geringer Ruckkaufswert vorhanden sein (vgl. Teil B

§ 6). Auch nach dieser Tilgung erreicht der Ruckkaufswert
nicht unbedingt die Summe der eingezahlten Beitrage. Die
Hoéhe der garantierten Rickkaufswerte/Leistung bei
Ruckkauf - die vom Zeitpunkt Ihrer Kiindigung abhangen
- sowie weitere Einzelheiten kdnnen Sie der Tabelle im
Rahmen der "'Information zu Ruckkauf und Beitrags-
freistellung'* entnehmen.

(7) Sind die gesetzlichen Unverfallbarkeitsfristen zum
Schluss der vereinbarten Versicherungsperiode im Sinne
des § 1b BetrAVG erfllt, kann die Versicherung nicht
mehr gekiindigt, sondern nur noch beitragsfrei weiterge-
fuhrt werden. Ein Anspruch auf einen Riickkaufswert/eine
Leistung bei Riickkauf besteht in diesem Fall nicht.

(8) Die Riickzahlung von Beitragen kdnnen Sie nicht ver-
langen. Ausstehende Forderungen werden mit dem Riick-
kaufswert verrechnet.

Beitragsfreistellung

(9) Sie kdnnen jederzeit beantragen, von lhrer Beitrags-
zahlungspflicht befreit zu werden. Der Antrag muss in
Textform erfolgen. In diesem Fall erhoht sich die bis zum
Beitragsfreistellungstermin erreichte Altersrentenanwart-
schaft nicht mehr bzw. setzen wir die Rente auf eine
beitragsfreie Rente herab, die wir nach den anerkannten
Regeln der Versicherungsmathematik fiir den Schluss der
Versicherungsperiode errechnen. Die aus lhrer Versiche-
rung fir die Bildung der beitragsfreien Rente zur Verfi-
gung stehenden Mittel vermindern sich um ausstehende
Forderungen.

(10) Da wir lhre ersten Beitrage mit den Abschluss- und
Vertriebskosten verrechnen (vgl. Teil B § 6), stehen bis zur
Tilgung der Abschluss- und Vertriebskosten nur geringe
Betrage fir die Bildung einer beitragsfreien Rente zur Ver-
flgung. Auch nach dieser Tilgung stehen nicht unbedingt
Mittel in Hohe der eingezahlten Beitrage fir die Bildung
einer beitragsfreien Leistung zur Verfiigung. Die Hohe der
garantierten beitragsfreien Rente - die vom Zeitpunkt der
Beitragsfreistellung abhangt - sowie weitere Einzelheiten
konnen Sie der Tabelle im Rahmen der "Information zu
Ruckkauf und Beitragsfreistellung* entnehmen.

(11) Haben Sie die Befreiung von der Beitragszahlungs-
pflicht beantragt und erreicht die nach Abs. 9 zu berech-
nende beitragsfreie Rente den Mindestbetrag von 20 EUR
nicht, so erhalten Sie den Ruickkaufswert und die Versi-
cherung erlischt, unabhangig davon, ob die gesetzliche
Unverfallbarkeit (vgl. Abs. 1) bereits eingetreten ist.

(12) Die Riickzahlung der Beitrage kénnen Sie nicht
verlangen.

8 6 Wie werden lhre
Beitrédge verwendet?
Welche Kosten und
Gebuhren fallen an
und wie werden sie
ausgeglichen?

(1) Wie werden Ihre Beitrdge verwendet?

a) lhre Beitrage dienen der Abdeckung des von uns ver-
sicherten Risikos (Risikobeitrag) und - je nach Art der von
Ihnen gewdhlten Versicherung - der Kapitalbildung (Spar-
beitrag).

b) Daruber hinaus decken sie folgende Kosten:

- Abschluss- und Vertriebskosten

Diese umfassen unmittelbar zurechenbare Aufwendun-
gen, wie insbesondere Abschlussvergitungen an die Ver-
sicherungsvermittler, Aufwendungen fur die Aufnahme
des Vertrages in den Versicherungsbestand und Aufwen-
dungen fur die Risikoprifung im Zusammenhang mit dem
Abschluss des Versicherungsvertrages. Sie umfassen auch
mittelbar zurechenbare Aufwendungen, wie insbesondere
Produktentwicklungskosten, allgemeine Werbeaufwen-
dungen und Aufwendungen im Zusammenhang mit der
Antragsbearbeitung und Policierung.

Insoweit ist fur Ihren Versicherungsvertrag das Verrech-
nungsverfahren nach der Deckungsruckstellungsverord-
nung maRgebend. Hierbei werden die ersten Beitrage zur
Tilgung eines Teils der Abschluss- und Vertriebskosten
herangezogen, soweit die Beitrédge nicht fur Leistungen im
Versicherungsfall, Kosten des Versicherungsbetriebs in
der jeweiligen Versicherungsperiode und fiur die Bildung
der Deckungsruckstellung aufgrund von § 25 Abs. 2
RechVersV i.V.m. § 169 Abs. 3 VVG bestimmt sind. Der
auf diese Weise zu tilgende Betrag ist nach der Deckungs-

rickstellungsverordnung auf 2,5% der von lhnen
wahrend der Laufzeit des Vertrages zu zahlenden Beitrdge
beschrankt. Dies bedeutet, dass z.B. bei Zahlung eines
Einmalbeitrags die Verrechnung der Abschluss- und
Vertriebskosten sofort erfolgt.

Die restlichen Abschluss- und Vertriebskosten werden
waéhrend der vertraglich vereinbarten Beitragszahlungs-
dauer aus den laufenden Beitréagen getilgt.

Die beschriebene Kostenverrechnung hat - wenn die von
lhnen gewabhlte Versicherung die Bildung einer beitrags-
freien Versicherungsleistung oder eines Riickkaufswertes
vorsieht - wirtschaftlich zur Folge, dass in der Anfangszeit
lhrer Versicherung bei laufender Beitragszahlung nur
geringe Betrage bzw. bei der Zahlung eines Einmalbei-
trags oder bei abgekirzter Zahlungsdauer nur ein ge-
minderter Betrag vorhanden sind, mindestens jedoch die
in der Tabelle im Rahmen der Information zu Rickkauf
und Beitragsfreistellung genannten Betrége. Dort finden
Sie hierzu weitergehende Informationen.

- Verwaltungskosten

Diese umfassen insbesondere die Aufwendungen fur den
Beitragseinzug und die Bestandsverwaltung sowie fur die
Regulierung von Versicherungsféllen.

Né&here Informationen kénnen Sie dem Kostenausweis im
Rahmen des Versicherungsscheins entnehmen.

Die Regelungen gelten fir Beitrags- und/oder Leistungs-
erhdéhungen entsprechend.
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(2) Welche Kosten werden nicht von den Beitragen ge-
deckt?

a) Verwaltungskosten beitragsfreier Versicherungen

Bei beitragsfreien Versicherungen, fir die bis zum Eintritt
des Versicherungsfalles kein laufender Beitrag mehr
gezahlt wird, sowie bei Versicherungen im Rentenbezug
entnehmen wir lhrem Deckungskapital die laufenden
Verwaltungskosten. Bei Rentenversicherungen im Renten-
bezug wird der ausgewiesene Rentenbetrag dadurch nicht
geschmalert.

b) Gebuhren

Sollten Sie Dienstleistungen oder Geschéaftsvorfélle ver-
anlassen, die Uber die gewohnliche Verwaltung Ihres
Vertrages hinausgehen, kénnen wir lhnen Gebiihren in
Rechnung stellen. Hierzu kénnen wir Gebuhrentatbe-
stande einfihren und deren Héhe unter Berlicksichtigung
des tatséchlichen durchschnittlichen Verwaltungsauf-
wandes und nach billigem Ermessen festsetzen

§ 7 Wie sind Sie an un-
seren Uberschiissen
beteiligt?

Wir beteiligen die Versicherungsvertrage geman § 153
des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) an den Uber-
schiissen und Bewertungsreserven (Uberschussbeteili-
gung), die jahrlich im Rahmen unseres Jahresabschlusses
festgestellt werden.

(1) Grundsétze und MaRstébe fir die Uberschuss-
beteiligung

a) Uberschiisse entstehen, wenn sich die tatséchlichen

- Nettoertrage der Kapitalanlagen (Zinsergebnis),

- Aufwendungen fur Versicherungsleistungen
(Risikoergebnis) und

- Kosten des Versicherungsbetriebs (Kostenergebnis)
glnstiger als bei der Tarifkalkulation zu Grunde gelegt
entwickeln

aa) An den Nettoertragen derjenigen Kapitalanlagen, die
fr kunftige Versicherungsleistungen vorgesehen sind,
beteiligen wir die Versicherungsnehmer insgesamt min-
destens in der jeweils aufsichtsrechtlich vorgeschriebenen
Hohe. Aus diesem Betrag werden zunéchst die Zinsen
finanziert, die zur Finanzierung der garantierten Versiche-
rungsleistungen bendétigt werden. Die verbleibenden
Mittel verwenden wir fiir die Uberschussbeteiligung der
Versicherungsnehmer. Sollte sich die Lebenserwartung der
Versicherten so stark erhohen, dass die aktuellen Rech-
nungsgrundlagen der Beitragskalkulation voraussichtlich
nicht mehr ausreichen, um die Rentenzahlungen auf
Dauer zu sichern, kénnen ab diesem Zeitpunkt Uber-
schisse zur dauerhaften Sicherung der Rentenleistung
verwendet werden.

bb) Die Versicherungsnehmer werden auch an dem
Risiko- und Kostenergebnis in der aufsichtsrechtlich
vorgeschriebenen Hohe beteiligt.

cc) Die verschiedenen Versicherungsarten tragen unter-
schiedlich zur Bildung von Uberschiissen bei. Wir haben
deshalb gleichartige Versicherungen zu Gruppen zusam-
mengefasst. In Abhangigkeit von den versicherten Risiken
haben wir Bestandsgruppen gebildet. So werden z.B. das
Todesfall- oder Langlebigkeitsrisiko in Bestandsgruppen
zusammengefasst. Die Verteilung des Uberschusses auf
die einzelnen Gruppen orientiert sich daran, wie sie zu
seiner Entstehung beigetragen haben. Des Weiteren
berticksichtigen wir insbesondere die Grundlagen der
Beitragskalkulation (z.B. Rechnungszins, Sterbetafel), die
Art des Versicherungsvertrages (z.B. laufende Beitrags-
zahlung, Einmalbeitrag) und die Kapitalmarktverhéltnisse.
Den Uberschuss fiihren wir der Riickstellung fiir Beitrags-
rickerstattung zu, soweit er nicht in Form der sog. Direkt-
gutschrift bereits unmittelbar den tUberschussberechtigten
Versicherungen gutgeschrieben wird. Diese Rickstellung
dient dazu, Ergebnisschwankungen im Zeitablauf zu
glatten. Sie darf grundsatzlich nur fiir die Uberschussbe-
teiligung der Versicherungsnehmer verwendet werden.
Nur ausnahmsweise kénnen wir die Ruckstellung im
Interesse der Versicherungsnehmer auch zur Abwendung
eines drohenden Notstandes, sowie zur Verlustabdeckung
und zur Erhéhung der Deckungsriickstellung heranziehen
(8 139 VAG). Hierfur benétigen wir die Zustimmung der
Aufsichtsbehdrde.

(b) Bewertungsreserven entstehen, wenn der Marktwert
der Kapitalanlagen tber dem Wert liegt, mit dem die
Kapitalanlagen in der Bilanz ausgewiesen sind. Die
Bewertungsreserven sorgen fur Sicherheit und dienen
dazu, kurzfristige Ausschlage an den Kapitalméarkten
auszugleichen.

Die Beteiligung an den Bewertungsreserven wird den
Vertragen der Versicherungsnehmer gemaf § 153 Abs. 3
VVG nach einem verursachungsorientierten Verfahren
rechnerisch zugeordnet. Die Hohe der Bewertungs-
reserven wird mindestens einmal jéhrlich neu ermittelt.
Bei Erleben, Tod oder Kiindigung, bei Rentenversiche-
rungen auch bei Wechsel in den Leistungsbezug teilen wir
den fur diesen Zeitpunkt aktuell ermittelten Betrag zur
Halfte zu. Bei Rentenversicherungen erfolgt eine Beteili-
gung auch wahrend des Leistungsbezugs.
Aufsichtsrechtliche Regelungen zur Kapitalausstattung
bleiben unberihrt.

(2) Welche Grundsatze und MalRistébe gelten fir die
Uberschussbeteiligung Ihres Vertrages?

Dem Versicherungsschein kdnnen Sie entnehmen, zu
welcher Bestandsgruppe die Versicherung gehdrt. In
Abhéangigkeit von dieser Zuordnung erhélt die Versiche-
rung jahrlich Uberschussanteile. Die Mittel fur die Uber-
schussanteile werden bei der Direktgutschrift zu Lasten
des Ergebnisses des Geschéftsjahres finanziert, ansonsten
der Ruckstellung fur Beitragsruckerstattung entnommen.
Die Hohe der Uberschussanteilsatze wird jedes Jahr vom
Vorstand unseres Unternehmens auf Vorschlag des
Verantwortlichen Aktuars festgelegt. Wir verdffentlichen
die Uberschussanteilsétze in unserem Geschéftsbericht.
Den Geschéftsbericht kdnnen Sie bei uns jederzeit anfor-
dern.

(3) Unabhéngig von den tatsachlich vorhandenen Bewer-
tungsreserven kann vom Vorstand auf Vorschlag des
Verantwortlichen Aktuars jéhrlich eine Mindestbeteiligung
festgelegt werden.

Bei der Berechnung der Ihrem Vertrag zustehenden ver-
teilungsfahigen Bewertungsreserve werden die Laufzeit
und die H6he des zinserzeugenden Kapitals Ihres Vertrags
beriicksichtigt

(4) Vor Rentenzahlungsbeginn gilt:

Die fur Ihren Vertrag geltende und im Versicherungs-
schein genannte Uberschussverwendungsart haben Sie
bei Antragstellung fiir die Vertragslaufzeit bis zum ver-
einbarten Rentenzahlungsbeginn festgelegt.

a) Uberschussanteile und deren BemessungsgroRen fiir
lhren Vertrag

Uberschussanteile kénnen gutgeschrieben werden als
aa) Grund- und Zinslberschussanteile

(i) Die Grund- und Zinsuiberschussanteile werden ab
Versicherungsbeginn jeweils am Ende eines Versiche-
rungsjahres zugeteilt.

(i) Uberschussverwendungsarten

Bonusrente ohne Ruckgewahr

Die Grund- und Zinsiiberschussanteile werden zur Erho-
hung der Versicherungsleistung ausschlief3lich bei Erleben
des Rentenbeginns verwendet.

- Verzinsliche Ansammlung:

Die Zinsuberschussanteile werden verzinslich angesam-
melt; dabei ist die Verzinsung des Ansammlungsguthabens
(Ansammlungszins) nicht garantiert. MaRgeblich ist
insoweit unsere jeweils aktuelle Deklaration.

(iii) Als BemessungsgroRe fur die Grund- und Zinsiber-
schussanteile dient das maRgebliche Deckungskapital aus
lhrer Versicherung und zugeteilten Bonusrenten (bei der
Uberschussverwendungsart Bonusrente ohne
Ruckgewahr).
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bb) Schlussuberschussanteile

Der Schlussuiberschuss wird einmalig zum Zeitpunkt des
vereinbarten Rentenbeginns festgelegt und zugeteilt. Eine
anteilige Zuteilung erfolgt bei Kuindigung lhres Vertrags,
bei vorgezogenem Rentenzahlungsbeginn oder im
Todesfall, sofern die versicherte Person das 60. Lebensjahr
vollendet hat und die Zeit bis zum vereinbarten Renten-
beginn héchstens noch 10 Jahre betragt. Der Schlussiiber-
schussanteil wird in Prozent der geschéftsplanmaRigen
BezugsgrolRe bemessen, die vom Deckungskapitalverlauf
und der bisherigen Entwicklung der Uberschussbeteiligung
abhéangt.

cc) Bewertungsreserven

GemaR § 153 Abs. 3 VVG werden Sie in der Aufschubzeit
an unseren Bewertungsreserven nach einem verursach-
ungsorientierten Verfahren beteiligt. Die Bewertungs-
reserven werden bei Tod, Kiindigung (teilweise Kiindigung
anteilig), Wechsel in den Leistungsbezug oder Wahl der
Kapitalabfindung zur Halfte zugeteilt.

b) Verwendung der Uberschussanteile

aa) in der Aufschubzeit

Im Todesfall oder bei Kindigung ergeben sich im Rahmen
Ihrer Uberschussbeteiligung folgende Auszahlungen:

- Bei Wahl der Uberschussverwendungsart verzinsliche
Ansammlung wird das erreichte Ansammlungsguthaben
nach den aktuell glltigen Rechnungsgrundlagen in eine
lebenslange Rente umgewandelt und an die Bezugsbe-
rechtigten entsprechend der gewéhlten Rentenzahlungs-
weise ausgezahlt. Im Ubrigen ist die Regelung nach Abs. 4
b) aa) 3. Spiegelstrich Satz 2 ff. entsprechend anzuwen-
den. Bei Kiindigung gemaf Teil B § 5 wird nur dann eine
Zahlung geleistet, wenn die Unverfallbarkeitsfristen
gemaR § 1b BetrAVG noch nicht erfullt sind; ansonsten
bleibt das Ansammlungsguthaben dem Vertrag erhalten.

- Haben Sie alternativ die Uberschussverwendungsart
Bonusrente ohne Ruckgewahr gewahlt, erfolgt keine Aus-
zahlung aus dem Bonusrentendeckungskapital. Bei Kiindi-
gung geman § 5 wird nur dann eine Zahlung in Hohe des
Bonus-Ruckkaufwertes geleistet, wenn die Unverfallbar-
keitsfristen geméaR § 1b BetrAVG noch nicht erfillt sind;
ansonsten bleibt die Bonusrente dem Vertrag erhalten.

- Die gemaR Abs. 4 a) bb) zugeteilten Schlussuberschuss-
anteile werden ebenso wie die gemaR Abs. 4 a) cc) zuge-
teilten Bewertungsreserven in voller Hohe nach den
aktuell gultigen Rechnungsgrundlagen in eine lebenslange
Rente umgewandelt und an die Bezugsberechtigten aus-
gezahlt. An Stelle der Rente kann der jeweils Bezugsbe-
rechtigte eine Kapitalabfindung erhalten. Der Wunsch, die
Kapitalabfindung zu wahlen, muss innerhalb einer Frist
von 6 Wochen nach dem Tod der versicherten Person in
Textform mitgeteilt werden. Einer Mitteilung in Textform
bedarf es nicht, wenn das fur die Todesfallleistung zu
verrentende Kapital nicht den gemaR § 150 Abs. 4 VVG

von der Aufsichtsbehdrde festgelegten Hochstbetrag fiir
gewohnliche Beerdigungskosten Ubersteigt. In diesem Fall
erfolgt an Stelle einer Rentenzahlung die Auszahlung des
einmaligen Kapitalbetrages als Sterbegeld.

bb) zum Ende der Aufschubzeit

(i) bei Wahl der Rentenleistung

Alle bei Rentenbeginn vorhandenen Uberschussanteile
und zugeteilten Bewertungsreserven gemaf Abs. 4 a)
werden bei Rentenbeginn geman den zum Zeitpunkt des
Rentenzahlungsbeginns giltigen Rechnungsgrundlagen
zur Erhéhung der garantierten Rentenleistung verwendet.
(i) bei Wahl der Kapitalabfindung

Alle zum Ende der Aufschubzeit vorhandenen Uber-
schussanteile und zugeteilten Bewertungsreserven gemaf
Abs. 4 a) werden ausgezahlt.

(5) Ab Rentenzahlungsbeginn gilt:

a) Uberschussanteile und deren BemessungsgréRen

aa) Grund- und Zinsiiberschussanteile Uberschuss-
anteile erhalten Sie als Grund- und Zinsuberschussanteile.
Diese werden ab Rentenbeginn jeweils am Ende eines
Versicherungsjahres zugeteilt. BemessungsgroRe ist das
jeweils aktuelle Deckungskapital.

bb) Bewertungsreserven

GeméaR § 153 Abs. 3 VVG werden Ihrem Vertrag wahrend
des Rentenbezugs Bewertungsreserven nach einem verur-
sachungsorientierten Verfahren zugeordnet und zum
Versicherungsjahrestag zur Halfte zugeteilt.

b) Verwendung der Uberschussanteile

aa) Grund- und Zinstberschussanteile

Die Uberschussanteile werden zur jahrlichen Steigerung
der jeweils erreichten Rente verwendet. Der jéhrliche
Steigerungssatz ist abhangig von der Héhe der jeweils
deklarierten Uberschussanteilsétze.

bb) Bewertungsreserven

Die lhrer Versicherung zugeteilten Bewertungsreserven
werden in voller H6he zur jahrlichen Steigerung der
jeweils erreichten Rente verwendet.

() In welcher Hohe fallt die Uberschussbeteiligung an?
Die Hohe der Uberschussbeteiligung hangt von vielen
Einflissen ab. Diese sind allein schon wegen der langen
Vertragslaufzeit nicht vorhersehbar und von uns nur
begrenzt beeinflussbar. Wesentliche Einflussfaktoren sind
dabei die Zinsentwicklung am Kapitalmarkt, die Entwick-
lung des versicherten Risikos und der Kosten. Die Héhe
der kiinftigen Uberschussbeteiligung kann also nicht
garantiert werden. Den méglichen Verlauf der Uber-
schussbeteiligung kénnen Sie den Tabellen zur Werte-
entwicklung, die dem Versicherungsschein beiliegen,
entnehmen.

(7) Weitere Erlauterungen sowie versicherungsmathe-
matische Hinweise finden Sie im beiliegenden Merkblatt
zur Uberschussbeteiligung.

Die fir lhre Versicherung zustandige Aufsichtsbehérde
ist die Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht
(BaFin), Postfach 12 53, 53002 Bonn,

Internet: www.bafin.de.

Unser Unternehmen ist Mitglied im Verein Versicherungs-
ombudsmann e.V., Postfach 080632, 10006 Berlin.
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Teil A Allgemeine Versicherungsbedingungen

§ 1 Wann beginnt Ihr
Versicherungs-
schutz?

Ihr Versicherungsschutz beginnt, wenn der Vertrag abge-
schlossen worden ist. MaRgeblicher Beginntermin ist je-
weils 12.00 Uhr Mittag des betreffenden Tages. Vor dem

im Versicherungsschein angegebenen Beginn der Versi-
cherung besteht kein Versicherungsschutz.

§ 2 Was haben Sie bei
der Beitragszahlung
zu beachten?

Was geschieht,
wenn Sie einen Bei-
trag nicht rechtzeitig
zahlen?

(1) Die Versicherungsbeitrage sind je nach Verein-
barung in einem einzigen Beitrag (Einmalbeitrag) oder
durch jéhrliche, halbjéhrliche, vierteljahrliche oder monat-
liche Beitragszahlungen (laufende Beitragszahlung) zu
entrichten. Sie kdnnen aber auch laufende Beitrage in
variabler Hohe zahlen. In diesem Fall erhoht sich mit
jeder Beitragszahlung die Versicherungsleistung.

Die Versicherungsperiode umfasst bei Einmalbeitrags-
und Jahreszahlung ein Jahr, bei unterjahriger Beitrags-
zahlung entsprechend der Zahlungsweise einen Monat,
ein Vierteljahr bzw. ein halbes Jahr.

Bei laufender Beitragszahlung ist ein Wechsel der Bei-
tragszahlungsweise (des Tarifs) mit einer Frist von einem
Monat zum Ende einer jeden Versicherungsperiode
moglich, soweit dies tariflich zulassig ist. Die Hohe der
Beitrage hangt von der gewahlten Beitragszahlungsweise
ab. Die tariflichen Leistungen bleiben von dem Wechsel
der Beitragszahlungsweise unberuhrt.

(2) Der Einlosungsbeitrag (erster oder einmaliger Beitrag)
ist abweichend von der gesetzlichen Regelung (8 152
Absatz 3 VVG) unverziglich nach Abschluss des
Vertrages zu zahlen, jedoch nicht vor dem mit Ihnen
vereinbarten, im Versicherungsschein angegebenen
Versicherungsbeginn.

(3) Alle Folgebeitrage (weitere Beitrage) sind jeweils zum
Beginn der vereinbarten Zahlungsperiode zu zahlen,
langstens bis zum Beginn der Rentenzahlung.

(4) Die Ubermittlung der Beitrage erfolgt auf Ihre Gefahr
und Kosten.

(5) Bei Falligkeit einer Versicherungsleistung werden wir
etwaige rucksténdige Beitréage verrechnen.

(6) Wenn Sie den Einlésungsbeitrag nicht rechtzeitig zah-
len, kénnen wir - solange die Zahlung nicht bewirkt ist -
vom Vertrag zuricktreten, es sei denn, Sie haben die
nicht rechtzeitige Zahlung nachweislich nicht zu vertre-
ten. Zudem kdnnen wir eine angemessene Gebuhr fur die
Bearbeitung Ihres Vertrages (Geschéaftsgebuhr nach § 39
Abs. 1 Satz 3 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) erhe-
ben.

Ist der Einldsungsbeitrag bei Eintritt des Versicherungs-
falles noch nicht gezabhlt, sind wir nicht zur Leistung ver-
pflichtet, sofern wir Sie durch einen auffalligen Hinweis
im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge aufmerk-
sam gemacht haben. Unsere Leistungspflicht besteht
jedoch, wenn Sie die nicht rechtzeitige Zahlung nach-
weislich nicht zu vertreten haben.

(7) Wenn Sie einen Folgebeitrag nicht rechtzeitig zahlen,
senden wir lhnen eine Mahnung, in der wir Ihnen eine
Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen setzen. Be-
gleichen Sie den Ruckstand nicht innerhalb dieser Frist, so
entfallt oder vermindert sich Ihr Versicherungsschutz wie
bei einer Beitragsfreistellung geman Teil B 8 5. Auf diese
Rechtsfolgen werden wir in der Mahnung ausdricklich
hinweisen. Fir jede Mahnung kénnen wir eine Gebuhr
berechnen.

(8) Verzugsfolgen

Fir Beitrage, mit denen Sie in Verzug sind, berechnen wir
Verzugszinsen in gesetzlicher Hohe (8 288 Burgerliches
Gesetzbuch).

(9) Erhélt Ihr Arbeitnehmer bei fortbestehendem Arbeits-
verhdltnis kein Entgelt, kann er die Versicherung mit ei-
genen Beitrégen fortsetzen (8 1a Abs. 4 Betriebsrenten-
gesetz (BetrAVG)).

§ 3 Wer erhalt die Ver-
sicherungsleistung?
Wie konnen Sie ein
Bezugsrecht ein-
raumen oder Uber
lhre Recht verfigen?

(1) Alle Versicherungsleistungen zahlen wir an den Be-
zugsberechtigten. Das Bezugsrecht ist in den Besonderen
Bedingungen geregelt.

(2) Eine Abtretung, Beleihung oder Verpfandung von
Rechten aus dem Vertrag ist ausgeschlossen.

(3) Bei Zahlungen in das Ausland tréagt der Empfanger die
damit verbundenen Kosten sowie ein eventuelles Verlust-
risiko.
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§ 4 Was gilt fur Mittei-
lungen, die sich auf
das Versicherungs-
verhaltnis beziehen?

(1) Eine Anderung lhrer Postanschrift miissen Sie uns
unverzuglich mitteilen. Anderenfalls kénnen fur Sie
Nachteile entstehen, da wir eine an Sie zu richtende
Willenserklarung mit eingeschriebenem Brief an Ihre uns
zuletzt bekannte Anschrift senden kénnen. In diesem Fall
gilt unsere Erklarung drei Tage nach Absendung des
eingeschriebenen Briefes als zugegangen. Dies gilt auch,
wenn Sie die Versicherung in Ihrem Gewerbebetrieb ge-
nommen und lhre gewerbliche Niederlassung verlegt
haben.

(2) Bei Anderung lhres Namens gilt Absatz (1) entspre-
chend.

(3) Wenn Sie sich fur langere Zeit auRerhalb der Bundes-
republik Deutschland aufhalten, sollten Sie uns in Ihrem
Interesse eine im Inland ansassige Person benennen, die
bevollmé&chtigt ist, unsere Mitteilungen fur Sie entgegen-
zunehmen (Zustellungsbevollmachtigter).

(4) Sie kdnnen jederzeit von uns Kopien der Erklarungen
fordern, die Sie in Bezug auf lhren Vertrag abgegeben
haben.

8§ 5 Welches Recht fin-
det auf lhren Ver-
trag Anwendung
und wo ist der
Gerichtsstand?

Auf lhren Vertrag findet das Recht der Bundesrepublik
Deutschland Anwendung.

§ 6 Welche Mdglich-
keiten der auer-
gerichtlichen
Streitbeilegung gibt

Sollten Sie mit unseren Entscheidungen nicht einver-
standen sein, haben Sie zur auRergerichtlichen Streitbei-
legung die Mdglichkeit, den Versicherungsombudsmann
anzurufen:

Versicherungsombudsmann e.V.

Das geht aber nur, solange in der gleichen Angelegenheit
kein Rechtsstreit anh&ngig ist. Das Schlichtungsverfahren
ist bis zu einem Beschwerdewert von 100.000,- Euro
mdglich und fir Sie kostenfrei.

?
o Postfach 080632 Mit unserem Beitritt zum Versicherungsombudsmann e.V.

10006 Berlin haben wir uns zur Teilnahme an Streitbeilegungs-
Telefon: 0800/3696000 verfahren vor dem Versicherungsombudsmann
Fax: 0800/3699000 verpflichtet.
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de
Webseite: www.versicherungsombudsmann.de

§ 7 Wo ist der (1) Fur Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen uns fir Inren Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen,

Gerichtsstand?

bestimmt sich die gerichtliche Zustandigkeit nach unserem
Sitz oder dem Sitz der fiir den Versicherungsvertrag
zustandigen Niederlassung. Sind Sie eine natrliche
Person und wohnen Sie in Deutschland, ist auch das
Gericht ortlich zusténdig, in dessen Bezirk Sie zur Zeit der
Klageerhebung Ihren Wohnsitz oder, in Ermangelung
eines solchen, lhren gewodhnlichen Aufenthalt haben.

(2) Sind Sie eine natirliche Person und wohnen Sie in
Deutschland, missen Klagen aus dem Versicherungs-
vertrag gegen Sie bei dem Gericht erhoben werden, das

den Ort Ihres gewdhnlichen Aufenthalts zusténdig ist. Ist
Ihr Wohnsitz oder gewdhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt
der Klageerhebung nicht bekannt, kénnen wir Sie vor dem
fr unseren Sitz zustéandigen Gerichtsstand verklagen.Sind
Sie eine juristische Person, bestimmt sich das zustandige
Gericht nach Ihrem Sitz oder lhrer Niederlassung.

(3) Andere nach deutschem Recht begriindete Gerichts-
stande werden durch diese Vereinbarungen nicht
ausgeschlossen.

Teil B Produktbedingungen fir die Rentenversicherung mit aufgeschobenem Rentenbeginn, Beitragsschutz in der
Aufschubzeit und Kapitalwahlrecht

§ 1 Welche Leistungen
erbringen wir?

Altersrente

(1) Die bis zum vereinbarten Rentenbeginntermin erwor-
bene Altersrente zahlen wir entsprechend der gewahiten
Rentenzahlungsweise an die versicherte Person, wenn
diese die jeweiligen Rentenzahlungstermine erlebt. Sie
basiert auf den bei Vertragsabschluss giltigen Rechnungs-
grundlagen mit einem Rechnungszins von 0,9% p. a. und
den vom Geschlecht unabhangigen unternehmensindivi-
duellen Sterbetafeln Pro bAV 2013 R Unisex. Weitere
Informationen zu den Rechnungsgrundlagen kénnen Sie
Ihrem Versicherungsschein entnehmen.

(2) Bei Rentenbeginn kann auch ein Kapitalbetrag von bis
zu 30 vom Hundert des zu diesem Zeitpunkt zur Verfi-
gung stehenden Kapitals einmalig ausgezahlt werden
(Teilkapitalauszahlung). Der Wunsch, die Teilkapitalaus-
zahlung zu wéhlen, muss vor dem vereinbarten Renten-
beginntermin in Textform mitgeteilt werden. Die Fristen
fur den Antrag auf die Teilkapitalauszahlung entnehmen
Sie bitte Threm Versicherungsschein. Mit der Auszahlung
verringert sich die Altersrentenleistung.
Erwerbsminderungsrente

(3) Wird die versicherte Person vor dem vereinbarten
Altersrentenbeginn und vor Vollendung des 62. Lebens-
jahres bzw. des 60. Lebensjahres bei vor dem 01.01.2012
erteilten Versorgungszusagen erstmals erwerbsgemindert
(siehe Teil B, § 2), so kann eine Erwerbsminderungsrente
auf Antrag auf Lebenszeit mindestens aber bis zu einer

u. U. eintretenden Reaktivierung der versicherten Person
gezahlt werden. Die Hohe der Erwerbsminderungsrente
wird zum Ablauf des Monats, in dem eine Erwerbsminde-
rung eingetreten ist, aus dem vorhandenen Deckungs-
kapital* berechnet. Die erste Zahlung der Erwerbsminde-

rungsrente erfolgt am Monatsersten, der auf den Eintritt
der Erwerbsminderung folgt. Die Erwerbsminderungsrente
zahlen wir entsprechend der fir die Altersrente gewahliten
Rentenzahlungsweise. Mit Anerkennung unserer Leis-
tungspflicht erléschen die Anspriiche auf Altersrente,

auf Kapitalabfindung und auf Leistungen aus ggf. einge-
schlossenen Zusatzversicherungen. Der Anspruch auf
Zahlung der Erwerbsminderungsrente erlischt, wenn die
Erwerbsminderung vor dem urspriinglich vereinbarten
Altersrentenbeginn wieder wegfallt (Reaktivierung). Die
versicherte Person ist verpflichtet, uns ihre Reaktivierung
unverzuglich anzuzeigen.

In diesem Fall lebt der urspriingliche Altersrentenvertrag
unter Verwendung des zum Zeitpunkt der Reaktivierung
noch vorhandenen Deckungskapitals* wieder auf.
Kapitalwahlrecht

(4) Anstelle der lebenslangen Rentenzahlung kann die
versicherte Person zum vereinbarten Rentenbeginn eine
Kapitalabfindung erhalten, wenn sie diesen Termin erlebt.
Der Wunsch, die Kapitalabfindung zu wahlen, muss vor
dem vereinbarten Rentenbeginntermin in Textform mitge-
teilt werden. Die Fristen fiir den Antrag auf die Kapitalab-
findung entnehmen Sie bitte lhrem Versicherungsschein.
Mit der Auszahlung endet der Vertrag.

Flexibler Rentenbeginn

(5) Nach MaRgabe der nachfolgenden Regelungen kén-
nen Sie vor dem vereinbarten bzw. vor dem gewiinschten
vorgezogenen Rentenzahlungsbeginn eine Anderung des
Rentenzahlungsbeginns in Textform veranlassen.

a) Vorgezogener Rentenzahlungsbeginn (Abrufoption)
Der Rentenzahlungsbeginn kann vorverlegt werden, wenn
die versicherte Person zum Zeitpunkt des vorgezogenen
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§ 1 Fortsetzung

Rentenbeginntermins das 62. Lebensjahr bzw. das 60. Le-
bensjahr bei vor dem 01.01.2012 erteilten Versorgungs-
zusagen vollendet hat und bei ihr das Erwerbseinkommen
altersbedingt weggefallen ist. Die Héhe der urspriinglich
vereinbarten Altersrente wird dann nach den anerkannten
Regeln der Versicherungsmathematik entsprechend ge-
kurzt. Die Austibung eines Kapitalwahlrechts zu einem
vorgezogenen Rentenbeginntermin ist nur in Verbindung
mit dem Ausscheiden des Arbeitnehmers aus den Diensten
des maRgeblichen Arbeitgebers moglich.

b) Hinausgeschobener Rentenzahlungsbeginn (Verlange-
rungsoption)

Der Rentenzahlungsbeginn kann um jeweils volle - maxi-
mal 10 - Jahre, jedoch hochstens auf das 70. Lebensjahr
der versicherten Person, hinausgeschoben werden. Die
Verlangerungsoption kann frihestens ein Jahr vor dem
vereinbarten Rentenzahlungsbeginn beantragt werden. Ist
eine Hinterbliebenenrenten-Zusatzversicherung in Ihren
Vertrag eingeschlossen, kann der Rentenzahlungsbeginn
um maximal 5 Jahre hinausgeschoben werden. Eine ent-
sprechende Verlangerung der Laufzeit eventuell einge-
schlossener Zusatzversicherungen erfolgt, mit Ausnahme
der Hinterbliebenenrenten-Zusatzversicherung, nicht.
Haben Sie eine Rentengarantiezeit vereinbart, verkirzt
sich diese entsprechend der gewahlten Verlangerungs-
dauer. Die Ausubung der Verlangerungsoption kann bei-
tragspflichtig oder beitragsfrei erfolgen. Entsprechend den
von lhnen gewahlten Modalitéten der Verlangerungs-
option nehmen wir, unter Berlicksichtigung der aner-
kannten Regeln der Versicherungsmathematik, eine Neu-
festsetzung der urspriinglich vereinbarten Rente vor. Hier-
Uber erhalten Sie einen Nachtrag zum Versicherungs-
schein.

Todesfallleistungen wahrend der Aufschubzeit

(6) Beitragsschutz (Verrentung der eingezahlten Beitrége)
a) Bei Tod der versicherten Person vor dem vereinbarten
Rentenzahlungsbeginn wird die Summe der eingezahlten
Beitrage fir die Rentenversicherung ohne Zinsen nach
den dann gultigen Rechnungsgrundlagen in eine lebens-
lange Rente umgewandelt und an die Bezugsberechtigten
entsprechend der gewahlten Rentenzahlungsweise aus-
gezahlt (Todesfallleistung).

b) Anstelle der Rente kann der jeweils Bezugsberechtigte
eine Kapitalabfindung erhalten. Der Wunsch, die Kapital-
abfindung zu wahlen, muss innerhalb einer Frist von 6
Wochen nach dem Tod der versicherten Person in Text-
form mitgeteilt werden. Einer Mitteilung in Textform
bedarf es nicht, wenn das fur die Todesfallleistung zu
verrentende Kapital nicht den geméaR § 150 Abs. 4 VVG
von der Aufsichtsbehdrde festgelegten Hochstbetrag fiir
gewohnliche Beerdigungskosten Ubersteigt. In diesem Fall
erfolgt an Stelle einer Rentenzahlung die Auszahlung des
einmaligen Kapitalbetrages als Sterbegeld.

(7) Zusatzversicherung

Sofern mitversicherte Personen im Sinne der "'Bedingun-
gen fur die kollektive Witwen/Witwer- und Waisenren-
ten-Zusatzversicherung™ oder der **Bedingungen fur die
Hinterbliebenen-Zusatzversicherung™ am Todestag
vorhanden sind, werden Todesfallleistungen aus der ggf.
eingeschlossenen Zusatzversicherung fallig.
Todesfallleistungen nach Rentenbeginn Garantiezeit:

(8) Wurde eine Rentengarantiezeit vereinbart und erlebt
die versicherte Person den vereinbarten Rentenzahlungs-
beginn, zahlen wir die garantierte Altersrente mindestens
bis zum Ablauf der Rentengarantiezeit, unabhangig da-
von, ob die versicherte Person diesen Termin erlebt. Stirbt
die versicherte Person nach Rentenbeginn, so wird die
garantierte Rente bis zum Ablauf der Rentengarantiezeit
an den Bezugsberechtigten gezahlt. Das Bezugsrecht ist in
den Besonderen Bedingungen geregelt.
Zusatzversicherung:

(8) Bei Tod nach Rentenbeginn werden Leistungen ge-
maR den ""Bedingungen fur die Hinterbliebenenrenten-
Zusatzversicherung™ fallig, sofern diese Zusatzversiche-
rung zum Zeitpunkt des Rentenbeginns eingeschlossen
wurde. Der Einschluss der individuellen Hinterblieben-
enrenten-Zusatzversicherung gegen Einmalbeitrag kann
drei Jahre vor dem planméRigen Rentenbeginn ohne
Gesundheitspriifung vereinbart werden; danach ist hierftr
eine Gesundheitsprifung erforderlich.

* Ein Deckungskapital missen wir fir jeden Versicherungsvertrag bilden,
um zu jedem Zeitpunkt den Versicherungsschutz gewéhrleisten zu kénnen.
Dessen Berechnung wird nach § 88 Abs. 3 des Versicherungsaufsichts-
gesetzes (VAG) und § 341e, 341f des Handelsgesetzbuchs (HGB) sowie den
dazu erlassenen Rechtsverordnungen geregelt.

§ 2 Wann liegt Erwerbs-
minderung im Sinne
dieser Versicherung
vor?

(1) Die versicherte Person ist erwerbsgemindert, wenn sie
nach den Bestimmungen der Deutschen (gesetzlichen)
Rentenversicherung als berufs- oder erwerbsunféhig bzw.
voll oder teilweise erwerbsgemindert gilt und deswegen
eine Rente wegen Berufs-/Erwerbsunféhigkeit oder
Erwerbsminderung erhalt.

Spatere Veranderungen in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung bleiben fur die Zahlung unserer Leistungen
unbericksichtigt.

(2) Kein Leistungsanspruch besteht, wenn die versicherte
Person die Erwerbsminderung vorsatzlich herbeigefihrt
hat.

§ 3 Was haben Sie bei
Falligkeit Ihrer Ver-
sicherungsleistung
und im Rentenbezug
zu beachten?
Welche Mitwir-
kungspflichten sind
zu beachten?
Welche Fristen
gelten?

(1) Wenn die erste Altersrente oder die Kapitalabfindung
ausgezahlt wird, missen Sie uns eine amtliche Geburts-
urkunde der versicherten Person einreichen. Wéhlen Sie
die Kapitalabfindung, ist uns zusatzlich der Versicherungs-
schein einzureichen. Werden Leistungen auf Grund des
flexiblen Rentenbeginns beantragt (Teil B § 1), so hat die
versicherte Person bei Antragstellung die entsprechenden
Nachweise zu erbringen.

(2) Wir sind berechtigt, vor Auszahlungen einen amtlichen
Nachweis daruber zu verlangen, dass die versicherte Per-
son noch lebt.

(3) Der Tod der versicherten Person ist uns unverzuglich
anzuzeigen. Neben dem Versicherungsschein ist uns eine
amtliche, Alter und Geburtsort enthaltende Sterbeurkun-
de einzureichen. Zu Unrecht empfangene Rentenzahlun-
gen sind an uns zuriickzuzahlen.

(4) Werden Leistungen wegen Eintritt einer Erwerbsmin-

derung geltend gemacht, ist uns eine beglaubigte Ab-
schrift des vollstandigen Rentenbescheids der Deutschen
(gesetzlichen) Rentenversicherung vorzulegen.

(5) Die mit diesen Nachweisen verbundenen Kosten tragt
derjenige, der die Versicherungsleistung beansprucht.

(6) Der Anspruch auf Zahlung der Versicherungsleistung
verjahrt in drei Jahren, beginnend mit dem Schluss des
Jahres, in welchem die Leistung erstmals verlangt werden
kann und die anspruchstellende Person von den Anspruch
begriindenden Umstanden Kenntnis erlangt hat oder
ohne grobe Fahrlassigkeit erlangen musste. Ist ein An-
spruch bei uns angemeldet worden, ist die Verjahrung bis
zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem unsere Entscheidung
der anspruchstellenden Person in Textform zugeht. Der
Zeitraum zwischen der Anmeldung und dem Zugang un-
serer Entscheidung bleibt damit bei der Berechnung der
Frist unbertcksichtigt.

§ 4 Welche Folgen hat
eine Verletzung der
Mitwirkungspflich-
ten?

(1) Bis zur Vorlage der von uns angeforderten Unterlagen
und Nachweise (Teil B § 3 Absétze 1 bis 3) kdnnen wir
Versicherungsleistungen zuriickbehalten.

(2) Wird die Anzeigepflicht (Teil B § 2 Abs. 3) arglistig
verletzt, sind wir von unserer Leistungspflicht befreit.

(3) Bei vorsétzlicher Verletzung der Anzeigepflicht sind wir
leistungsfrei. Unsere Leistungspflicht bleibt aber insoweit
bestehen, als die Verletzung fur die Feststellung weder
des Versicherungsfalles, noch des Umfanges der Leis-
tungspflicht urséchlich war.

(4) Bei grob fahrlassigem Verhalten sind wir berechtigt,
die Todesfallleistung in einem der Schwere des Verschul-
dens entsprechenden Verhéltnis zu kiirzen. Dass die Fahr-
lassigkeit nicht grob war, muss der Versicherungsnehmer
nachweisen.

(5) Die vollstéandige oder teilweise Leistungsfreiheit tritt
nur ein, wenn wir Sie durch gesonderte Mitteilung in
Textform (z.B. Fax oder E-Mail)auf diese Rechtsfolge
hingewiesen haben.
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§ 5 Was gilt, wenn Sie
die Versicherung
kundigen oder bei-
tragsfrei stellen?

Kindigung

(1) Sofern die gesetzlichen Unverfallbarkeitsfristen zum
Schluss der vereinbarten Versicherungsperiode im Sinne
des 8§ 1b BetrAVG noch nicht erfillt sind, kdnnen Sie die
Versicherung - jedoch nur bis zu 3 Monaten vor Renten-
beginn und sofern keine Zahlungspflicht aus einer Er-
werbsminderungsrente oder sonstigen Zusatzversicherung
besteht - ganz oder teilweise kiindigen. Die Kiindigung
muss in Textform erfolgen. Nach einer Kiindigung er-
halten Sie gemaR § 169 VVG den Ruckkaufswert lhrer
Versicherung, soweit dieser bereits entstanden ist (vgl.
Abs. 2 und 6). Mindestens erhalten Sie den Betrag des
Deckungskapitals, der sich bei Verrechnung -unter
Beachtung der aufsichtsrechtlichen Grenzen- der ange-
setzten Abschluss- und Vertriebskosten geman Teil B § 6
Abs. 1 b ergibt. Die Erstattung des Ruckkaufswertes
erfolgt bei teilweiser Kiindigung anteilig.

(2) Wir berechnen den Ruckkaufswert nach den aner-
kannten Regeln der Versicherungsmathematik mit den
Rechnungsgrundlagen der Pramienkalkulation fir den
Schluss der laufenden Versicherungsperiode als Deckungs-
kapital Ihrer Versicherung.

(3) Von dem so ermittelten Wert erfolgt kein (Storno-)
Abzug.

(4) Zusatzlich zahlen wir die lhrem Vertrag bereits zuge-
teilten Uberschussanteile aus, soweit sie nicht bereits in
dem nach Absatz 1 berechneten Riickkaufswert enthalten
sind, sowie einen Schlussuberschussanteil, soweit ein sol-
cher fir den Fall einer Kiindigung vorgesehen ist.
AufRerdem erhoéht sich der Auszahlungsbetrag ggf. um die
Ihrer Versicherung gemaR Tei B § 7 zugeteilten Bewer-
tungsreserven.

(5) Setzen Sie lhre Versicherung nur teilweise herab (Teil-
kiindigung), so ist dies unwirksam, wenn die verbleibende
beitragspflichtige monatliche Rente unter den Mindestbe-
trag von 25 EUR oder die monatliche Beitragsrate unter
25 EUR sinkt. Zur Beendigung lhrer Versicherung miissen
Sie in diesem Fall den Vertrag vollstandig kundigen.

(6) Da wir lhre ersten Beitrage mit den Abschluss- und
Vertriebskosten verrechnen, kann in der Anfangszeit nur
ein geringer Riickkaufswert vorhanden sein (vgl. Teil B

§ 6). Auch nach dieser Tilgung erreicht der Ruckkaufswert
nicht unbedingt die Summe der eingezahlten Beitrage. Die
Hohe der garantierten Riickkaufswerte/Leistung bei

Ruckkauf - die vom Zeitpunkt lhrer Kiindigung abhangen
- sowie weitere Einzelheiten kdnnen Sie der Tabelle im
Rahmen der "Information zu Ruckkauf und Beitragsfrei-
stellung™ entnehmen.

(7) Sind die gesetzlichen Unverfallbarkeitsfristen zum
Schluss der vereinbarten Versicherungsperiode im Sinne
des § 1b BetrAVG erflllt, kann die Versicherung nicht
mehr gekindigt, sondern nur noch beitragsfrei weiterge-
fahrt werden. Ein Anspruch auf einen Riickkaufswert/
eine Leistung bei Riickkauf besteht in diesem Fall nicht.
(8) Die Riickzahlung von Beitrégen kénnen Sie nicht ver-
langen. Ausstehende Forderungen werden mit dem Ruick
kaufswert verrechnet.

Beitragsfreistellung

(9) Sie konnen jederzeit beantragen, von lhrer Beitrags-
zahlungspflicht befreit zu werden. Der Antrag muss

in Textform erfolgen. In diesem Fall erhoht sich die bis
zum Beitragsfreistellungstermin erreichte Altersrentenan-
wartschaft nicht mehr bzw. setzen wir die Rente auf eine
beitragsfreie Rente herab, die wir nach den anerkannten
Regeln der Versicherungsmathematik fiir den Schluss der
Versicherungsperiode errechnen. Die aus lhrer Versiche-
rung fir die Bildung der beitragsfreien Rente zur Verfi-
gung stehenden Mittel vermindern sich um ausstehende
Forderungen.

(10) Da wir lhre ersten Beitrdge mit den Abschluss- und
Vertriebskosten verrechnen (vgl. Teil B § 6), stehen bis zur
Tilgung der Abschluss- und Vertriebskosten nur geringe
Betrage fiir die Bildung einer beitragsfreien Rente zur Ver-
flgung. Auch nach dieser Tilgung stehen nicht unbedingt
Mittel in Hohe der eingezahlten Beitrage fir die Bildung
einer beitragsfreien Leistung zur Verfligung. Die Hohe der
garantierten beitragsfreien Rente - die vom Zeitpunkt der
Beitragsfreistellung abhéngt - sowie weitere Einzelheiten
koénnen Sie der Tabelle im Rahmen der *Information zu
Rickkauf und Beitragsfreistellung™ entnehmen.

(11) Haben Sie die Befreiung von der Beitragszahlungs-
pflicht beantragt und erreicht die nach Abs. 9 zu berech-
nende beitragsfreie Rente den Mindestbetrag von 20 EUR
nicht, so erhalten Sie den Riickkaufswert und die Versi-
cherung erlischt, unabhéngig davon, ob die gesetzliche
Unverfallbarkeit (vgl. Abs. 1) bereits eingetreten ist.

(12) Die Ruckzahlung der Beitrdge kdnnen Sie nicht ver-
langen.

8 6 Wie werden lhre
Beitrage verwendet?
Welche Kosten und
Gebiihren fallen an
und wie werden sie
ausgeglichen?

(1) Wie werden |hre Beitrage verwendet?

a) lhre Beitrage dienen der Abdeckung des von uns ver-
sicherten Risikos (Risikobeitrag) und - je nach Art der von
lhnen gewabhlten Versicherung - der Kapitalbildung (Spar-
beitrag).

b) Daruber hinaus decken sie folgende Kosten:

- Abschluss- und Vertriebskosten

Diese umfassen unmittelbar zurechenbare Aufwendun-
gen, wie insbesondere Abschlussvergltungen an die
Versicherungsvermittler, Aufwendungen fur die Aufnah-
me des Vertrages in den Versicherungsbestand und Auf-
wendungen fir die Risikoprifung im Zusammenhang mit
dem Abschluss des Versicherungsvertrages. Sie umfassen
auch mittelbar zurechenbare Aufwendungen, wie insbe-
sondere Produktentwicklungskosten, allgemeine Werbe-
aufwendungen und Aufwendungen im Zusammenhang
mit der Antragsbearbeitung und Policierung.

Insoweit ist fur Ihren Versicherungsvertrag das Verrech-
nungsverfahren nach der Deckungsruckstellungsver-
ordnung mafRgebend. Hierbei werden die ersten Beitrdge
zur Tilgung eines Teils der Abschluss- und Vertriebskosten
herangezogen, soweit die Beitrdge nicht fur Leistungen im
Versicherungsfall, Kosten des Versicherungsbetriebs in

der jeweiligen Versicherungsperiode und fir die Bildung
der Deckungsriickstellung aufgrund von § 25 Abs. 2
RechVersV i.V.m. § 169 Abs. 3 VVG bestimmt sind. Der
auf diese Weise zu tilgende Betrag ist nach der Deckungs-
rickstellungsverordnung auf 2,5% der von lhnen
wahrend der Laufzeit des Vertrages zu zahlenden Beitrage
beschrankt. Dies bedeutet, dass z.B. bei Zahlung eines
Einmalbeitrags die Verrechnung der Abschluss- und Ver-
triebskosten sofort erfolgt.

Die restlichen Abschluss- und Vertriebskosten werden
wahrend der vertraglich vereinbarten Beitragszahlungs-
dauer aus den laufenden Beitragen getilgt.

Die beschriebene Kostenverrechnung hat - wenn die von
lhnen gewabhlte Versicherung die Bildung einer beitrags-
freien Versicherungsleistung oder eines Riickkaufswertes
vorsieht - wirtschaftlich zur Folge, dass in der Anfangszeit
lhrer Versicherung bei laufender Beitragszahlung nur ge-
ringe Betrage bzw. bei der Zahlung eines Einmalbeitrags
oder bei abgekirzter Zahlungsdauer nur ein geminderter
Betrag vorhanden sind, mindestens jedoch die in der
Tabelle im Rahmen der Information zu Rickkauf und
Beitragsfreistellung genannten Betrage. Dort finden Sie
hierzu weitergehende Informationen.
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- Verwaltungskosten

Diese umfassen insbesondere die Aufwendungen fir den
Beitragseinzug und die Bestandsverwaltung sowie fur die
Regulierung von Versicherungsféllen.

Né&here Informationen kénnen Sie dem Kostenausweis im
Rahmen des Versicherungsscheins entnehmen.

Die Regelungen gelten fir Beitrags- und/oder Leistungs-
erhdéhungen entsprechend.

(2) Welche Kosten werden nicht von den Beitréagen
gedeckt?

a) Verwaltungskosten beitragsfreier Versicherungen

Bei beitragsfreien Versicherungen, fur die bis zum Eintritt
des Versicherungsfalles kein laufender Beitrag mehr

gezahlt wird, sowie bei Versicherungen im Renten-
bezug entnehmen wir jéhrlich lhrem Deckungskapital

die laufenden Verwaltungskosten. Bei Rentenversiche-
rungen im Rentenbezug wird der ausgewiesene Renten-
betrag dadurch nicht geschmélert.

b) Gebihren

Sollten Sie Dienstleistungen oder Geschaftsvorfalle ver-
anlassen, die Uber die gewohnliche Verwaltung Ihres
Vertrages hinausgehen, kénnen wir lhnen Geblihren in
Rechnung stellen. Hierzu kénnen wir Gebuhrentatbe-
stéande einfuhren und deren Héhe unter Bericksichtigung
des tatsachlichen durchschnittlichen Verwaltungsaufwan-
des und nach billigem Ermessen festsetzen.

8 7 Wie sind Sie an un-
seren Uberschiissen
beteiligt?

Wir beteiligen die Versicherungsvertrage gemaR § 153 des
Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) an den Uberschiis-
sen und Bewertungsreserven (Uberschussbeteiligung), die
jahrlich im Rahmen unseres Jahresabschlusses festgestellt
werden.

(1) Grundsitze und MaBstébe fiir die Uberschussbe-
teiligung

(a) Uberschiisse entstehen, wenn sich die tatséchlichen

- Nettoertrage der Kapitalanlagen (Zinsergebnis),

- Aufwendungen fur Versicherungsleistungen (Risiko-
ergebnis)

und

- Kosten des Versicherungsbetriebs (Kostenergebnis)
glinstiger als bei der Tarifkalkulation zu Grunde gelegt
entwickeln.

aa) An den Nettoertrage derjenigen Kapitalanlagen, die
fir kiinftige Versicherungsleistungen vorgesehen sind,
beteiligen wir die Versicherungsnehmer insgesamt min-
destens in der jeweils aufsichtsrechtlich vorgeschriebenen
Hohe. Aus diesem Betrag werden zunéchst die Zinsen
finanziert, die zur Finanzierung der garantierten Versiche-
rungsleistungen bendétigt werden. Die verbleibenden
Mittel verwenden wir fiir die Uberschussbeteiligung der
Versicherungsnehmer. Sollte sich die Lebenserwartung der
Versicherten so stark erhohen, dass die aktuellen Rech-
nungsgrundlagen der Beitragskalkulation voraussichtlich
nicht mehr ausreichen, um die Rentenzahlungen auf
Dauer zu sichern, kénnen ab diesem Zeitpunkt Uber-
schisse zur dauerhaften Sicherung der Rentenleistung
verwendet werden.

bb) Die Versicherungsnehmer werden auch an dem
Risiko- und Kostenergebnis in der aufsichtsrechtlich vorge-
schriebenen Hohe beteiligt.

cc) Die verschiedenen Versicherungsarten tragen unter-
schiedlich zur Bildung von Uberschiissen bei. Wir haben
deshalb gleichartige Versicherungen zu Gruppen zusam-
mengefasst. In Abhéngigkeit von den versicherten Risiken
haben wir Bestandsgruppen gebildet. So werden z.B. das
Todesfall- oder Langlebigkeitsrisiko in Bestandsgruppen
zusammengefasst. Die Verteilung des Uberschusses auf
die einzelnen Gruppen orientiert sich daran, wie sie zu
seiner Entstehung beigetragen haben. Des Weiteren
berticksichtigen wir insbesondere die Grundlagen der
Beitragskalkulation (z.B. Rechnungszins, Sterbetafel), die
Art des Versicherungsvertrages (z.B. laufende Beitrags-
zahlung, Einmalbeitrag) und die Kapitalmarktverhéltnisse.
Den Uberschuss fiinren wir der Riickstellung fiir Beitrags-
riickerstattung zu, soweit er nicht in Form der sog. Direkt-
gutschrift bereits unmittelbar den tberschussberechtigten
Versicherungen gutgeschrieben wird. Diese Riickstellung
dient dazu, Ergebnisschwankungen im Zeitablauf zu
glatten. Sie darf grundsétzlich nur fiir die Uberschuss-
beteiligung der Versicherungsnehmer verwendet werden.
Nur ausnahmsweise kénnen wir die Riickstellung im
Interesse der Versicherungsnehmer auch zur Abwendung
eines drohenden Notstandes, sowie zur Verlustabdeckung
und zur Erhéhung der Deckungsriickstellung heranziehen
(8 139 VAG). Hierfur benétigen wir die Zustimmung der
Aufsichtsbehorde.

(b) Bewertungsreserven entstehen, wenn der Marktwert
der Kapitalanlagen uber dem Wert liegt, mit dem die
Kapitalanlagen in der Bilanz ausgewiesen sind. Die
Bewertungsreserven sorgen fir Sicherheit und dienen dazu,
kurzfristige Ausschlage an den Kapitalméarkten
auszugleichen.

Die Beteiligung an den Bewertungsreserven wird den
Vertragen der Versicherungsnehmer gemaf § 153 Abs. 3
VVG nach einem verursachungsorientierten Verfahren
rechnerisch zugeordnet. Die H6he der Bewertungsreserven
wird mindestens einmal jéhrlich neu ermittelt.

Bei Erleben, Tod oder Kundigung, bei Rentenversiche-
rungen auch bei Wechsel in den Leistungsbezug teilen wir
den fur diesen Zeitpunkt aktuellen Betrag, zur Hélfte zu.
Bei Rentenversicherungen erfolgt eine Beteiligung auch
wahrend des Leistungsbezugs. Aufsichtsrechtliche
Regelungen zur Kapitalausstattung bleiben unberuhrt.

(2) Welche Grundséatze und MaRstabe gelten fur die
Uberschussbeteiligung lhres Vertrages?

Dem Versicherungsschein kdnnen Sie entnehmen, zu
welcher Bestandsgruppe die Versicherung gehort. In Ab-
héngigkeit von dieser Zuordnung erhalt die Versicherung
jahrlich Uberschussanteile. Die Mittel fur die Uberschuss-
anteile werden bei der Direktgutschrift zu Lasten des
Ergebnisses des Geschéftsjahres finanziert, ansonsten der
Ruckstellung fur Beitragsriickerstattung entnommen. Die
Hoéhe der Uberschussanteilsatze wird jedes Jahr vom
Vorstand unseres Unternehmens auf Vorschlag des
Verantwortlichen Aktuars festgelegt. Wir veroffentlichen
die Uberschussanteilsétze in unserem Geschéftsbericht.
Den Geschéaftsbericht kbnnen Sie bei uns jederzeit
anfordern.

(3) Unabhéngig von den tatséchlich vorhandenen Bewer-
tungsreserven kann vom Vorstand auf Vorschlag des
Verantwortlichen Aktuars jéhrlich eine Mindestbeteili-
gung festgelegt werden.

Bei der Berechnung der lhrem Vertrag zustehenden vertei-
lungsfahigen Bewertungsreserve werden die Laufzeit und
die Hohe des zinserzeugenden Kapitals lhres Vertrags
berticksichtigt.

(4) Vor Rentenzahlungsbeginn gilt:

Die fiir Ihren Vertrag geltende und im Versicherungsschein
genannte Uberschussverwendungsform haben Sie bei
Antragstellung fir die Vertragslaufzeit bis zum verein-
barten Rentenzahlungsbeginn festgelegt.

a) Uberschussanteile und deren BemessungsgroRen fiir
lhren Vertrag

Uberschussanteile kénnen gutgeschrieben werden als

aa) Grund- und Zinstberschussanteile

(i) Grund- und Zinsuberschussanteile werden ab Versiche-
rungsbeginn jeweils am Ende eines Versicherungsjahres
zugeteilt.

(i) Uberschussverwendungsarten

- Bonusrente mit Ruckgewahr:

Die Grund- und Zinsiiberschussanteile werden zur Erho-
hung der Versicherungsleistung verwendet. Bei Tod der
versicherten Person vor dem vereinbarten Rentenzah-
lungsbeginn wird die Summe der in den Bonus einge-
flossenen Uberschussanteile ohne Zinsen nach den dann
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glltigen Rechnungsgrundlagen in eine Rente umgewandelt
und an die Bezugsberechtigten ausgezahlt.

Verzinsliche Ansammlung:

Die Zinsuiberschussanteile werden verzinslich angesam-
melt, dabei ist die Verzinsung des Ansammlungsguthabens
(Ansammlungszins) nicht garantiert. MaRgeblich ist inso-
weit unsere jeweils aktuelle Deklaration.

(iii) Als BemessungsgroRe fur die Grund- und Zinsuber-
schussanteile dient das maRgebliche Deckungskapital aus
lhrer Versicherung und zugeteilten Bonusrenten (bei der
Uberschussverwendungsart Bonusrente mit Riickgewahr).
bb) Schlussuberschussanteile

Der Schlussiiberschuss wird einmalig zum Zeitpunkt des
vereinbarten Rentenbeginns festgelegt und zugeteilt. Eine
anteilige Zuteilung erfolgt bei Kiindigung Ihres Vertrags,
bei vorgezogenem Rentenzahlungsbeginn oder im Todes-
fall, sofern die versicherte Person das 60. Lebensjahr voll-
endet hat und die Zeit bis zum vereinbarten Rentenbeginn
héchstens noch 10 Jahre betragt.

Der Schlussiiberschussanteil wird in Prozent der geschéfts-
planméRigen BezugsgroRe bemessen, die vom Deckungs-
kapitalverlauf und der bisherigen Entwicklung der Uber-
schussbeteiligung abhéngt.

cc) Bewertungsreserven

GemaR § 153 Abs. 3 VVG werden Sie in der Aufschubzeit
an unseren Bewertungsreserven nach einem verursa-
chungsorientierten Verfahren beteiligt. Die Bewertungs-
reserven werden bei Tod, Kuindigung (teilweise Kiindigung
anteilig), Wechsel in den Leistungsbezug oder Wahl der
Kapitalabfindung zur Hélfte zugeteilt

b) Verwendung der Uberschussanteile

aa) in der Aufschubzeit

Im Todesfall oder bei Kiindigung ergeben sich im Rahmen
Ihrer Uberschussbeteiligung folgende Auszahlungen:

- Bei Wahl der Uberschussverwendungsart verzinsliche
Ansammlung wird das erreichte Ansammlungsguthaben
nach den aktuell glltigen Rechnungsgrundlagen in eine
lebenslange Rente umgewandelt und an die Bezugsbe-
rechtigten entsprechend der gewéhlten Rentenzahlungs-
weise ausgezahlt. Im Ubrigen ist die Regelung nach Teil B
§ 1 Nr. 6 b entsprechend anzuwenden. Bei Kiindigung
gemal Teil B 8 5 wird nur dann eine Zahlung geleistet,
wenn die Unverfallbarkeitsfristen gemaR § 1b BetrAVG
noch nicht erfullt sind; ansonsten bleibt das Ansamm-
lungsguthaben dem Vertrag erhalten.

- Haben Sie alternativ die Uberschussverwendungsart
Bonusrente mit Rickgewahr gewéhlt, werden Ihre Grund-
und Zinstiberschussanteile zur Erh6hung der Versicherungs-
leistung verwendet. Bei Tod der versicherten Person vor
dem vereinbarten Rentenzahlungsbeginn wird die Summe
der in den Bonus eingeflossenen Grund- und Zinsuiber-
schussanteile ohne Zinsen nach den dann giltigen Rech-
nungsgrundlagen in eine Rente umgewandelt und an die
Bezugsberechtigtenausgezahlt. Im Ubrigen ist die Regelung
nach Teil B 8 1 Nr. 6 b entsprechend anzuwenden.

Bei Kiindigung gem&f § 5 wird nur dann eine Zahlung in
Hoéhe des Bonus-Ruckkaufwertes geleistet, wenn die
Unverfallbarkeitsfristen geman § 1b BetrAVG noch nicht

erfiillt sind; ansonsten bleibt die Bonusrente dem Vertrag
erhalten.

- Die gemél Abs. 4 a) bb) zugeteilten Schlussiiberschuss-
anteile werden ebenso wie die gemal Abs. 4 a) cc)
zugeteilten Bewertungsreserven in voller Héhe nach den
aktuell gultigen Rechnungsgrundlagen in eine lebenslange
Rente umgewandelt und an die Bezugsberechtigten aus-
gezahlt. Im Ubrigen ist die Regelung nach Teil B § 1 Nr. 6b
entsprechend anzuwenden.

bb) zum Ende der Aufschubzeit

(i) bei Wahl der Rentenleistung

Alle bei Rentenbeginn vorhandenen Uberschussanteile
und zugeteilten Bewertungsreserven gemaf Abs. 4 a)
werden bei Rentenbeginn gemaf den zum Zeitpunkt des
Rentenzahlungsbeginns giiltigen Rechnungsgrundlagen
zur Erhéhung der garantierten Rentenleistung verwendet.
(i) bei Wahl der Kapitalabfindung

Alle zum Ende der Aufschubzeit vorhandenen Uber-
schussanteile und zugeteilten Bewertungsreserven gemaf
Abs. 4 a) werden ausgezahlt

(5) Ab Rentenzahlungsbeginn gilt:

a) Uberschussanteile und deren Bemessungsgréen

aa) Grund- und Zinsiiberschussanteile

Uberschussanteile erhalten Sie als Grund- und Zinsiiber-
schussanteile. Diese werden ab Rentenbeginn jeweils am
Ende eines Versicherungsjahres zugeteilt. Bemessungs-
groRe ist das jeweils aktuelle Deckungskapital.

bb) Bewertungsreserven

GemaR § 153 Abs. 3 VVG werden lhrem Vertrag wéahrend
des Rentenbezugs Bewertungsreserven nach einem verur-
sachungsorientierten Verfahren zugeordnet und zum Ver-
sicherungsjahrestag zur Hélfte zugeteilt.

b) Verwendung der Uberschussanteile

aa) Grund- und Zinsiiberschussanteile

Die Uberschussanteile werden zur jahrlichen Steigerung
der jeweils erreichten Rente verwendet. Der jéhrliche
Steigerungssatz ist abhangig von der Héhe der jeweils
deklarierten Uberschussanteilsétze.

bb) Bewertungsreserven

Die Ihrer Versicherung zugeteilten Bewertungsreserven
werden in voller Héhe zur jahrlichen Steigerung der
jeweils erreichten Rente verwendet.

(6) In welcher Hohe fallt die Uberschussbeteiligung an?
Die Hohe der Uberschussbeteiligung hangt von vielen
Einflissen ab. Diese sind allein schon wegen der langen
Vertragslaufzeit nicht vorhersehbar und von uns nur
begrenzt beeinflussbar. Wesentliche Einflussfaktoren sind
von uns nur begrenzt beeinflussbar. Wesentliche Einfluss-
faktoren sind dabei die Zinsentwicklung am Kapitalmarkt,
die Entwicklung des versicherten Risikos und der Kosten.
Die Hohe der kiinftigen Uberschussbeteiligung kann also
nicht garantiert werden. Den maglichen Verlauf der Uber-
schussbeteiligung kdnnen Sie den Tabellen zur Werteent-
wicklung, die dem Versicherungsschein beiliegen, entneh-
men.

(7) Weitere Erlauterungen sowie versicherungsmathe-
matische Hinweise finden Sie im beiliegenden Merkblatt
zur Uberschussbeteiligung.

Die fur Ihre Versicherung zusténdige Aufsichtsbehdrde
ist die Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht
(BaFin), Postfach 12 53, 53002 Bonn,

Internet: www.bafin.de.

Unser Unternehmen ist Mitglied im Verein Versicherungs-
ombudsmann e.V., Postfach 080632, 10006 Berlin.
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8 1 Wer ist Witwe/r
oder Waise im Sinn
dieser Bedingungen?

(1) Mitversicherte Personen (Witwe/Witwer oder Waise)
sind die Personen, fiir die nach dem Tod der versicherten
Person die Witwen/Witwer- oder Waisenrente gezahlt
werden sollen. Versicherte Person im Sinn dieser Bedin-
gungen ist die Person, auf deren Leben die Hauptversi-
cherung (Altersrenten-Versicherung) abgeschlossen ist.

(2) Witwe/Witwer im Sinn dieser Bedingungen ist der
Ehepartner, mit dem/der die versicherte Person im Zeit-
punkt inres Todes verheiratet war bzw. der Lebenspart-
ner, mit dem eine Lebenspartnerschaft im Sinne des Le-
benspartnerschaftsgesetzes (LPartG) bestand.

(3) Waisen sind die Kinder im Sinne des § 32 Abs. 3, 4
Satz 1 Nr. 1 bis 3 und Abs. 5 Einkommensteuergesetz
(EStG).

§ 2 Welche Leistung
erbringen wir?

(1) Wenn die versicherte Person vor Beginn der Alters-
rente stirbt und die mitversicherte Person im Sinne des § 1
zu diesem Zeitpunkt noch lebt, zahlen wir eine

- vereinbarte Witwen-/Witwer-Rente

und/oder eine

- vereinbarte Waisenrente.

Voraussetzung fur die Gewéhrung einer Witwen/Witwer-
rente ist, dass die Ehe bzw. die Lebenspartnerschaft im
Sinne des § 1 Abs. 2 zu diesem Zeitpunkt mindestens 2
Jahre bestand. Die Witwen-/Witwerrente wird lebens-
langlich bzw. bis zur (Wieder-)Heirat oder Eintragung
einer neuen Lebenspartnerschaft der/des Witwe/Witwers
gezahlt, was uns in Textform anzuzeigen ist.
Voraussetzung fir die Gewéhrung einer Waisenrente ist,
dass das Kind zum Zeitpunkt des Todes der versicherten
Person das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Ein
Kind ist Uber das vollendete 18. Lebensjahr hinaus in den
Grenzen des § 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 bis 3 und Abs. 5
EStG zum Bezug der Waisenrente berechtigt. Fir Versor-
gungszusagen, die vor dem 1. Januar 2007 erteilt worden
sind, wird eine Waisenrente langstens bis zur Vollendung
des 27. Lebensjahres, ansonsten langstens bis zur Vollen-
dung des 25. Lebensjahres gewahrt.

Ansonsten wird die vereinbarte Waisenrente bis zu dem
Tag, an dem die Waise das fur die Beendigung des Ren-
tenbezugs vereinbarte Alter erreicht hat, gezahlt. Die
Waisenrente entféllt in jedem Fall, wenn das Kind heiratet
oder stirbt.

(2) Samtliche Witwen-/Witwer- und Waisenrenten durfen
zusammen nicht héher als die zum Todestag erreichte Al-
tersrentenanwartschaft der zugehdrigen Hauptversiche-
rung sein; in diesem Fall werden die Renten anteilig ge-
kirzt.

Im Falle der (Wieder-)Heirat oder Eintragung einer neuen
Lebenspartnerschaft der/des Witwe/Witwers werden
keine weiteren Witwen-/Witwerrenten mehr gezahit.
Stattdessen wird zum Zeitpunkt der (Wieder-)Heirat bzw.
Eintragung einer neuen Lebenspartnerschaft einmal eine
Kapitalzahlung in H6he von 2 Jahresrenten gezahit.

(3) Die erste Rentenzahlung beginnt am Ersten des Mo-
nats, der auf den Todestag folgt. Bei vereinbarter viertel-,
halb- oder jahrlicher Zahlungsweise wird die erste Rente
bis zum néchsten Falligkeitstermin einmal anteilig gezahlt.
Die Witwen-/Witwer- und Waisenrente zahlen wir zu den
gleichen Falligkeitsterminen, die fur die Zahlung der
Altersrente vereinbart waren.

§ 3 Wie ist das
Verhaltnis zur
Hauptversicherung?

(1) Die Zusatzversicherung bildet mit der Hauptversiche-
rung eine Einheit; sie kann ohne diese nicht fortgesetzt
werden. Wenn der Versicherungsschutz aus der Haupt-
versicherung aus anderen Griinden als durch den Tod der
versicherten Person endet, so erlischt auch die Zusatzver-
sicherung. Die Zusatzversicherung endet mit Beginn der
Altersrente der zugehérigen Hauptversicherung, sofern
bis zu diesem Zeitpunkt keine Leistungspflicht entstanden
ist.

(2) Wenn die Hauptversicherung ganz oder teilweise in
eine beitragsfreie Versicherung umgewandelt wird, wan-
delt sich auch die Zusatzversicherung ganz oder teilweise
in eine beitragsfreie Versicherung mit herabgesetzter Ren-
te um. Das Verhaltnis zwischen Alters-, Witwen-/Witwer-
und Waisenrente bleibt dabei unverandert.

(3) Soweit in diesen Bedingungen nichts anderes bestimmt
ist, finden die Allgemeinen Bedingungen fiir die Haupt-
versicherung sinngemal Anwendung.

§ 4 Wie sind Sie an
unseren Uber-
schiissen beteiligt?

Wir beteiligen Sie und die anderen Versicherungsnehmer
geméR § 153 VVG an den Uberschiissen und Bewer-
tungsreserven (Uberschussbeteiligung). Ergéanzend zu den
Bestimmungen zur Uberschussbeteiligung in Teil B § 6
bzw. 8 7 der Ihrem Vertrag zu Grunde liegenden Versi-
cherungsbedingungen der Hauptversicherung gilt:

(1) BemessungsgroRen und Verwendung der Uber-
schussanteile fur lhren Vertrag

Die Zusatzversicherung ist nach den Grundsatzen der
Hauptversicherung (Uberschussermittlung und Uber-
schussbeteiligung) an dem erwirtschafteten Uberschuss
(Waisenrenten im Rentenbezug jedoch nur nach der
Uberschussverwendung: Uberschusssystem mit jahrlicher
Steigerung) beteiligt.

(2) Beteiligung an den Bewertungsreserven

Gemal § 153 Abs. 3 VVG werden lhrem Vertrag Bewer-
tungsreserven nach einem verursachungsorientierten
Verfahren zugeordnet.

In der Aufschubzeit erhalten Sie aus der Beteiligung an
den Bewertungsreserven eine Schlusszahlung. Die halftig
zugeteilten Bewertungsreserven werden zur Leistungser-
héhung verwendet, wenn die Versicherung in den Leis-
tungsbezug wechselt oder beendet wird.

In der Rentenbezugszeit werden lhrem Vertrag Bewer-
tungsreserven zugeordnet und zum Versicherungsjahres-
tag zur Hélfte zugeteilt. Die zugeteilten Bewertungsreser-
ven werden in voller Hohe entsprechend der Vereinba-
rung zur Verwendung der Uberschussanteile im Renten-
bezug verwendet.
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§ 5 Was bedeutet die
vorvertragliche An-
zeigepflicht?

Nur in Verbindung mit dem Abschluss einer Hauptversi-
cherung in Form einer Rentenversicherung mit aufge-
schobenem Rentenbeginn gilt:

(1) Vorvertragliche Anzeigepflicht

Wir Gbernehmen den Versicherungsschutz im Vertrauen
darauf, dass Sie und die versicherte Person alle vor Ver-
tragsabschluss in Textform gestellten Fragen wahrheits-
geman und vollstdndig beantwortet haben (vorvertrag-
liche Anzeigepflicht). Das gilt insbesondere fur die Fragen
nach gegenwartigen oder friheren Erkrankungen, ge-
sundheitlichen Stérungen und Beschwerden.

(2) Riicktritt

Wenn Umsténde, die fur die Ubernahme des Versiche-
rungsschutzes Bedeutung haben, von Ihnen oder der ver-
sicherten Person nicht oder nicht richtig angegeben wor-
den sind, kdnnen wir vom Vertrag zurticktreten.

Dies gilt nicht, wenn uns nachgewiesen wird, dass die
vorvertragliche Anzeigepflicht weder vorsatzlich noch
grob fahrléssig verletzt wurde. Bei grob fahrléssiger Ver-
letzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht haben wir
kein Rucktrittsrecht, wenn uns nachgewiesen wird, dass
wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten
Umstande, wenn auch zu anderen Bedingungen, ge-
schlossen hatten.

Im Fall des Rucktritts besteht kein Versicherungsschutz.
Haben wir den Ricktritt nach Eintritt des Versicherungs-
falles erklart, bleibt unsere Leistungspflicht jedoch be-
stehen, wenn uns nachgewiesen wird, dass der nicht oder
nicht richtig angegebene Umstand weder fiir den Eintritt
oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch fur die
Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht
urséchlich war. Haben Sie oder die versicherte Person die
Anzeigepflicht arglistig verletzt, sind wir - unabhéngig
vom Bestehen eines Ursachenzusammenhangs - zur
Leistung nicht verpflichtet.

Wird die Versicherung durch Rucktritt aufgehoben, zahlen

wir einen ggf. vorhandenen Rickkaufswert (siehe Teil B §

5 der Allgemeinen Versicherungsbedingungen der VG 242

bzw. VG 244) aus.

Erstattung der gezahlten Beitrdge kénnen Sie nicht ver-
langen.

(3) Kundigung

Ist unser Rucktrittsrecht ausgeschlossen, weil die Verlet-
zung der vorvertraglichen Anzeigepflicht weder auf Vor-
satz noch auf grober Fahrléssigkeit beruht, knnen wir

den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat

kundigen. Wir haben kein Kundigungsrecht, wenn uns
nachgewiesen wird, dass wir den Vertrag auch bei Kennt-
nis der nicht angezeigten Umstéande, wenn auch zu an-
deren Bedingungen, geschlossen hatten.

Kindigen wir die Versicherung, wandelt sie sich mit der
Kindigung in eine beitragsfreie Versicherung um, sofern
die genannten Betrage erreicht werden (siehe Teil B 8 5
der Allgemeinen Versicherungsbedingungen der VG 242
bzw. 244).

(4) Ruckwirkende Vertragsanpassung

Kénnen wir nicht zurticktreten oder kundigen, weil wir
den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten
Umsténde, aber zu anderen Bedingungen, geschlossen
hétten, werden diese anderen Bedingungen auf unser
Verlangen ruckwirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie
die Anzeigepflichtverletzung nicht zu vertreten, werden

diese anderen Bedingungen ab Beginn der laufenden Ver-
sicherungsperiode Vertragsbestandteil.

Erhéht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um
mehr als 10 % oder schliefen wir den Versicherungs-
schutz fur den nicht angezeigten Umstand aus, kénnen
Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang un-
serer Mitteilung fristlos kiindigen. In der Mitteilung wer-
den wir Sie auf das Kuindigungsrecht hinweisen.

(5) Auslibung von Rucktritt, Kiindigung und Vertragsan-
passung

Die in den Abséatzen (2) bis (4) genannten Rechte stehen
uns nur zu, wenn wir Sie durch gesonderte Mitteilung auf
die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen
haben. Wir missen diese Rechte innerhalb eines Monats
schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem
Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeige-
pflicht, die das von uns geltend gemachte Recht begriin-
det, Kenntnis erlangen. Bei Ausuibung unserer Rechte
mussen wir die Umsténde angeben, auf die wir unsere
Erklarung stutzen. Zur Begriindung kénnen wir nach-
traglich weitere Umsténde innerhalb eines Monats nach
deren Kenntniserlangung angeben.

Wir kdnnen uns auf diese Rechte allerdings nicht berufen,
wenn wir den nicht angezeigten Umstand oder die Un-
richtigkeit der Anzeige bei Vertragsschluss kannten.
Diese Rechte kdnnen wir innerhalb von flnf Jahren seit
Vertragsschluss ausiiben. Haben Sie oder die versicherte
Person die Anzeigepflicht vorsatzlich oder arglistig
verletzt, betragt die Frist zehn Jahre.

Die Ausiibung dieser Rechte erfolgt durch schriftliche
Erklarung, die lhnen gegeniber abzugeben ist.

Sofern Sie uns keine andere Person als Bevollméchtigten
benannt haben, gilt nach dem Ableben der versicherten
Person ein Bezugsberechtigter als bevollmé&chtigt, diese
Erklarung entgegenzunehmen. Ist auch ein Bezugsbe-
rechtigter nicht vorhanden oder kann sein Aufenthalt
nicht ermittelt werden, so kdnnen wir den Inhaber des
Versicherungsscheins zur Entgegennahme der Erklarung
als bevoliméchtigt ansehen.

(6) Anfechtung

Wir kdnnen den Versicherungsvertrag auch wegen arg-
listiger Tauschung anfechten, falls durch unrichtige oder
unvollstandige Angaben bewusst und gewollt auf unsere
Annahmeentscheidung Einfluss genommen worden ist.
Handelt es sich um Angaben der versicherten Person, so
kdénnen wir lhnen gegeniber die Anfechtung erkléren,
auch wenn Sie von der Verletzung der vorvertraglichen
Anzeigepflicht keine Kenntnis hatten.

(7) Austibung der Anfechtung

Die Anfechtung mussen wir innerhalb eines Jahres ab
Kenntnis der arglistigen Tauschung schriftlich austiben.
Die Anfechtung kénnen wir nur innerhalb von zehn Jah-
ren seit Vertragsschluss erklaren.

Sofern Sie uns keine andere Person als Bevollméchtigten
benannt haben, gilt nach Ihrem Ableben ein Bezugsbe-
rechtigter als bevollmachtigt, diese Erklérung
entgegenzunehmen. Ist auch ein Bezugsberechtigter nicht
vorhanden oder kann sein Aufenthalt nicht ermittelt wer-
den, kénnen wir den Inhaber des Versicherungsscheins
zur Entgegennahme der Erklarung als bevollméchtigt
ansehen.
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§ 1 Nach welchem MaR-
stab erfolgt die plan-
mafige Erh6hung
der Beitrage bzw.
Versicherungsleis-
tungen?

(1) Der Beitrag bzw. die Leistung fir diese Versicherung
einschliel3lich etwaiger Zusatzversicherungen erhoht sich
jahrlich entsprechend der bei Vertragsabschluss getrof-
fenen Vereinbarung nach einer der nachfolgenden Vari-
anten. Die fir lhren Vertrag gultige Variante konnen Sie
lhrem Versorgungsvorschlag bzw. unserem Angebot und
nach dem Zustandekommen des Vertrages dem Versi-
cherungsschein entnehmen.

a) Der Vorjahres-Beitrag erhoht sich jeweils im selben
Verhéltnis wie die Beitragshemessungsgrenze in der
Deutschen (gesetzlichen) Rentenversicherung, mindes-
tens aber um einen fest vereinbarten Prozentsatz.

b) Der Vorjahres-Beitrag erhoht sich jeweils um einen
festen Prozentsatz.

c) Der Vorjahres-Beitrag erhoht sich jeweils im selben
Verhdltnis wie die Beitragsbemessungsgrenze (alte
Bundeslander) in der Deutschen (gesetzlichen) Renten-
versicherung. Der Gesamtbeitrag im Kalenderjahr steigt
maximal auf den in § 3 Nr. 63 Einkommensteuergesetz
(EStG) genannten Hochstbetrag (mit Stand 01.01.2018:
8% der Beitragsbhemessungsgrenze in der Allgemeinen
Rentenversicherung). Der Héchstbetrag verringert sich
um die Beitrage, auf die die Lohnsteuerpauschalierung
geman § 40b Abs. 1 und 2 Satz 1 EStG in der am 31.
Dezember 2004 geltenden Fassung angewendet wird.
Dies gilt auch fur Beitrdge aus Entgeltumwandlungen.

(2) Die Beitragserhthung bewirkt eine Erhdhung der Ver-

sicherungssummen ohne erneute Gesundheitspriufung.

§ 2 Zu welchem Zeit-
punkt erhéhen sich
Beitrage und Versi-
cherungsleistungen?

(1) Die Erhdhung des Beitrags und der Versicherungsleis-
tungen gemaR § 1 Abs. 1c erfolgen jeweils zur ersten
Beitragsfélligkeit in dem Kalenderjahr, das auf eine Er-
héhung der Beitragsbemessungsgrenze oder des
Hochstbeitrags in der Deutschen (gesetzlichen) Renten-
versicherung folgt oder mit ihr zusammenfallit.

(2) Die Erhdhung des Beitrags und der Versicherungsleis-
tungen geméaR § 1 Abs. 1 a und b erfolgen jeweils zu
dem Jahrestag des Versicherungsbeginns bzw. zu dem
Jahrestag des Versicherungsbeginns, der auf eine Erhdh-
ung des Hochstbeitrags in der Deutschen (gesetzlichen)
Rentenversicherung folgt oder mit ihr zusammenfalit.

(3) Die Erh6hungen erfolgen bis zum Ablauf der Beitrags-
zahlungsdauer.

(4) Ubersteigt - einschlieRlich der Anspriiche bei anderen
Versicherungsunternehmen - die ggf. mitversicherte Be-

rufsunfahigkeitsrente infolge einer Erh6hung 60% des
monatlichen Bruttoeinkommens der versicherten Person
(Angemessenheit) erlischt zu dieser Zusatzversicherung
das Recht auf weitere planmaRige Erhéhungen ab diesem
Zeitpunkt. Eine Uberschreitung dieser Angemessenheits-
grenze ist von der versicherten Person dem Versicherer
anzuzeigen. Auf Verlangen des Versicherers sind ent-
sprechende Unterlagen vorzulegen, um die Prufung zu
ermdglichen. Ist die Angemessenheit nicht mehr gege-
ben, sind Ubersteigende Erhéhungen rickgangig zu
machen.

(5) Sie erhalten rechtzeitig vor dem Erhdhungstermin
eine Mitteilung Uber die Erh6hung. Der Versicherungs-
schutz aus der jeweiligen Erh6hung beginnt am Erho-
hungstermin.

§ 3 Wonach errechnen
sich die erhéhten
Leistungen bzw.
Beitrage?

(1) Die Erh6hung der Versicherungsleistungen bzw. der
Beitrage errechnet sich nach den anerkannten Regeln der
Versicherungsmathematik aus dem am Erhéhungstermin
erreichten Alter der versicherten Person, der restlichen
Beitragszahlungsdauer, der restlichen Zeit bis zum Ren-
tenbeginn und dem bei Abschluss des Vertrags gultigen
Tarif. Die Versicherungsleistungen erhéhen sich nicht im
gleichen Verhéltnis wie die Beitrage.

(2) Sind Zusatzversicherungen eingeschlossen, so werden

- ihre Versicherungsleistungen - bis zu etwaigen Hochst-
grenzen - im selben Verhaltnis wie die der Hauptver-
sicherung erhoéht, es sei denn, die Zusatzversicherung
wurde explizit von der Erhéhung ausgenommen;

- die auf die Zusatzversicherungen entfallenden Beitrags-
teile bei der Berechnung planmaRiger Erhéhungen nur
wahrend der Beitragszahlungsdauer der Zusatzversiche-
rung bericksichtigt.

§ 4 Welche sonstigen
Bestimmungen
gelten fur die
Erhéhung?

(1) Alle im Rahmen des Versicherungsvertrags getrof-
fenen Vereinbarungen, insbesondere die zur Verrech-
nung der Abschluss- und Vertriebskosten sowie die Be-

zugsrechtsverfiigung, erstrecken sich auch auf die
Erhéhung der Versicherungsleistungen.

8 5 Wann werden
Erhéhungen ausge-
setzt?

(1) Die Erhdhung entfallt riickwirkend, wenn ihr bis zum
Ende des ersten Monats nach dem Erhéhungstermin wi-
dersprochen oder der erste erhéhten Beitrag nicht inner-
halb von zwei Monaten nach dem Erhéhungstermin ge-
zahlt wurde.

(2) Unterbliebene Erhdhungen kdnnen mit unserer Zu-
stimmung nachgeholt werden.

(3) Sollte mehr als zwei Mal hintereinander von der Er-
héhungsmadglichkeit kein Gebrauch gemacht worden
sein, erlischt das Recht auf weitere Erh6hungen; es kann
jedoch mit unserer Zustimmung neu begriindet werden.
Ist zu Ihrer Hauptversicherung eine Berufsunfahigkeits-

Zusatzversicherung eingeschlossen, wird jedoch eine er-

neute Gesundheitspriifung notwendig.

(4) Ist zu lhrer Hauptversicherung die Berufsunfahigkeits-

Zusatzversicherung mitversichert,

- s0 bleibt, wenn Sie zuséatzlich zu der hier geregelten Dy-
namik auch die separate Dynamik der Beitragsbefreiung
im Leistungsfall vereinbart haben, diese von der Rege-
lung des Abs. 3 unberihrt;

- und haben Sie nicht zusatzlich die Dynamik der Bei-
tragsbefreiung im Leistungsfall vereinbart, so erfolgen
keine Erhéhungen, solange Ihre Beitragszahlungspflicht
wegen Berufsunfahigkeit ganz oder teilweise entfallt.
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8§ 1 Vertragsbeteiligte

(1) Versicherungsnehmer aller Versicherungen ist der Ar-
beitgeber.

(2) Der gesamte Geschéaftsverkehr wird grundséatzlich
zwischen dem Arbeitgeber und dem Versicherer gefihrt.
(3) Der Versicherer ist berechtigt, Versicherungs-
leistungen, die nicht dem Arbeitgeber zustehen, unmittel-
bar an den Berechtigten zu zahlen.

(4) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, den betroffenen ver-
sicherten Personen von Mahnungen und Kindigungen
Kenntnis zu geben.

(5) Der Versicherer wird dem Arbeitgeber fir jede versi-
cherte Person einen Versicherungsschein - mit Zweit-
schrift zur Weiterleitung an die versicherte Person - aus-
handigen.

§ 2 Bezugsberechtigung

(1) Die versicherte Person ist fiir die Versicherungsleis-
tung sowohl fiir den Todes- als auch fir den Erlebensfall
unwiderruflich bezugsberechtigt.

(2) Fur den Todesfall sind ggf. versicherte Leistungen in
nachstehender Rangfolge zu zahlen an

a) den Uberlebenden Ehepartner, mit dem/der die versi-
cherte Person im Zeitpunkt ihres Todes verheiratet war
bzw. Lebenspartner nach dem Lebenspartnerschafts-
gesetz (LPartG).

b) Kinder im Sinne des § 32 Abs. 3, 4 Satz 1 Nr. 1 bis 3
und Abs. 5 Einkommensteuergesetz (EStG) zu gleichen
Teilen.

¢) den UGberlebenden Lebensgefahrten, mit dem/der die
versicherte Person im Zeitpunkt ihres Todes in einer auf
Dauer angelegten hauslichen Gemeinschaft gelebt hat,
vorausgesetzt, die versicherte Person hat diesen Lebens-
geféhrten dem Versicherer vor Eintritt des Versicherungs-
falls unter Angabe von Name, Geburtsdatum und
Anschrift in Textform benannt. Unter einer auf Dauer
angelegten hauslichen Gemeinschaft sind ein gemein-
samer Wohnsitz und eine gemeinsame Haushaltsfiihrung
zu verstehen.

Diese ist gegentiber dem Arbeitgeber in Textform zu
bestatigen.

d) Dritte, wenn sie von der versicherten Person dem
Versicherer namentlich benannt wurden; sofern diese
nicht vorhanden sind, an Dritte, die nachweislich die
Beerdigungskosten tragen; sofern diese nicht vorhanden
sind, an die Erben der versicherten Person. Dabei bleibt
die Todesfallleistung insgesamt jedoch auf den gemaR §
150 Abs. 4 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) von der
Aufsichtsbehdrde festgelegten Hoéchstbetrag (z. Zt. 8.000
Euro) fur gewohnliche Beerdigungskosten begrenzt (sog.
Sterbegeld).

Sofern eine Hinterbliebenenrenten-Zusatzversicherung
mitversichert ist, gelten fir die Regelungen im Leistungs-
fall aus dieser Zusatzversicherung die jeweils zugehorigen
Vertragsgrundlagen.

(3) Die Bezugsberechtigung erstreckt sich auch auf die
Uberschussanteile.

§ 3 Vorzeitiges Aus-
scheiden

(1) Scheidet eine versicherte Person vor Eintritt des Ver-
sicherungsfalls aus den Diensten des Arbeitgebers und
damit aus dem Geltungsbereich des Kollektivvertrags aus,
so meldet der Arbeitgeber unverziglich die auf das Leben
dieser Person genommene Versicherung ab und erklart
bereits jetzt die Ubertragung der Versicherungsnehmer-
eigenschaft mit allen Rechten und Pflichten auf die
versicherte Person zum Zeitpunkt der Beendigung des
Arbeitsverhéltnisses. Diese kann die Versicherung
innerhalb von 3 Monaten ab Wirksamwerden der Abmel-
dung ohne Risikoprifung unter Anrechnung bereits
abgelaufener Wartezeiten als Einzelversicherungsvertrag
bei dem Versicherer fortsetzen. Mit dem Ausscheiden
entfallen auch die Sonderkonditionen des Kollektiv-
vertrages.

(2) Wird die Versicherung eines Ausscheidenden nicht
weitergefiihrt, sondern gekiindigt, so wird die Leistung
bei Riickkauf (soweit vorhanden) aus der Versicherung

ausgezahlt. Evtl. gewéhrte Zulagen nach § 10a EStG sind
dann zurtickzuzahlen. Sind zum Zeitpunkt des Ausschei-
dens die Unverfallbarkeitsfristen geméaR § 1b BetrAVG
erfullt, wird die Versicherung im Fall einer Kiindigung in
eine beitragsfreie Versicherung umgewandelt (8 2 Abs. 3
BetrAVG). Sofern sich noch keine beitragsfreie Versiche-
rungsleistung ergibt, wird die Leistung bei Riickkauf (so-
weit vorhanden) an die versicherte Person ausgezahlt
und die Versicherung erlischt.

(3) Ubernimmt die versicherte Person die Rechtsstellung
des Versicherungsnehmers nicht innerhalb von 3 Mona-
ten ab Wirksamwerden der Abmeldung, so wird die Ver-
sicherung innerhalb des Kollektivvertrags beitragsfrei
weiter gefiihrt. Die Versicherungsnehmereigenschaft
verbleibt dann beim Arbeitgeber. Sofern sich noch keine
beitragsfreie Versicherungsleistung ergibt, wird die
Leistung bei Ruckkauf (soweit vorhanden) an die ver-
sicherte Person ausgezahlt und die Versicherung erlischt.

§ 4 Sonstige Vereinba-
rungen

Es wird vereinbart, dass abgesehen von der Einrdumung
eines nicht Ubertragbaren und nicht beleihbaren Bezugs-
rechts an die nach diesem Vertrag zu begiinstigenden

Personen, die Ubertragung der Anspriiche auf die versi-
cherten Leistungen an Dritte - auch in Form anderer Be-
zugsrechte - ausgeschlossen ist.
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Einwilligung in die Erhebung und Verwendung von Gesundheitsdaten und
Schweigepflichtentbindungserklirung

Die Regelungen des Versicherungsvertragsgesetzes, der EU-Datenschutzgrundverordnung, des Bundesdatenschutzgesetzes sowie anderer Datenschutzvorschriften
enthalten keine ausreichenden Rechtsgrundlagen fiir die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Gesundheitsdaten durch Versicherungen. Um thre Gesund-
heitsdaten fiir diesen Antrag und den Vertrag erheben und verwenden zu diirfen, benétigt die Pro bAV Pensionskasse AG daher hre datenschutzrechtliche(n)
Emwt[][gung(en) Darliber hinaus benétigt die Pro bAV Pensionskasse AG lhre Schweigepflichtentbindungen, um Ihre Gesundheitsdaten bei schweigepflichtigen
Stellen, wie z. B. Arzten, erheben zu diirfen.

Als Unternehmen der Lebensversicherung benétigt die Pro bAV Pensionskasse AG Ihre Schweigepflichtentbindung ferner, um lhre Gesundheitsdaten oder
weitere nach § 203 Strafgesetzbuch geschiitzte Daten, wie z. B. die Tatsache, dass ein Vertrag mit lhnen besteht, an andere Stellen, z. B. ViaMed weiterleiten zu
diirfen. Es steht thnen frei, die Einwilligung/Schweigepflichtentbindung nicht abzugeben oder jederzeit spater mit Wirkung fiir die Zukunft zu widerrufen. Der
Widerruf ist zu richten an: AXA Lebensversicherung AG, Colonia-Allee 10-20,51067 Koln oder per Fax an 0221 148-22750 oder per E-Mail an service@axa.de. Wir
weisen jedoch darauf hin, dass ohne Verarbeitung von Gesundheitsdaten der Abschluss oder die Durchfiihrung des Versicherungsvertrages in der Regel nicht
méglich sein wird.

Die Erkldrungen betreffen den Umgang mit [hren Gesundheitsdaten und sonstiger nach § 203 StGB geschiitzter Daten

= durch die Pro bAV Pensionskasse AG {unter 1.),

m im Zusammenhang mit der Abfrage bei Dritten (unter 2.),

m beider Weitergabe an Stellen auBerhalb der Pro bAV Pensionskasse AG {unter 3.} und

m wenn der Vertrag nicht zustande kommt {unter 5.).

Die Erklérungen gelten fir die von [hnen gesetzlich vertretenen Personen wie Ihre Kinder, soweit diese die Tragweite dieser Einwilligung nicht erkennen und
daher keine eigenen Erklarungen abgeben kénnen.

1. Erhebung, Speicherung und Nutzung der von lhnen mitgeteilten Gesundheitsdaten durch die Pro bAV Pensionskasse AG

Ich willige ein, dass die Pro bAV Pensionskasse AG die von mir in diesem Antrag und kiinftig mitgeteiiten Gesundheitsdaten erhebt, speichert
und nutzt, soweit dies zur Antragspriifung sowie zur Begriindung, Durchfiihrung oder Beendigung dieses Versicherungsvertrages erforderlich ist.

Ich willige ein, dass die Pro bAV Pensionskasse AG, soweit auf Grund von Kooperationen mit gesetzlichen Krankenkassen, Vereinen, Verbanden,
Firmen oder sonstigen Dritten Vorteilskonditionen gewéhrt werden, zwecks Priifung, ob eine entsprechende Mitgliedschaft oder Zugehongkent mit
Anspruch auf Vorteilskonditionen besteht, mit den genannten Dritten einen Datenabgleich vornimmt und entbinde insoweit den Versicherer von
der Schweigepflicht. !

2. Abfrage von Gesundheitsdaten bei Dritten
2.1 Abfrage von Gesundheitsdaten bei Dritten zur Risikobeurteilung und zur Priifung der Leistungspflicht

Fir die Beurteilung der zu versichernden Risiken kann es notwendig sein, Informationen von Institutionen abzufragen, die liber lhre Gesundheitsdaten verfigen.
AuRerdem kann es zur Priifung der Leistungspflicht erforderlich sein, dass wir die Angaben iber Ihre gesundheitlichen Verhéitnisse priifen missen, die Sie zur
Begriindung von Anspriichen gemacht haben oder die sich aus eingereichten Unterlagen (z. B. Rechnungen, Verordnungen, Gutachten) oder Mitteilungen z. B.
eines Arztes oder sonstigen Angehdrigen eines Heilberufs ergeben. Diese Uberpriifung erfolgt nur, soweit es erforderlich ist. Wir benétigen hierfiir (hre Einwilligung
einschlieRlich einer Schweigepflichtentbindung far sich sowie fur diese Stellen, falls im Rahmen dieser Abfragen Gesundheitsdaten oder weitere nach § 203
Strafgesetzbuch geschiitzte Informationen weitergegeben werden miissen. Wir werden Sie in jedem Einzelfall dariiber informieren, von weichen Personen oder
Einrichtungen zu welchem Zweck eine Auskunft benétigt wird.

Sie kénnen dann jeweils entscheiden, ob Sie

m die erforderlichen Unterlagen selbst beibringen

m oderindie Erhebung und Verwendung Ihrer Gesundheitsdaten durch uns einwilligen, die genannten Personen oder Einrichtungen sowie deren Mitarbeiter
von der Schweigepflicht entbinden und in die Ubermittlung (hrer Gesundheitsdaten an die entsprechende Gesellschaft einwilligen.

2.2 Erkidrungen fiir den Fall lhres Todes

Zur Priifung der Leistungspflicht kann es auch nach threm Tod erforderlich sein, gesundheitliche Angaben zu priifen. Eine Priifung kann auch erforderlich sein,
wenn sich bis zu zehn Jahre nach Vertragsschluss fir uns konkrete Anhaltspunkte dafiir ergeben, dass bei der Antragstellung unrichtige oder unvollstandige
Angaben gemacht wurden und damit die Risikobeurteilung beeinflusst wurde. Auch daflr bediirfen wir Einwilligungund Schweigepflichtentbindung.

Fiir den Fall meines Todes willige ich in die Erhebung meiner Gesundheitsdaten bei Dritten (Arzten, Pflegepersonen, Bediensteten von Krankenhausern,
sonstigen Krankenanstalten, Pflegeheimen, Personenversicherern, gesetzlichen Krankenkassen, Berufsgenossenschaften, Behérden) zur Leistungsprifung
bzw. einer erfordertichen erneuten Antragspriifung ein.

ich befreie die genannten Personen und Mitarbeiter der genannten Einrichtungen von ihrer Schweigepflicht, soweit meine zuldssigerweise gespeicherten
Gesundheitsdaten aus Untersuchungen, Beratungen, Behandlungen sowie Versicherungsantragen und -vertrigen aus einem Zeitraum von bis zu zehn Jahren
vor Antragstellung Ubermittelt werden.

Ich bin dariiber hinaus damit einverstanden, dass in diesem Zusammenhang - soweit erforderlich - meine Gesundheitsdaten durch die Pro bAV Pensionskasse AG
an diese Stellen weitergegeben werden und befreie auch insoweit die fiir die Pro bAV Pensionskasse AG tétigen Personen von ihrer Schweigepflicht.

3 Weitergabe threr Gesundheitsdaten und weiterer nach § 203 StGB geschiitzter Daten an Stellen auferhalb der Pro bAV Pensionskasse AG
Die Pro bAV Pensionskasse AG verpflichtet die nachfolgenden Stellen vertraglich auf die Einhaltung der Vorschriften iber den Datenschutz und die Datensicherheit.

3.1 Datenweitergabe zur medizinischen Begutachtung

Fiir die Beurteilung der zu versichernden Risiken und zur Priifung der Leistungspflicht kann es notwendig sein, medizinische Gutachter einzuschalten. Wir
bendétigen [hre Einwilligung und Schweigepflichtentbindung, wenn in diesem Zusammenhang Ihre Gesundheitsdaten und weitere nach § 203 StGB geschiitzte
Daten (ibermittelt werden. Sie werden tiber die jeweilige Datenibermittlung unterrichtet.

Ich willige ein, dass die Pro bAV Pensionskasse AG meine Gesundheitsdaten an medizinische Gutachter {ibermitteln, soweit dies im Rahmen der Risikopriifung
oder der Priifung der Leistungspflicht erforderlich ist und meine Gesundheitsdaten dort zweckentsprechend verwendet und die Ergebnisse an diese zurtick
ibermittelt werden. Im Hinblick auf meine Gesundheitsdaten und weitere nach § 203 StGB geschiitzte Daten entbinde ich die fir die Pro bAV Pensionskasse
AG tétigen Personen und die Gutachter von ihrer Schweigepflicht.

3.2 Ubertragung von Aufgaben auf andere Stellen (Unternehmen oder Personen)

Die Pro bAV Pensionskasse AG fiihrt bestimmte Aufgaben, wie zum Beispiel die Risikopriifung, die Leistungsfallbearbeitung oder die telefonische Kundenbetreuung,
bei denen es zu einer Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung lhrer Gesundheitsdaten kommen kann, nicht seibst durch, sondern lbertragt die Erledigung einer
anderen Gesellschaft der AXA-Gruppe oder einer anderen Stelle. Werden hierbei thre nach § 203 StGB geschitzten Daten weitergegeben, benétigt die Pro bAV
Pensionskasse AG thre Schweigepflichtentbindung fiir sich und soweit erforderlich fiir die anderen Stelten.

Die Pro bAV Pensionskasse AG fiihrt eine fortlaufend aktualisierte Liste Gber die Stellen und Kategorien von Stellen, die vereinbarungsgemaR Gesundheitsdaten
fiir die Pro bAV Pensionskasse AG erheben, verarbeiten oder nutzen unter Angabe der ibertragenen Aufgaben. Die zurzeit gilltige Liste ist als Anlage der Einwilligungs-
erkldrung angefligt. Eine aktuelle Liste kann auch im Internet unter www.axa.de/Datenschutz eingesehen oder bei den in [hren Vertragsunterlagen genannten
Ansprechpartner/Betreuer angefordert werden. Fiir die Weitergabe Ihrer Gesundheitsdaten an und die Verwendung durch die in der Liste genannten Stellen
benétigt die Pro bAV Pensionskasse AG |hre Einwilligung.

ich willige ein, dass die Pro bAV Pensionskasse AG meine Gesundheitsdaten an die in der oben erwdhnten Liste genannten Stellen libermittelt und dass die
Gesundheitsdaten dort fir die angefiihrten Zwecke im gleichen Umfang erhoben, verarbeitet und genutzt werden, wie die Pro bAV Pensionskasse AG dies tun
diirfte. Soweit erforderlich, entbinde ich die Mitarbeiter der AXA Unternehmensgruppe und sonstiger Stellen im Hinblick auf die Weitergabe von Gesundheits-
daten und anderer nach § 203 StGB geschitzter Daten von ihrer Schweigepflicht.
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3.3. Datenweitergabe an Riickversicherungen

Um die Erfiliung [hrer Anspriiche abzusichern, kann die Pro bAV Pensionskasse AG Riickversicherungen einschalten, die das Risiko ganz oder teilweise {iber-
nehmen. In einigen Fallen bedienen sich die Riickversicherungen daflr weiterer Riickversicherungen, denen sie ebenfalls thre Daten {ibergeben. Damit sich die
Riickversicherung ein eigenes Bild iiber das Risiko oder den Versicherungsfall machen kann, ist es méglich, dass die Pro bAV Pensionskasse AG lhren Versicherungs-
antrag oder Leistungsantrag der Riickversicherung vorlegt. Das ist insbesondere dann der Fall, wenn die Versicherungssumme besonders hoch ist oder es sich
um ein schwierig einzustufendes Risiko handelt.

Darliber hinaus ist es moglich, dass die Riickversicherung die Pro bAV Pensionskasse AG aufgrund ihrer besonderen Sachkunde bei der Risiko- oder Leistungs-
priifung sowie bei der Bewertung von Verfahrensabladufen unterstitzt.

Haben Riickversicherungen die Absicherung des Risikos iibernommen, kénnen sie kontrollieren, ob die Pro bAV Pensionskasse AG das Risiko bzw. einen Leistungsfall
richtig eingeschatzt hat. AuRerdem werden Daten (iber lhre bestehenden Vertrdge und Antrage im erforderlichen Umfang an Riickversicherungen weitergegeben,
damit diese liberprifen kdnnen, ob und in welcher Héhe sie sich an dem Risiko beteiligen kénnen. Zur Abrechnung von Pramienzahlungen und Leistungsféllen
kénnen Daten (iber Ihre bestehenden Vertrdge an Riickversicherungen weitergegeben werden. Zu den oben genannten Zwecken werden méglichst anonymisierte
bzw. pseudonymisierte Daten, jedoch auch personenbezogene Gesundheitsangaben verwendet. Ihre personenbezogenen Daten werden von den Riickversicherungen
nur zu den vorgenannten Zwecken verwendet. Uber die Ubermittiung ihrer Gesundheitsdaten an Riickversicherungen werden Sie durch die Pro bAV Pensions-
kasse AG unterrichtet.

Ich willige ein, dass meine Gesundheitsdaten - soweit erforderlich - an Riickversicherungen (ibermittelt und dort zu den genannten Zwecken verwendet
werden. Soweit erforderlich, entbinde ich die fir die Pro bAV Pensionskasse AG tétigen Personen im Hinblick auf die Gesundheitsdaten und weiteren nach
§ 203 StGB geschutzter Daten von ihrer Schweigepflicht.

3.4. Datenweitergabe an selbststandige Vermittler

Die Pro bAV Pensionskasse AG gibt grundsatzlich keine Angaben zu threr Gesundheit an selbststdndige Vermittler weiter. Es kann aber in den folgenden Féllen
dazu kommen, dass Daten, die Riickschliisse auf Ihre Gesundheit zulassen oder gemiR § 203 StGB geschiitzte Informationen Gber lhren Vertrag Versicherungs-
vermittlern zur Kenntnis gegeben werden,

Soweit es zu vertragsbezogenen Beratungszwecken erforderlich ist, kann der Sie betreuende Vermittler informationen dariber erhalten, ob und ggf. unter
welchen Voraussetzungen (z. B. Annahme mit Risikozuschlag, Ausschlisse bestimmter Risiken) Ihr Vertrag angenommen werden kann. Der Vermittier, der thren
Vertrag vermittelt hat, erfahrt, dass und mit welchem Inhalt der Vertrag abgeschlossen wurde. Dabei erfdhrt er auch, ob Risikozuschldge oder Ausschliisse be-
stimmter Risiken vereinbart wurden.

Bei einem Wechsel des Sie betreuenden Vermittlers auf einen anderen Vermittler kann es zur Ubermittlung der Vertragsdaten mit den Informationen tiber bestehende
Risikozuschidge und Ausschliisse bestimmter Risiken an den neuen Vermittler kommen. Sie werden bei einem Wechsel des Sie betreuenden Vermittlers auf einen
anderen Vermittler vor der Weitergabe von Gesundheitsdaten informiert sowie auf lhre Widerspruchsméglichkeit hingewiesen.

Ich willige ein, dass die Pro bAV Pensionskasse AG meine Gesundheitsdaten und sonstigen nach § 203 StGB geschiitzten Daten in den oben
genannten Féllen - soweit erforderlich - an den fiir mich zustdndigen selbststédndigen Versicherungsvermittler {ibermittelt und diese dort erhoben,
gespeichert und zu Beratungszwecken genutzt werden dirfen.

Diese Einwilligung gilt entsprechend fiir die Datenverarbeitung von Maklerpools oder anderen Dienstleistern (z. B. Betreiber von Vergleichssoftware, Makler-
verwaltungsprogrammen), die mein Vermittler zum Abschluss und zur Verwaltung meiner Versicherungsvertrage einschaltet. Die betreffenden Dienstleister
kann ich bei meinem Vermittler erfragen.

4. Dateniibermittlung an Dienstleister des Arbeitgebers im Rahmen der betrieblichen Altersversorgung

Zur Durchfiihrung der betrieblichen Altersversorgung kénnen die Arbeitgeber die Verwaltung der Versicherungsvertrdge der versicherten Arbeitnehmer und
den damit verbundenen Datenverkehr mit dem Versicherer auch Uber die Internetplattform der eVorsorge Systems GmbH, Leopoldstr. 244, 80807 Miinchen
durchfiihren. Dieser Datentransfer erfolgt zum Schutz vor unbefugtem Zugriff Gber gesicherte Verbindungen.

Ich willige ein, dass mein Arbeitgeber den Datenverkehr mit der Pro bAV Pensionskasse AG zur Verwaltung und Durchfiihrung der Versicherungsvertrége zu
meiner betrieblichen Altersversorgung betreffend meine Gesundheitsdaten und sonstigen nach § 203 StGB geschutzten Daten (iber die Internetplattform der
eVorsorge Systems GmbH durchfiihrt.

5. Speicherung und Verwendung lhrer Gesundheitsdaten wenn der Vertrag nicht zustande kommt

Kommt der Vertrag mit thnen nicht zustande, speichert die Pro bAV Pensionskasse AG Ihre im Rahmen der Risikopriifung erhobenen Gesundheitsdaten fiir den
Fall, dass Sie erneut Versicherungsschutz beantragen. Die Pro bAV Pensionskasse AG speichert lhre Daten auch, um mégliche Anfragen weiterer Versicherungen
beantworten zu kénnen, lhre Daten werden bei der Pro bAV Pensionskasse AG bis zum Ende des dritten Kalenderjahres nach dem Jahr der Antragstellung gespeichert.

Ich willige ein, dass die Pro bAV Pensionskasse AG meine Gesundheitsdaten - wenn der Vertrag nicht zustande kommt - fiir einen Zeitraum von drei Jahren
ab dem Ende des Kalenderjahres der Antragstellung zu den oben genannten Zwecken speichert und nutzt.

Unterschrift(en)

Ort/Datum Antragsteller - ggf. gesetzliche Vertreter

| L

Unterschrift aller mitzuversichernden Personen bezogen auf alle obigen Zu versichernde und mitzuversichernde Person(en) - ggf. gesetzlicher
Erlauterungen (frithestens mit Alter 14 ggf. - gesetzlicher Vertreter) Vertreter)

Information zur Verwendung Ihrer Daten

Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie {iber die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten durch die Pro bAV Pensionskasse AG und die thnen nach dem
Datenschutzrecht zustehenden Rechte. Diese Informationen gelten auch fir die versicherte Person/Bezugsberechtigte Person. Wenn die versicherte Person/
Bezugsberechtigte Person nicht zugleich Versicherungsnehmer ist, wird der Versicherungsnehmer diese Informationen an die versicherte Person weitergeben.

Verantwortlicher fiir die Datenverarbeitung

Pro bAV Pensionskasse AG

Kunden-, Partner- und Prozess-Service

Colonia-Allee 10-20, 51067 Kéin

Tel: 0221/148 41106

E-Mail: info@probav.de

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie per Post unter den oben angegebenen Daten mit dem Zusatz - Datenschutzbeauftragter - oder per E-Mail unter:
Datenschutz@axa.de

Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung

Wir verarbeiten ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung der EU-Datenschutz-Grundverordnung {DSGVO), des Bundesdatenschutzgesetzes {BDSG), der
datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen des Versicherungsvertragsgesetzes (WG), sowie aller weiteren mafgeblichen Gesetze. Darliber hinaus hat sich
unser Unternehmen auf die ,Verhaltensregeln fiir den Umgang mit personenbezogenen Daten durch die deutsche Versicherungswirtschaft” verpflichtet, die die
oben genannten Gesetze fir die Versicherungswirtschaft prézisieren. Diese kdnnen Sie im Internet unter www.probav.de/Datenschutz abrufen.
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Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, bendtigen wir die von lhnen hierbei gemachten Angaben fiir den Abschluss des Vertrages und zur Einschdtzung
des von uns zu (ibernehmenden Risikos. Kommt der Versicherungsvertrag zustande, verarbeiten wir diese Daten zur Durchfiihrung des Vertragsverhaltnisses,
2.B. zur Policierung oder Rechnungsstellung. Angaben zum Schaden bendtigen wir etwa, um priifen zu kdnnen, ob ein Leistungs-/Versicherungsfall eingetreten
und wie hoch der Schaden ist.

Der Abschluss bzw. die Durchfiihrung des Versicherungsvertrages ist ohne die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten nicht méglich.

Dariiber hinaus bendtigen wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erstellung von versicherungsspezifischen Statistiken, z. B. fir die Entwicklung neuer Tarife
oder zur Erfiillung aufsichtsrechtlicher Vorgaben. Die Daten aller mit einer AXA-Geselischaft bestehenden Vertrége nutzen wir fiir eine Betrachtung der gesamten
Kundenbeziehung, beispielsweise zur Beratung hinsichtlich einer Vertragsanpassung, -ergénzung, fiir Kulanzentscheidungen oder fir umfassende Auskunfts-
erteilungen.

Rechtsgrundlage fiir diese Verarbeitungen personenbezogener Daten fiir vorvertragliche und vertragliche Zwecke ist Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO. Soweit dafiir
besondere Kategorien personenbezogener Daten (z. B. ihre Gesundheitsdaten bei Abschluss eines Lebensversicherungsvertrages) erforderlich sind, holen wir
Ihre Einwilligung nach Art. 9 Abs. 2 a) i. V. m. Art. 7 DSGVO ein. Erstellen wir Statistiken mit diesen Datenkategorien, erfolgt dies auf Grundlage von Art. 9 Abs. 2 j}
DSGVO i. V. m. § 27 BDSG.

Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen von uns oder von Dritten zu wahren (Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO). Dies kann insbesondere erforderlich sein:

®m  zur Gewdhrleistung der [T-Sicherheit und des 1T-Betriebs einschlieRlich Tests (sofern nicht bereits fiir die Vertragsdurchfiihrung erforderlich),

®  zurWerbung fiir unsere eigenen Versicherungsprodukte und fir andere Produkte der Unternehmen der AXA-Gruppe und deren Kooperationspartner sowie
fur Markt- und Meinungsumfragen,

m  zurVerhinderung und Aufkidrung von Straftaten, insbesondere nutzen wir Datenanalysen zur Erkennung von Hinweisen, die auf Versicherungsmissbrauch
hindeuten kénnen,

m  zurRisikosteuerung innerhalb des Unternehmens sowie des AXA Konzerns insgesamt,

®m  zur Geschéftssteuerung und Weiterentwicklung von Prozessen, Dienstleistungen und Produkten.

Dariiber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erfiillung gesetzlicher Verpflichtungen wie z. B. aufsichtsrechtlicher Vorgaben, handels- und
steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten oder unserer Beratungspflicht. Als Rechtsgrundlage fiir die Verarbeitung dienen in diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen
Regelungen i. V. m. Art. 6 Abs. 1 ¢} DSGVO.

Sollten wir ihre personenbezogenen Daten flir einen oben nicht genannten Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen
dariiber u.a. auf unserer Webseite (www.probav.de/Datenschutz) zuvor informieren.

Kategorien von Empfangern der personenbezogenen Daten

Von uns (ibernommene Risiken versichern wir bei speziellen Versicherungsunternehmen (Riickversicherer). Dafiir kann es erforderlich sein, Ihre Vertrags- und
ggf. Leistungs-/Schadendaten an einen Riickversicherer zu (ibermitteln, damit dieser sich ein eigenes Bild tiber das Risiko oder den Versicherungsfall machen
kann. Darliber hinaus ist es méglich, dass der Riickversicherer unser Unternehmen aufgrund seiner besonderen Sachkunde bei der Risiko- oder Leistungsprifung
sowie bei der Bewertung von Verfahrensabldufen unterstiitzt. Wir iibermitteln Ihre Daten an den Riickversicherer nur soweit dies fiir die Erfiillung unseres
Versicherungsvertrages mit lhnen erforderlich ist bzw. im zur Wahrung unserer berechtigten Interessen erforderlichen Umfang.

Vermittler:

Soweit Sie hinsichtlich lhrer Versicherungsvertrdge von einem Vermittler betreut werden, verarbeitet ihr Vermittler die zum Abschluss und zur Durchfithrung
des Vertrages bendtigten Antrags-, Vertrags- und Schadendaten. Auch ibermittelt unser Unternehmen diese Daten an die Sie betreuenden Vermittler, soweit
diese die informationen zu lhrer Betreuung und Beratung in ihren Versicherungs- und Finanzdienstleistungsangelegenheiten bendtigen.

n .
Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unserer Unternehmensgruppe nehmen bestimmte Datenverarbeitungsaufgaben fiir die in der Gruppe verbundenen
Unternehmen zentral wahr. Soweit ein Versicherungsvertrag zwischen Ihnen und einem oder mehreren Unternehmen unserer Gruppe besteht, kdnnen thre
Daten etwa zur zentralen Verwaltung von Anschriftendaten, fiir den telefonischen Kundenservice, zur Vertrags- und Leistungs-/Schadenbearbeitung, fiir In- und
Exkasso oder zur gemeinsamen Postbearbeitung zentral durch ein Unternehmen der Gruppe verarbeitet werden. In unserer Dienstleisterliste finden Sie die
Unternehmen, die an einer zentralisierten Datenverarbeitung teilnehmen.

E § . o
Wir bedienen uns zur Erfilllung unserer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten zum Teil externer Auftragnehmer und Dienstleister. Eine Auflistung der von
uns eingesetzten Auftragnehmer und Dienstleister, zu denen nicht nur voriibergehende Geschéaftsbeziehungen bestehen, kénnen Sie der Ubersicht im Anhang
sowie in der jeweils aktuellen Version auf unserer internetseite unter www.probav.de/datenschutz entnehmen.

Weitere Empfénger:
Dar(iber hinaus kénnen wir [hre personenbezogenen Daten an weitere Empfénger (ibermitteln, wie etwa an Behdrden zur Erfiillung gesetzlicher Mitteilungspflichten
(z. B. Sozialversicherungstréger, Finanzbehdrden oder Strafverfolgungsbehérden).

Dauer der Datenspeicherung

Wir [8schen Ihre personenbezogenen Daten, sobald sie fiir die oben genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei kann es vorkommen, dass personen-
bezogene Daten fir die Zeit aufbewahrt werden, in der Anspriiche gegen unser Unternehmen geltend gemacht werden kdnnen (gesetzliche Verjdhrungsfrist
von drei oder bis zu dreiRig Jahren). Zudem speichern wir thre personenbezogenen Daten, soweit wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. Entsprechende Nachweis-
und Aufbewahrungspflichten ergeben sich unter anderem aus dem Handelsgesetzbuch, der Abgabenordnung und dem Geldwéschegesetz. Die Speicherfristen
betragen danach bis zu zehn Jahre.

Betroffenenrechte

Sie kénnen unter den oben genannten Daten Auskunft {iber die zu ihrer Person gespeicherten Daten verlangen. Darliber hinaus kénnen Sie unter bestimmten
Voraussetzungen die Berichtigung oder die Léschung [hrer Daten verlangen. lhnen kann weiterhin ein Recht auf Einschrankung der Verarbeitung threr Daten
sowie ein Recht auf Herausgabe der von Ihnen bereitgestellten Daten in einem strukturierten, gdngigen und maschinenlesbaren Format zustehen.

Widerspruchsrecht
Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter interessen, kénnen Sie dieser Verarbeitung widersprechen, wenn sich aus threr besonderen Situation
Griinde ergeben, die gegen die Datenverarbeitung sprechen.

Beschwerderecht
Sie haben die Mdglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben genannten Datenschutzbeauftragten oder an eine Datenschutzaufsichtsbehérde zu wenden.
Die fur uns zustandige Datenschutzaufsichtsbehdrde ist:

Landesbeauftragte fiir Datenschutz und informationsfreiheit
Nordrhein-Westfalen

Kavalleriestrae 2 - 4

40213 Diisseldorf

Dateniibermittlung in ein Drittland -

Sollten wir personenbezogene Daten an Dienstleister auRerhalb des Européischen Wirtschaftsraums (EWR) tibermitteln, erfolgt die Ubermittlung nur, soweit
dem Drittland durch die EU-Kommission ein angemessenes Datenschutzniveau bestétigt wurde oder andere angemessene Datenschutzgarantien (z. B. verbindliche
unternehmensinterne Datenschutzvorschriften, EU-Standardvertragsklauseln oder EU-US Privacy Shield) vorhanden sind. Detaillierte Information dazu sowie
liber das Datenschutzniveau bei unseren Dienstleistern kénnen Sie unter den oben genannten Kontaktinformationen anfordern.

Automatisierte Einzelfallentscheidungen

Auf Basis hrer Angaben zum Risiko, zu denen wir Sie bei Antragstellung befragen, entscheiden wir vollautomatisiert etwa iiber das Zustandekommen oder die
Kiindigung des Vertrages, mégliche Risikoausschliisse oder iiber die H8he der von thnen zu zahlenden Versicherungspramie.

Aufgrund 1hrer Angaben zum Versicherungsfall, der zu lhrem Vertrag gespeicherten Daten [sowie ggf. von Dritten hierzu erhaitenen Informationen] entscheiden
wir vollautomatisiert Giber unsere Leistungspflicht. Die vollautomatisierten Entscheidungen beruhen auf vom Unternehmen vorher festgelegten Regeln zur
Gewichtung der Informationen. So erfolgt bei der Antragstellung die Berechnung und Bewertung auf Basis versicherungsmathematischer Kriterien und Kalkulationen.

Soweit wir automatisierte Einzelfallentscheidungen in den vorherig beschriebenen Filien durchfiihren, haben Sie das Recht auf Erwirkung des Eingreifens
einer Person seitens des Verantwortlichen, auf Darlegung des eigenen Standpunkts und Anfechtung der Entscheidung.

Dieses Recht besteht nicht, wenn lhrem Begehren vollumfénglich stattgegeben wurde.

- Seite3von4- 21011274 (04.18)
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Hinweis: Steht lhre besondere persdnliche Situation den berechtigten Interessen des Unternehmens an einer Beauftragung entgegen, kdnnen Sie dieser Beauftragung ggf. widersprechen.

Ubersicht der Dienstleister des AXA Konzerns

Anlage 6

gemaR der Einwilligungs- und Schweigepflichtentbindungserklarung

Konzerngesellschaften, die an einer gemeinsamen Verarbeitung von Daten innerhalb der Unternehmensgruppe teilnehmen:

® AXA ART Versicherung AG

m AXA Bank AG

m AXA Customer Care GmbH

® AXA Direktberatung GmbH

m AXA easy Versicherung AG

m AXA Konzern AG

m AXA Krankenversicherung AG
m AXA Lebensversicherung AG

m AXA MATRIX Risk Consultants Deutschland,

ZN der AXA Matrix Risk Consultants S
m AXA Service & Direct Solutions GmbH

(A, Paris

m AXA Versicherung AG
clerita GmbH

Deutsche Arzteversicherung AG

Deutsche Arzte Finanz Beratungs- und Vermittiungs-AG
E.C.A. LEUE GmbH + Co. KG

Helmsauer & Preuss GmbH

INREKA Finanz AG

Pro bAV Pensionskasse AG

Dienstleister mit Datenverarbeitung als Hauptgegenstand des Auftrags (Einzelbenennung):

DBV Deutsche Beamtenversicherung ZN der AXA Versicherung AG

Kélner Spezial Beratungs-GmbH fiir betriebliche Altersversorgung

winExpertisa Gesellschaft zur Férderung beruflicher Vorsorge mbH

Auftraggebende Gesellschaft Dienstleister’ Gegenstand/Zweck der Beauftragung Gesundheitsdaten
Alle Konzerngesellschaften AXA Konzern AG Antrags-, Vertrags-, Leistungs- und Regressbearbeitung, ja
Vermittlerbetreuung
AXA Group Solutions S.A. Betrieb gruppenweiter [T-Anwendungen nein
einschl. Ndl. Deutschland
AXA Logistik & Service GmbH Post-, Antrags-, Vertrags-, Leistungsbearbeitung ja
AXA Technology Services Germany GmbH Rechenzentrumsbetreiber ja
und GIE AXA Tech Belgium
AXA Customer Care Center GmbH Telefonischer Kundendienst, Kundenbetreuung ja
ARA GmbH Telefonischer Kundendienst nein
AXA Assistance Deutschland GmbH Teiefonischer Kundendienst ja
GIE AXA Hosting, Datenselektionen nein
GDV Dienstleistungs GmbH Datentransfer mit Vermittlern und Dienstleistern nein
AXA ART Versicherung AG ACS Information Technologies UK Limited Rechenzentrumsbetreiber nein
AXA Krankenversicherung AG ViaMed GmbH Leistungspriifung ja
ROLAND Assistance GmbH Diseasemanagement jat
MedicalContact AG Diseasemanagement ja'
Sanvartis GmbH Diseasemanagement ja'
IMB Consult GmbH Medizinische Gutachten jat
unternehmen online GmbH & Co. KG Betrieb online-Anwendungen (Angebots-/Antragsaufnahme) ja
AXA Lebensversicherung AG AXA Bank AG Depotverwaltung fir Fondspolicen nein
April Deutschland AG Bestands- und Leistungsbearbeitung ja
Vorsorge Lebensversicherung AG Antrags-/Leistungsbearbeitung ja
(Zahlungssystem ERGO und Minchner Riick)
unternehmen online GmbH & Co. KG Betrieb online-Anwendungen (Angebots-/Antragsaufnahme) ja
SP Consult AG Antrags- und Leistungsbearbeitung, Bestandsverwaltung nein
AXA Versicherung AG/ AXA Assistance Deutschland GmbH Diseasemanagement, Durchfiihrung KFZ-Versicherungen fiir Kredit- ja'
AXA easy Versicherung AG/ karteninhaber, Bestandsverwaltung, Leistungsbearbeitung fiir Mietwa-
DBV Deutsche Beamtenversiche- gen-KFZ-Versicherungen, Handwerker- und Dienstleisternetz, Anlage
rung ZN der AXA Versicherung AG Neuschéden
April Deutschland AG Bestands- und Leistungsbearbeitung ja
Versicherungsforen medi-part GmbH Leistungsbearbeitung ja'
Actineo GmbH Anforderung medizinische Auskiinfte ja'
Inter Partner Assistance S.A. Schutzbriefleistungen nein
Oconsult Assekuranzberatung OHG Regresspriifung ja
Dienstleisterkategorien, bei denen Datenverarbeitung kein Hauptgeg: d des Auftrages ist und/oder Dienstleistungserbringung erfolgt durch viele verschiedene Dienstleister
Auftraggebende Gesellschaft Dienstleisterkategorie Gegenstand/Zweck der Beauftragung Gesundheitsdaten
Alle Konzerngesellschaften Adressermittler Adresspriifung nein
Gutachter/med. Experten/Berater Antrags-/Leistungs-/Regresspriifung/Beratung zum Teil*
Assisteure Assistanceleistungen zum Teil'
Marktforschungsunternehmen Marktforschung, Kundenzufriedenheitsanalyse nein
Marketingagenturen/-provider Marketingaktionen nein
Lettershops/Druckereien Postsendungen/Newsletter (E-Mail) ja
Aktenlager Lagerung von Akten ja
IT-Dienstleister Wartung/Betrieb/Entwicklung Systeme/Anwendungen/Onlineservices ja
Rechtsanwaltskanzleien Forderungseinzug ja
Inkassounternehmen/Auskunfteien Forderungsbearbeitung, Existenznachweis nein
Riickversicherer Monitoring ja
Entsorgungsunternehmen Abfallbeseitigung ja
Routenplaner Schadenbearbeitung/Terminplanung nein
Rehabilitationsdienst Rehabilitationsmanagement ja
Service-Gesellschaften Leistungs- und Bestandsbearbeitung im Massengeschaft nein
(techn. Versicherungen)
Vermittler Antrags-, Leistungs- u. Schadenbearbeitung, Beratung zum Teil*
Telefonischer Kundendienst Temporarer Kundendienst in bes. Geschéaftsprozessen, Kundenbetreuung ja
AXA Krankenversicherung AG Heil-/Hilfsmittellieferant Lieferung von Heil- und Hilfsmitteln ja

1 ggf. mit separater Einwilligung

-Seited4 von4 -
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Versicherungsbedingungen fur die winGARANT rente
(Rentenversicherung als Altersvorsorgevertrag im Sinne des
Altersvorsorgevertrage-Zertifizierungsgesetzes — AltZertG)

Vertragsgrundlage 225(2) Stand: 07/2002

Teil A — Allgemeine Versicherungsbedingungen

§1
Wann beginnt Ihr Versicherungsschutz?

Ihr Versicherungsschutz beginnt, wenn wir die Annahme lhres Antrags
schriftlich oder durch Aushéndigen des Versicherungsscheins bestétigt und
Sie den ersten Eigenbeitrag (Einldsungsbeitrag) gezahlt haben. Vor dem im
Versicherungsschein angegebenen Beginn der Versicherung besteht kein
Versicherungsschutz.

82
Wie und bis wann kdnnen Sie dem Zustandekommen des
Versicherungsvertrags widersprechen?

1. Mit dem  Versicherungsschein  Ubersenden  wir lhnen die
Versicherungsbedingungen und die Verbraucherinformation. Sie kdénnen
dem Zustandekommen des Vertrags innerhalb eines Monats nach Erhalt
dieser vollstédndigen Unterlagen schriftlich widersprechen. Abweichend von
Satz 2 erlischt Ihr Recht zum Widerspruch jedoch 1 Jahr nach Zahlung des
ersten Eigenbeitrags. Zur Wahrung der Frist gentgt die rechtzeitige
Absendung des Widerspruchs.

2. Widersprechen Sie nicht innerhalb der Frist, gilt der Vertrag auf der
Grundlage des Versicherungsscheins, der Versicherungsbedingungen und
der Verbraucherinformation als abgeschlossen.
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§3
Was haben Sie bei der Beitragszahlung zu beachten?

Die laufenden Eigenbeitrdge zu lhrer Rentenversicherung kénnen Sie je
nach Vereinbarung durch Monats-, Vierteljahres-, Halbjahres- oder
Jahresbeitrage entrichten. Die Versicherungsperiode umfasst bei
Jahreszahlung 1 Jahr, bei unterjdhriger Beitragszahlung entsprechend der
Zahlungsweise einen Monat, ein Vierteljahr bzw. ein halbes Jahr.

Der erste Eigenbeitrag ist sofort nach  Abschluss des
Versicherungsvertrages fallig, jedoch nicht  vor dem im
Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginn. Alle weiteren
Eigenbeitrdge werden zu Beginn der vereinbarten Versicherungsperiode
fallig.

Die Ubermittlung lhrer Eigenbeitrage erfolgt auf Ihre Gefahr und Ihre
Kosten.

§4
Was geschieht, wenn Sie einen Eigenbeitrag nicht
rechtzeitig zahlen?

Fir die Rechtzeitigkeit der Zahlung des Eigenbeitrags genugt es, wenn Sie
fristgerecht alles getan haben, damit der Eigenbeitrag bei uns eingeht. Ist
die Einziehung des Eigenbeitrags von einem Konto vereinbart, gilt die
Zahlung als rechtzeitig, wenn der Eigenbeitrag zu dem im
Versicherungsschein angegebenen Falligkeitstag eingezogen werden kann
und Sie einer berechtigten Einziehung nicht widersprechen. Konnte der
fallige Eigenbeitrag ohne Ihr Verschulden von uns nicht eingezogen
werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverziglich
nach unserer schriftichen Zahlungsaufforderung erfolgt. Haben Sie zu
vertreten, dass der Eigenbeitrag wiederholt nicht eingezogen werden kann,
sind wir berechtigt, kinftig die Zahlung aulRerhalb des
Lastschriftverfahrens zu verlangen.

Wenn Sie den Einldsungsbeitrag nicht rechtzeitig zahlen, kdénnen wir
— solange die Zahlung nicht bewirkt ist — vom Vertrag zurlcktreten. Es gilt
als Rucktritt, wenn wir unseren Anspruch auf den Einlésungsbeitrag nicht
innerhalb von 3 Monaten vom Falligkeitstag an gerichtlich geltend machen.

Wenn Sie einen Folgebeitrag oder einen sonstigen Betrag, den Sie aus
dem Versicherungsverhéltnis schulden, nicht rechtzeitig zahlen, erhalten
Sie von uns eine schriftiche Mahnung. Darin setzen wir lhnen eine
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Zahlungsfrist von mindestens 2 Wochen. Begleichen Sie den Ruckstand
nicht innerhalb dieser Frist, vermindert sich Ihr Versicherungsschutz. Auf
diese Rechtsfolgen werden wir Sie in der Mahnung ausdrtcklich
hinweisen.

§5
Was ist zu beachten, wenn eine Versicherungsleistung
verlangt wird?

Leistungen aus dem Versicherungsvertrag erbringen wir gegen Vorlage
des Versicherungsscheins und eines amtlichen Zeugnisses uber den Tag
Ihrer Geburt.

Wir kénnen vor jeder Rentenzahlung auf unsere Kosten ein amtliches
Zeugnis daruber verlangen, dass Sie noch leben.

Der Todesfall ist uns unverziglich anzuzeigen.

Neben dem Versicherungsschein ist uns eine amtliche, Alter und
Geburtsort enthaltende Sterbeurkunde einzureichen. Zu Unrecht
empfangene Rentenzahlungen sind an uns zurtickzuzahlen.

Unsere Leistungen Uberweisen wir dem Empfanger (vgl. Teil A 8 6) auf
seine Kosten. Bei Zahlungen auflerhalb des Europaischen
Wirtschaftsraums tragt der Empfanger auch die damit verbundene Gefahr.

§6
Wer erhélt die Versicherungsleistung?

Die Leistung aus dem Versicherungsvertrag zahlen wir an Sie als unsere/n
Versicherungsnehmer/in. Werden nach Ihrem Tod Leistungen fallig,
erbringen wir diese an Ihre Erben, so weit Sie uns keine andere Person als
Bezugsberechtigte/n benannt haben. Dieses Bezugsrecht kdnnen Sie
jederzeit widerrufen; nach lhrem Tod kann es nicht mehr widerrufen
werden. Die Einraumung und der Widerruf eines Bezugsrechts sind uns
gegenuber nur und erst dann wirksam, wenn uns lhre schriftliche Mitteilung
zugegangen ist. Ist der Ehegatte im Todesfall bezugsberechtigt, kann
dieser die Todesfallleistung auf seinen eigenen férderfahigen
Altersvorsorgevertrag  Ubertragen lassen. Dies gilt auch fir
Todesfallleistungen, die nach Rentenbeginn fallig werden.
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Die  Abtretung von Forderungen und Rechten aus dem
Versicherungsvertrag sowie seine Verpfandung sind ausgeschlossen.
Ausgeschlossen ist ferner jede sonstige Ubertragung von Forderungen
oder Eigentumsrechten aus dem Vertrag an Dritte, wie z.B. die
EinrAumung von Bezugsrechten zu Gunsten Dritter — mit Ausnahme von
Bezugsrechten nach Abs. 1.

8§87
Wie kdnnen Sie gebildetes Kapital fur Wohneigentum verwenden?

Sie kdnnen vor Beginn der Rentenzahlung mit einer Frist von 3 Monaten
zum Ende eines Kalendervierteljahres verlangen, dass das gebildete
Kapital teilweise oder vollstandig fur eine Verwendung als Altersvorsorge-
Eigenheimbetrag im Sinne des § 92a Einkommensteuergesetz (EStG)
ausgezahlt wird. Dies fuhrt zu einer Verringerung des gebildeten Kapitals
und der versicherten Leistungen. Bei Rickzahlung werden das gebildete
Kapital und die versicherten Leistungen neu berechnet. Die Berechnung
der versicherten Leistungen erfolgt jeweils nach den anerkannten Regeln
der Versicherungsmathematik.

Einzelheiten und Erlauterungen zum Altersvorsorge-Eigenheimbetrag
finden Sie in dem dem Versicherungsschein beigefligten Merkblatt zur
steuerlichen Behandlung von Beitrdgen und Leistungen aus
Altersvorsorgeversicherungen.

§8
Was gilt fur Mitteilungen, die sich auf das Versicherungs-
verhaltnis beziehen?

Mitteilungen, die das bestehende Versicherungsverhéltnis betreffen,
missen stets schriftlich erfolgen. Fir uns bestimmte Mitteilungen werden
wirksam, sobald sie uns zugegangen sind. Vermittler sind zu ihrer
Entgegennahme nicht bevollméachtigt.

Eine Anderung lhrer Postanschrift miissen Sie uns unverziiglich mitteilen.
Andernfalls kénnen fir Sie Nachteile entstehen, da wir eine an Sie zu
richtende Willenserklarung mit eingeschriebenem Brief an Ihre uns zuletzt
bekannte Anschrift senden kdnnen. In diesem Fall wird unsere Erklarung
zu dem Zeitpunkt wirksam, in dem sie Ihnen ohne die Anderung der
Anschrift bei regelmafiger Beférderung zugegangen watre.
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Bei Anderung Ihres Namens gilt Abs. 2 entsprechend.

§9
Welche Bestimmungen kénnen geandert werden?

Die Bestimmungen uber die Uberschussbeteiligung (siehe Teil B) kénnen
auch fur bestehende Vertrage geandert werden. Voraussetzung dafir ist,

— dass die Anderung zur Wahrung der Belange der Versicherten
erforderlich erscheint oder

— die Stellung der Versicherten durch die Anderung verbessert wird oder

— wir an der Anderung ein schutzwirdiges Interesse haben und die
Belange der Versicherten dadurch nicht unangemessen benachteiligt
werden.

Dartber hinaus sind wir berechtigt, auch mit Wirkung fir bestehende
Vertrdge, einzelne Bestimmungen zu andern, zu ergé&nzen oder zu
ersetzen

— bei neuen oder geénderten Rechtsvorschriften, auf denen die
Bestimmungen des Versicherungsvertrags beruhen,

— bei einer unmittelbar den Versicherungsvertrag betreffenden neuen
oder geanderten  hochstrichterlichen  Rechtsprechung  oder
Verwaltungspraxis der Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht
(BaFin) sowie der Kartellbehorden,

— im Fall der durch ein rechtskraftiges Urteil festgestellten Unwirksamkeit
von Bedingungen

— sowie zur Abwendung wund Behebung einer Kkartell- oder
aufsichtsbehdrdlichen Beanstandung.

Die neuen Bedingungen sollen den ersetzten rechtlich und wirtschaftlich
weitestgehend entsprechen. Sie durfen die Versicherungsnehmer auch
unter Berlcksichtigung der bisherigen Auslegung in rechtlicher und
wirtschaftlicher Hinsicht nicht benachteiligen.

Die Zulassigkeit und Angemessenheit einer Anderung muss von einem
unabhangigen Treuhander bzw. bei Genehmigungsbedurftigkeit der
Anderung von der Aufsichtsbehorde bestatigt werden.
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4. Die geanderten Bedingungen werden lhnen schriftlich bekannt gegeben.
Anderungen werden wirksam zu Beginn des 2. Monats, der auf lhre
Benachrichtigung folgt.

8§10
Wie verteilen wir die bei der Beitragskalkulation in Ansatz
gebrachten Abschluss- und Vertriebskosten?

Die bei der Beitragskalkulation in Ansatz gebrachten Abschluss- und
Vertriebskosten erheben wir in % jeder Einzahlung in den
Versicherungsvertrag.

§11
Welche Informationen erhalten Sie wahrend der Vertragslaufzeit?

Wir informieren Sie jahrlich schriftlich Uber die Verwendung der eingezahlten
Beitrdge und der zugeflossenen staatlichen Zulagen, das bisher gebildete
Kapital, die einbehaltenen anteiligen Abschluss- und Vertriebskosten, die
Kosten flr die Verwaltung des gebildeten Kapitals, die erwirtschafteten Ertrage
sowie bei Umwandlung eines bestehenden Vertrags in einen
Altersvorsorgevertrag Uber die bis zum Zeitpunkt der Umwandlung
angesammelten Beitrage und Ertrage. Wir werden Sie auch schriftlich dartber
unterrichten, ob und wie wir ethische, soziale und 6kologische Belange bei der
Verwendung der eingezahlten Altersvorsorgebeitrage berticksichtigen.

§12
Welches Recht findet auf Ihren Vertrag Anwendung?

Auf lhren Vertrag findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland
Anwendung.
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813
Wo ist der Gerichtsstand?

1. Anspriuche aus Ihrem Versicherungsvertrag kbnnen gegen uns bei dem fir
unseren Geschaftssitz ortlich zustdndigen Gericht geltend gemacht
werden. Ist Ihre Versicherung durch Vermittlung eines
Versicherungsvertreters zu Stande gekommen, kann auch das Gericht des
Ortes angerufen werden, an dem der Vertreter zur Zeit der Vermittlung
seine gewerbliche Niederlassung oder, wenn er eine solche nicht
unterhielt, seinen Wohnsitz hatte.

2. Wir kdnnen Anspriche aus dem Versicherungsvertrag an dem ftr lhren
Wohnsitz zustandigen Gericht geltend machen.
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Teil B — Produktbedingungen fur die winGARANT rente
(Rentenversicherung als Altersvorsorgevertrag im Sinne des
Altersvorsorgevertrage-Zertifizierungsgesetzes — AltZertG)

§1
Welche Leistungen erbringen wir?

1. Erleben Sie den Beginn der Rentenzahlung, zahlen wir die versicherte
Rente lebenslanglich in gleich bleibender H6he monatlich vorschissig.
Den Rentenzahlungsbeginn kénnen Sie friihestens zu dem Monatsersten
nach Vollendung Ilhres 60. Lebensjahres, spatestens aber zu dem
Zeitpunkt, ab dem eine Regelaltersrente aus der gesetzlichen
Altersversorgung (siehe § 35 Nr. 1 Sozialgesetzbuch VI, maRRgeblich ist die
Rechtslage zur Zeit des Vertragsabschlusses) gezahlt wird, beantragen.
Innerhalb dieses Zeitraums kdnnen Sie den Rentenbeginn jederzeit frei
wabhlen.

2. Ist zusatzlich eine Rentengarantiezeit vereinbart, zahlen wir die versicherte
Rente mindestens bis zum Ablauf der Rentengarantiezeit, unabhangig
davon, ob Sie diesen Termin erleben oder nicht. Sie kdnnen beantragen,
die in der verbleibenden Rentengarantiezeit noch ausstehenden Renten
mit dem Rechnungszins abgezinst in einer Summe auszuzahlen. Die nicht
garantierte Zusatzrente (Teil B 8 5 (2) b) sowie die in der verbleibenden
Rentengarantiezeit liegenden Rentenerhdhungen (aufgrund
Uberschussbeteiligung) werden nicht abgefunden.

3. Sterben Sie vor dem Beginn der Rentenzahlung, zahlen wird das gebildete
Deckungskapital fur die erreichte Rentenleistung (zuzlglich dem
Deckungskapital des Kapitalbonus, vgl. Teil B 8 5 Abs. 2 a). Dieses bilden
wir, indem wir die eingezahlten Eigenbeitrage, die staatlichen Zulagen und
das bereits gebildete Kapital abzlglich der tarifichen Kosten mit dem
tariflichen Garantiezinssatz von 3,25 % p.a. verzinsen. Mindestens zahlen
wir jedoch die in den Vertrag bis dahin eingezahlten Eigenbeitrage und
Zulagen.

4. Zu Beginn der Auszahlungsphase stehen mindestens die bis dahin
eingezahlten Eigenbeitrdge und die uns zugeflossenen staatlichen Zulagen
fur die Bildung einer Rente zur Verfigung. Sofern Sie gemal Teil A 8 7
Kapital fir Wohneigentum verwenden, verringert sich dieser Mindestbetrag
entsprechend.
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§2
Wie verwenden wir die staatlichen Zulagen?

Als Bestandteil des im Versicherungsschein ausgewiesenen Gesamtbeitrags
sind die staatlichen Zulagen in der Kalkulation der Versicherungsleistungen
bericksichtigt. Auch auf die nach Vertragsbeginn gutgeschriebenen Zulagen
findet der bei Abschluss des Vertrags gultige Tarif Anwendung.

§3
Wann kénnen Sie lhre Versicherung ruhen lassen?

Sie konnen lhre Versicherung vor Beginn der Auszahlungsphase jederzeit
zum Schluss der laufenden Versicherungsperiode ruhen lassen
(Beitragsfreistellung). In diesem Fall vermindert sich die versicherte Rente
entsprechend den bis zum Rentenbeginn weniger bezahlten Beitrdgen unter
Bericksichtigung der garantierten Verzinsung von 3,25 % p.a.

Ihre Versicherung kénnen Sie jederzeit durch Fortsetzung der Zahlung des
Eigenbeitrags wieder in Kraft setzen. In diesem Fall konnen Sie dem Nachtrag
zu lhrem Versicherungsschein die neuen versicherten Leistungen entnehmen.
Die Beitragserhaltungsgarantie (vgl. Teil B 8 1 Abs. 4) gilt entsprechend.

§4
Wann kénnen Sie Ihre Versicherung kiindigen?

Kindigung des Vertrags zur Auszahlung des Rickkaufswerts

1. Sie kdnnen lhre Versicherung vor Beginn der Auszahlungsphase jederzeit
zum Schluss der laufenden Versicherungsperiode (vgl. Teil A 8 3 Abs. 1)
schriftlich kiindigen.

2. Bei Kindigung werden wir entsprechend 8§ 176 VVG den Ruckkaufswert
erstatten. Er wird nach den anerkannten Regeln  der
Versicherungsmathematik far den Schluss der laufenden
Versicherungsperiode aus dem Deckungskapital Ihrer Versicherung
berechnet und um einen Abzug in H6he von 2 %, mindestens jedoch
100 €, vermindert. Der Rickkaufswert erreicht jedoch mindestens den bei
Vertragsabschluss vereinbarten Garantiebetrag, dessen Ho6he vom
Zeitpunkt der Beendigung des Vertrags abhangt, vgl. die im
Versicherungsschein bzw. in den Nachtragen zum Versicherungsschein
abgedruckte Ubersicht der garantierten Riickkaufswerte mit weiteren
Informationen. Sofern Sie gemal Teil A 8§ 7 Kapital fur Wohneigentum
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verwendet haben, wird dies bei der Berechnung des Ruckkaufswerts
bertcksichtigt.

Beitragsruckstande werden vom Ruckkaufswert abgesetzt.

Kundigung des Vertrags zur Ubertragung des gebildeten Kapitals auf
einen anderen zertifizierten Altersvorsorgevertrag

3.

Wir

Sie konnen lhre Versicherung mit einer Frist von 3 Monaten zum Ende
eines Kalendervierteljahres schriftlich kiindigen, um das gebildete Kapital
(vgl. Teil B 8 1 Abs. 3) auf einen anderen Altersvorsorgevertrag tbertragen
zu lassen.

Dieser Vertrag muss zertifiziert sein und auf Ihren Namen lauten; er kann
bei uns oder einem anderen Anbieter bestehen. Nach Beginn der
Auszahlungsphase ist eine Ubertragung des gebildeten Kapitals nicht
mehr maoglich.

Das gebildete Kapital wird nach den anerkannten Regeln der
Versicherungsmathematik fir das Ende des Kalendervierteljahrs, zu dem
Sie lhre Versicherung wirksam gekindigt haben, aus dem Deckungskapital
lhrer Versicherung berechnet und um die Kosten der Ubertragung in Hohe
von 1 %, mindestens jedoch 100 €, vermindert. Das gebildete Kapital
erreicht jedoch mindestens den bei Vertragsabschluss vereinbarten
Garantiebetrag, dessen Hohe vom Zeitpunkt der Beendigung des Vertrags
abhéangt, vgl. die im Versicherungsschein bzw. in den Nachtréagen zum
Versicherungsschein abgedruckte Ubersicht der garantierten
Ruckkaufswerte mit weiteren Informationen. Sofern Sie gemal} Teil A § 7
Kapital fir Wohneigentum verwendet haben, wird dies bei der Berechnung
des Ruckkaufswerts berticksichtigt.

Das Kapital kann nicht an Sie ausgezahlt, sondern nur direkt auf den
neuen Altersvorsorgevertrag Ubertragen werden. Hierzu missen Sie uns
bei Kindigung mitteilen, auf welchen Vertrag das Kapital Ubertragen
werden soll. Handelt es sich dabei um einen Vertrag bei einem anderen
Anbieter, mussen Sie uns die Zertifizierung dieses Vertrags nachweisen.

§5
Wie sind Sie an unseren Uberschiissen beteiligt?

beteiligen Sie und die anderen Versicherungsnehmer an den

Uberschiissen des Unternehmens, die jahrlich im Rahmen unseres
Jahresabschlusses festgestellt werden.
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1. Grundsatze fir die Uberschussbeteiligung der Versicherungsnehmer

a)

b)

Die Uberschisse stammen im Wesentlichen aus Ertragen der
Kapitalanlagen. Weitere Uberschiisse entstehen dann, wenn die
Versicherungsleistungen und die Kosten niedriger sind als bei der
Beitragskalkulation angenommen. Von diesen Uberschiissen erhalten
die Versicherungsnehmer mindestens 90 % der Nettoertrage
derjenigen Kapitalanlagen, die fur kinftige Versicherungsleistungen
vorgesehen sind. Aus diesem Betrag werden zunachst die Zinsen

gedeckt, die zur Finanzierung der garantierten
Versicherungsleistungen bendtigt werden. Die verbleibenden Mittel
verwenden wir far die Uberschussbeteiligung der

Versicherungsnehmer.

Die verschiedenen Versicherungsarten (wie z.B. Kapital-, Renten-
oder Berufsunfahigkeitsversicherung) tragen unterschiedlich zum
Uberschuss bei. Wir haben deshalb gleichartige Versicherungen zu
Bestandsgruppen zusammengefasst. In Abhangigkeit von der
Produktgeneration haben wir innerhalb der Bestandsgruppen
Produktgruppen gebildet. Die Verteilung der Uberschisse an die
Versicherungsnehmer der einzelnen Gruppen orientiert sich daran, wie
diese zu deren Entstehung beigetragen haben.

Ihrem Versicherungsschein konnen Sie entnehmen, zu welcher
Bestands- und Produktgruppe Ihre Versicherung gehoért. In
Abhéangigkeit von dieser Zuordnung erhalt lhre Versicherung monatlich
Uberschussanteile. Wir veroffentlichen die Uberschussanteilsatze in
unserem Geschaftsbericht, den Sie bei uns anfordern kénnen.

2. Uberschussbeteiligung fiir Ihren Vertrag

a)

Vor Rentenzahlungsbeginn:
aa) Komponenten und deren Bemessungsgrofen

Uberschussanteile konnen Sie vor Rentenzahlungsbeginn
erhalten als

(1) Zinsuberschussanteile

Zinsuiberschussanteile werden ab  Versicherungsbeginn
jeweills am Ende eines Monats zugeteilt. Als
BemessungsgroR3e dient die aktuelle Deckungsriickstellung
einschliel3lich der Kapitalbonusdeckungsrickstellung.

(2) Schlussiuberschussanteile
— Treuebonus

Der Treuebonus wird einmalig zum Zeitpunkt des
Rentenbeginns zugeteilt. Er wird in Prozent der
Kapitalbonusdeckungsrickstellung bemessen, wobei fir
Zeiten, in denen die Versicherung beitragsfrei gefuhrt wird,
die Uberschussanteilsatze mit 0,5 gewichtet werden. Der
Treuebonus kommt bei Ruckkauf Ihres Vertrags oder im
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Todesfall, sofern mindestens '/ der Vertragslaufzeit
abgelaufen ist, spatestens nach 10 Jahren, zeitanteilig zur
Auszahlung.

— Nachdividende

Die Nachdividende wird einmalig zum Zeitpunkt des
Rentenbeginns zugeteilt. Sie wird in Prozent der Beitrage
und Zulagen bemessen, die wahrend der Zeit, die der
Vertrag bei uns im Bestand war, in den Vertrag eingezahlt
wurden (Umwandlungskapital bleibt unbertcksichtigt).

(bb) Verwendung

Ihre  Zinstberschussanteile werden zur Bildung eines
Kapitalbonus verwendet, der wiederum zinsiuberschussberechtigt
ist.

Dazu werden Ihre Zinsuiberschussanteile in ein
Kapitalisationsprodukt eingezahlt. Das hieraus gebildete Kapital
abzuglich der tariflichen Kosten wird mit dem Garantiezinssatz
von 3,25 % p.a. verzinst, die tarifichen Kosten monatlich in
Prozent vom gebildeten Kapital erhoben. Der Kostensatz ist
identisch mit  dem der  winGARANT rente. Das
Kapitalisationsprodukt ist nach den gleichen Regelungen wie die
WINGARANT rente zinstiberschussberechtigt.

Die gesamten zu Rentenbeginn verfigbaren Uberschussanteile
(Kapitalbonus und Schlussiberschussanteile) werden zur
Erhohung der garantierten Rentenleistung gemafl den zu
Rentenbeginn gultigen Rechnungsgrundlagen verwendet.

b) Ab Rentenzahlungsbeginn:
(aa) Komponenten und deren Bemessungsgrofen

Uberschussanteile erhalten Sie als Zinsiiberschussanteile. Diese
werden ab Rentenbeginn laufend zugeteilt. Bemessungsgrole ist
die jeweils aktuelle Deckungsruckstellung.

(bb) Verwendung

Die Verwendung der Uberschussanteile ist von lhnen vor Beginn
der Rentenzahlung fir die gesamte Rentenbezugszeit
festzulegen:

— Die Uberschussanteile werden zur jahrlichen Steigerung der
jeweils erreichten Rente gemal3 den zum jeweiligen
Falligkeitstermin gultigen Rechnungsgrundlagen verwendet.
Der jahrliche Steigerungssatz ist abhangig von der Hohe der
jeweils deklarierten Uberschussanteilsatze.

— Ein Teil der Uberschussanteile bildet eine nicht garantierte
Zusatzrente, die zusammen mit der garantierten Rente
ausgezahlt wird. Der verbleibende Teil der Uberschiisse wird
fur eine jahrliche Steigerung der jeweils erreichten Rente
verwendet. Die Hohe der nicht garantierten Zusatzrente und
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des jahrlichen Steigerungssatzes sind abhangig von der Hohe
der jeweils deklarierten Uberschussanteilsatze.

— Die Uberschussanteile werden zur Bildung einer nicht
garantierten Zusatzrente verwendet, die zusammen mit der
garantierten Rente ausgezahlt wird. Die HoOhe der nicht
garantierten Zusatzrente ist abhangig von der Hohe der
jeweils deklarierten Uberschussanteilsatze.

Weitere Erlauterungen sowie versicherungsmathematische Hinweise finden
Sie im beiliegenden Merkblatt zur Uberschussbeteiligung.





		Versicherungsbedingungen für die winGARANT rente (Rentenversicherung als Altersvorsorgevertrag im Sinne des Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgesetzes – AltZertG)

		Teil A – Allgemeine Versicherungsbedingungen

		§ 1 Wann beginnt Ihr Versicherungsschutz?

		§ 4 Was geschieht, wenn Sie einen Eigenbeitrag nicht rechtzeitig zahlen?

		§ 5 Was ist zu beachten, wenn eine Versicherungsleistung verlangt wird?

		§ 6 Wer erhält die Versicherungsleistung?

		§ 7 Wie können Sie gebildetes Kapital für Wohneigentum verwenden?

		§ 8 Was gilt für Mitteilungen, die sich auf das Versicherungs- verhältnis beziehen?

		§ 9 Welche Bestimmungen können geändert werden?

		§ 10 Wie verteilen wir die bei der Beitragskalkulation in Ansatz gebrachten Abschluss- und Vertriebskosten?

		§ 11 Welche Informationen erhalten Sie während der Vertragslaufzeit?

		§ 12 Welches Recht findet auf Ihren Vertrag Anwendung?

		§ 13 Wo ist der Gerichtsstand?



		Teil B – Produktbedingungen für die winGARANT rente (Rentenversicherung als Altersvorsorgevertrag im Sinne des Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgesetzes – AltZertG)

		§ 1 Welche Leistungen erbringen wir?

		§ 2 Wie verwenden wir die staatlichen Zulagen?

		§ 3 Wann können Sie Ihre Versicherung ruhen lassen?

		§ 4 Wann können Sie Ihre Versicherung kündigen?

		§ 5 Wie sind Sie an unseren Überschüssen beteiligt?
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Besondere Bedingungen zur Direktversicherung

Vertragsgrundlage 605 Stand: 01/2002

§1
Bezugsrecht

Die versicherte Person ist aus der auf ihr Leben genommenen Versicherung
sowohl fur den Todes- als auch fur den Erlebensfall unwiderruflich
bezugsberechtigt.

§2
Auszahlungsverfigung im Todesfall

Im Todesfall ist die Versicherungsleistung in nachstehender Rangfolge zu
zahlen an

a) den Uberlebenden Ehegatten,

b) die ehelichen und die ihnen gesetzlich gleichgestellten Kinder zu gleichen
Teilen,

c) die Eltern.

Die Todesfallleistung kann auf einen auf den Namen des Ehegatten lautenden
Altersvorsorgevertrag ubertragen werden.

§3
Vereinbarungen

1. Die Abtretung, Verpfandung und Beleihung der Versicherung ist
ausgeschlossen.

2. Fur den Fall, dass das Arbeitsverhaltnis vor Eintritt des Versicherungsfalls
endet, geht die Direktversicherung auf den Arbeitnehmer als
Versicherungsnehmer Uber.
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3. Die Ubertragung der Versicherungsnehmereigenschaft bedeutet, dass der
Arbeitgeber seine Rechte aus dem Versicherungsvertrag an den
Arbeitnehmer abtritt, dieser die Abtretung annimmt und gleichzeitig die
Pflichten aus dem  Versicherungsvertrag, insbesondere  die
Beitragszahlungspflicht, Ubernimmt. Der Arbeitgeber teilt dem Versicherer
den Zeitpunkt  des  Ausscheidens unverzuglich mit. Die
Versicherungsnehmereigenschaft geht mit dem Ausscheiden, frihestens
zum Zeitpunkt der Mitteilung des Arbeitgebers, auf den Arbeitnehmer Uber.

4. Sind zu diesem Zeitpunkt die gesetzlichen Bestimmungen uber die
Unverfallbarkeit der Versorgungsleistungen erfillt, so ist eine Abtretung,
Verpfandung, Beleihung oder ein Rickkauf der Versicherung unzulassig.





		Besondere Bedingungen zur Direktversicherung

		§ 1 Bezugsrecht

		§ 2 Auszahlungsverfügung im Todesfall

		§ 3 Vereinbarungen
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Vereinbarung zur Entgeltumwandlung - Pensionskasse

[~ Erste Entgeltumwandlungsvereinbarung [~ R2K [~ R3K
[~ Anderung der Entgeltumwandlungsvereinbarung zu gunsten Ne
[ der bestehenden Versorgungszusage Nr.: erk-SSK
[~ einer neuen Versorgungszusage. [T R2K [~ R3K
Der unter 1.1 genannte Gesamtbeitrag beinhaltet den
Beitrag in Hohe von Euro der Versorgungszusage Nr.:
Beitrag in Héhe von Euro der Versorgungszusage Nr.:

fur eine arbeitnehmerfinanzierte Pensionskassenversorgung tber die Pro bAV Pensionskasse AG zwischen,

nachstehend Arbeitgeber genannt

und Herrn/Frau, nachstehend Arbeitnehmer genannt:

Geburtsdatum: Firmeneintritt: Personalnummer:

Anschrift des Arbeitnehmers:

Dienststelle:

wird folgende Entgeltumwandlung im Rahmen der betrieblichen Altersversorgung liber eine
Pensionskasse gemaR§ 39 Abschnitt BTV ALII

mit Wirkung vom vereinbart:

1. Beitrdge zur Altersvorsorge

1.1 Entgeltumwandlungunter Férderung durch EStG§ 3 Nr. 63

Die Summe der jahrlichen umgewandelten Entgeltbestandteile ist durch den steuerlichen Hochstbetrag von
8 % der jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung (BBG) beschrankt. In
Fallen, in denen Zuwendungen des Arbeitgebers gem. § 40b EStG in der am 31.12.2004 geltenden Fassung
pauschal besteuert werden, ist der Hochstbetrag um diese Zuwendungen (hdchstes 1.752€ gem. § 40b EStG
a.F.) zu vermindern. Die Entgeltbestandteile werden aus dem unversteuerten Einkommen aufgebracht.

Die Entgeltumwandlung bezieht sich nach den rechtlichen Rahmenbedingungen nur auf zukinftige, noch nicht
fallige Entgeltanspriiche.

Eine Kombination aller nachstehenden Umwandlungsmaoglichkeiten ist zulassig. Der Gesamtbetrag darf jedoch 8
% der BBG (ggf. abzlglich bestehender arbeitgeberfinanzierter Beitragszahlungen von héchstens 1.752 Euro
gemal § 40b EStG jahrlich) im Jahr nicht Gberschreiten. Aus versicherungsvertraglichen Griinden muss
mindestens ein Gesamtbetragin Héhe von 25,00 € monatlich bzw. 300,00 € jahrlich umgewandelt werden.
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Der Arbeitnehmer wandelt zugunsten einer beitragsorientierten Versorgungszusage

mit Wirkung vom

[~ monatlich €(entspricht % der BBG)* der zukiinftigen
monatlichen Lohn-/Gehaltszahlungen um.

[~ monatlich die vermégenswirksamen Leistungen in der in§ 41 Ziffer 2 TVALII
vereinbarten Hohe um.
Dieser Betragist in dem oben genannten monatlich umgewandelten Betrag enthalten.
Mit Beginn dieser Vereinbarung wird gleichzeitig die Zahlung in den bisherigen Vertrag
nach dem geltenden Vermdégensbildungsgesetz eingestellt, sofern ein solcher Vertrag
besteht.

[~ einmalig €aus dem zukiinftigen Lohn/Gehalt des Monats
.20 um. Weitere Umwandlungen kénnen im Einvernehmen
beider Vertragsparteien durchgefiihrt werden.

[ halbjadhrlich  einen Betrag voninsgesamt € (entspricht % der BBG)*
der zukiinftigen Einmaizahlungen Mai und November  um. Die Hélfte des
Gesamtbetrags wird aus der Einmalzahlung Mai, die andere Halfte aus der
Einmalzahlung November umgewandelt.

[T jéhrlich €  (entspricht % der BBG)* der zukiinftigen
Einmalzahlung Mai um.

[ einmalig € der zukiinftigen Einmalzahlung Mai um.
Weitere Umwandlungen kénnen im Einvernehmen beider Vertragsparteien
durchgefiihrt werden.

[ jahrlich € (entspricht __ % der BBG)* der zukiinftigen
Einmalzahlung November um.

[~ einmalig € der zuklnftigen Einmalzahlung November um.
Weitere Umwandlungen kénnen im Einvernehmen beider Vertragsparteien
durchgefiihrt werden.

Uberschreitet der zur Umwandlung vorgesehene Betrag den Betrag der Einmalzahlung, so wird nur ein
Betrag in Hohe der Einmalzahlung umgewandelt. tberschreitet der zur Umwandlung vorgesehene Betrag
den Betrag der monatlichen Lohn-/Gehaltszahlung, so wird in diesem Monat kein Betrag umgewandelt.

Dynamik des Beitrags

r

Der Umwandlungsbetrag erhoht sich entsprechend der prozentualen Erhéhung der jeweiligen BBG.
Die Erhoéhung erfolgt nur im Rahmen des allgemeinen Hochstbetrages von 8 % der BBG.

[ Die Dynamik bezieht sich bei einer Vertragsidnderung ausschlieRlich auf den Erhéhungsbetrag, da der
bestehende Vertrag ohne Dynamik vereinbart war.
*Der angegebene prozentuale Wert gilt daher nur fiir den dynamischen Teil
des Gesamtbeitrages
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2. Anderung

Der Arbeitnehmer ist an seine Entscheidung zur Entgeltumwandlung fiir 12 Monate gebunden, sofern nicht
schwerwiegende wirtschaftliche Griinde fir eine Anderung vorliegen.

3. \Versorgungszusage

Als Ausgleich fiir die Entgeltumwandlung begriindet der Arbeitgeber zugunsten des Arbeitnehmers bei der Pro
bAV Pensionskasse AG eine wertgleiche versicherungsrechtliche Berechtigung auf betriebliche Altersversorgung
in Form einer beitragsorientierten Leistungszusage.

Die Pensionskasse garantiert eine jahrliche Rentenanpassung von 1 %. Der Arbeitgeber tritt dieser Garantie bei.

Er schlieRt auf das Leben des Arbeitnehmers bei der Pro bAV Pensionskasse AG einen Versicherungsvertrag/
mehrere Versicherungsvertrage ab. Der umgewandelte Entgeltbestandteil wird vom Arbeitgeber als
Versicherungsbeitrag/-beitrage abgefiihrt.

Nach Einbehalt des Versorgungsaufwandes durch den Arbeitgeber besteht kein Anspruch auf
Barauszahlung des umgewandelten Betrags.

Eine zwischen den Vertragspartnern bereits bestehende anderweitige Versorgungsregelung bleibt von
dieser Vereinbarung unberihrt. Eine Anrechnung kiinftiger betrieblicher Versorgungsleistungen auf die
sich aus dieser Vereinbarung ergebenden Versorgungsleistungen ist ausgeschlossen. Fir
Gehaltserh6hungen sowie fiir die Bemessung gehaltsabhangiger Leistungen bleiben die Bezlige ohne die
Entgeltumwandlung maRgebend.

Bei kapitalgedeckten Lebensversicherungsvertragen entsteht von Beginn an ein Guthaben, welches jedoch
in den ersten Jahren geringer ist als die Summe der eingezahlten Beitrage.

Endet das Arbeitsverhiltnis vor Eintritt des Versicherungsfalles wird dem Arbeitnehmer die Versicherung
als Versicherungsnehmer lbertragen. Der Arbeitnehmer erklart, dass er dann die Rechte und Pflichten des
Versicherungsnehmers (bernimmt. Ab dem Zeitpunkt des Ausscheidens gelten nicht mehr eventuell
bestehende gilinstigere Konditionen nach den Vereinbarungen zwischen dem Arbeitgeber und dem
Versicherer. Die glinstigeren Konditionen konnen auch dann entfallen, wenn der Vertrag durch einen
neuen Arbeitgeber fortgefiihrt wird. Der Arbeitgeber teilt dem Versicherer den Zeitpunkt des
Ausscheidens unverziiglich mit. Eine Abtretung, Verpfindung, Beleihung oder ein Rickkauf der
Versicherung ist dann im Allgemeinen unzulassig.
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4. Zustimmung nach § 150 Abs. 2 WG

Der Arbeitnehmer erteilt hiermit gegentiber der Pro bAV Pensionskasse AG seine Zustimmung zum
Abschluss der Versicherung/en nach § 150 Abs. 2 Versicherungs-vertragsgesetz 0/VG).
[

5. Datenschutz

Die proBaV Pensionskasse AG kann die im Zusammenhang mit der beantragten Versicherung stehenden
Daten nur nach Malgabe der ,Einwilligung in die Erhebung und Verwendung von Gesundheitsdaten und
Schweigepflichtentbindungserklarung” (Einwilligung) verarbeiten. Diese ist seit 2013 Bestandteil des
Kollektivvertrages 4790094285 und im vollstdndigen Wortlaut im Internet unter
http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Ministerium/
Geschaeftsbereich/
Dienstleistungen_fuer_die_Verwaltung/005_betriebl_altersvorsorge_entgeltumwandlung.html
hinterlegt.

Die Datenschutzerklarung gemaR EU-Datenschutz-Grundverordnung fiir den Kollektivvertrag 4790094285
finden Sie unter https://www.versorgungswerk-ssk.de/dsgvo.

Mit Ihrer Unterschrift erklaren Sie Ihr Einverstandnis zu dieser Einwilligung.

6. Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so behalten die (ibrigen
Bestimmungen ihre Giiltigkeit. Anstelle der unwirksamen Bestimmungen ist eine angemessene Regelung
zu vereinbaren, die dem wirtschaftlich Gewollten am nachsten kommt, ohne dass dadurch eine
Mehrbelastung des Arbeitgebers eintritt.

Ort, Datum Unterschrift des Arbeitnehmers
Ort, Datum Unterschriftdes Arbeitgebers/der Dienstelle
Berater:

Anschriften:
Beratung: Versorgungswerk SSK, c/o Jens Klawitter, Hauptstr. 24, 67273 Weisenheim am Berg
Verwaltung: Pro bAV Pensionskasse AG, VBM-bAV4, c/o Silvio Kind, 51172 Kdln
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Merkblatt "Hinweise zur betrieblichen Altersversorgung"

Seite 1 von 3 Stand: 01.2018

Dieses Merkblatt enthélt wichtige Informationen zum Arbeits-, Steuer- und Sozialversicherungsrecht der betrieblichen Altersversorgung.
Ausfuhrliche Informationen zum Steuerrecht finden Sie in einem Merkblatt, das mit dem Versorgungsvorschlag und dem Versicherungsschein
ausgehandigt wird. Fur weitere Informationen steht lhnen Ihr Berater oder der auf dem Versicherungsschein genannte Ansprechpartner zur

Verfligung.

Erstes Arbeitsverhaltnis
bei Direktversicherung
und Pensionskasse

Fur eine betriebliche Altersversorgung tber eine Direkt-
versicherung oder Pensionskasse muss ein erstes Arbeits-
verhaltnis vorliegen. Das gilt unabh&ngig davon, ob der
Arbeitgeber (AG) oder der Arbeitnehmer die Beitrage

bezahlt. Bei einer Versorgung Uber eine Unterstiitzungs-
kasse oder bei einer Pensionszusage gilt diese Voraus-
setzung nicht.

Zusagearten

Die Zusageart steht auf dem Versorgungsvorschlag und
dem Versicherungsschein. Bei einer beitragsorientierten
Leistungszusage wird aus den Beitrdgen eine garantierte
Leistung berechnet. Diese Leistung wird durch die Uber-
schisse erhoht (8 1 Abs. 2 Nr. 1 Betriebsrentengesetz,
BetrAVG).

Bei einer Beitragszusage mit Mindestleistung steht am
Ende der Laufzeit mindestens die Summe der Beitrage fiir
die Altersversorgung zur Verfiigung (8 1 Abs. 2 Nr. 2
BetrAVG). Zu dieser Mindestsumme gehéren nicht die
Beitragsanteile fur Risikoabsicherungen wie
Berufsunféhigkeit oder Todesfall.

Beitrége zu
Direktversicherungen
und Pensionskassen

Beitrage zu Direktversicherungen und Pensionskassen
kénnen auf drei unterschiedlichen Wegen gefordert
werden. Die Férderwege kénnen nebeneinander additiv
genutzt werden, jedoch ist eine Doppel- oder Dreifach-
forderung des gleichen Beitrags ausgeschlossen:

§ 3 Nr. 63 Einkommensteuergesetz, EStG:

Im Rahmen des § 3 Nr. 63 EStG kdnnen fur Direktver-
sicherungen oder Pensionskassen pro Jahr und Arbeit-
nehmer Beitrage in Hohe von 4 % der Beitragsbemes-
sungsgrenze der gesetzlichen Rentenversicherung West
(im folgenden BBG-West) steuer- und sozialversiche-
rungsfrei eingezahlt werden. Dariiber hinaus kénnen
weitere 4% der BBG-West steuerfrei jedoch sozialver-
sicherungspflichtig einflieBen (8 3 Nr. 63 EStG). Das gilt
unabhangig davon, ob die Beitrage vom Arbeitgeber
oder vom Arbeitnehmer stammen. Die Beitrage des
Arbeitgebers haben Vorrang und verringern den Hochst-
betrag, der fiir die Arbeitnehmerbeitrage zur Verfigung
steht. Besteht bereits ein Vertrag mit einer Férderung
nach 8§ 40 b EStG (vor 1.1.2005 erteilt), wird der Hochst-
betrag des 8 3 Nr. 63 EStG durch die Beitréage des be-
stehenden § 40b- Vertrages (vorrangig Arbeitgeberbei-
trage, nachrangig Entgeltumwandlungsbetrage) gekurzt.

§ 10a EStG (Riesterforderung):

Arbeitnehmer-Beitrage kdnnen alternativ im Rahmen des
§ 10a EStG in Direktversicherungen oder Pensionskassen
eingezahlt und durch Zulagen (flieRen direkt in die
Direktversicherung) und ggf. Steuervorteile (im Rahmen
der Einkommensteuererklarung) gefordert werden. Die
Zulagen setzen sich zusammen aus einer jahrlichen
Grundzulage, jahrlichen Kinderzulagen (werden fiir jedes
kindergeldberechtigte Kind gezahlt) und ggf. einer ein-
maligen Startzulage fiir Berufsstarter. Sie miissen bei der
zentralen Zulagenstelle fur Altersvermégen tber einen
Dauerzulagenantrag beantragt werden. Um die vollen
Zulagen zu erhalten, muss der Arbeitnehmer 4 % seines
sozialversicherungspflichtigen Bruttoeinkommens des
Vorjahres abziiglich der Zulagen (Mindesteigenbeitrag) in
einen riestergeférderten Vertrag einzahlen. Bei Unter-
schreitung des Mindesteigenbeitrags werden alle Zulagen
anteilig gekrzt.

Dartiber hinaus kann der gezahlte Gesamtbeitrag im
Rahmen der Einkommensteuererklarung geltend ge-
macht werden. Das zustandige Finanzamt fiihrt eine
Gunstigerprifung durch. Es berechnet zunéchst den
Steuervorteil. Dann werden die auf den Vertrag ent-
fallenden Zulagen abgezogen. Hierbei wird unterstellt,

dass die Zulagen auch tatséchlich beantragt wurden. Ist
der Steuervorteil groRRer als die Summe der Zulagen, so
wird die Differenz erstattet. Ist er kleiner, so entsteht
kein Anspruch. Beitrage, die nach § 10a EStG gefordert
werden, sind steuer- und sozialversicherungspflichtig.

§ 100 EStG (Arbeitgeberforderbeitrag):

Der Arbeitgeber hat die Moglichkeit fir Mitarbeiter mit
einem monatlichen Gehalt bis zu 2.200 Euro, zusétzlich
zum 8 3 Nr. 63 EStG, einen Beitrag zwischen 240 Euro
und 480 Euro steuer- und sozialversicherungsfrei in eine
Direktversicherung oder eine Pensionskasse einzuzahlen.

Hierflr darf der Arbeitgeber 30 % des gezahlten Beitrags
direkt beim Lohnsteuerabzug kiirzen. Der Ubersteigende
Betrag kann zusatzlich gewinnmindernd als
Betriebsausgabe geltend gemacht werden.

Nimmt der Arbeitgeber die Férderung nach § 100 EStG
in Anspruch und Ubersteigt das Gehalt des Arbeit-
nehmers im Laufe des Beschaftigungsverhéaltnisses die
genannte Einkommensgrenze, wird der Beitrag auto-
matisch nach 8 3 Nr. 63 EStG geférdert. Hierbei haben
die Beitrage des Arbeitgebers Vorrang. Fir den Arbeit-
geber hat das zur Folge, dass fiir diese Beitrage der
Lohnsteuerabzug entféllt. Zusatzlich ist zu priifen, ob
durch die Anderung der Forderung die Grenzen des § 3
Nr. 63 EStG insgesamt Uberschritten werden und ggf.
eine Anpassung vorgenommen werden muss.

Beitrage zu Unterstitzungskassen oder
Pensionszusagen

Der Arbeitnehmerbeitrag fir eine Unterstiitzungskasse
oder Pensionszusage ist immer komplett steuerfrei. Bis
zur Hohe von 4 % der Beitragsbemessungsgrenze der
gesetzlichen Rentenversicherung (West) sind diese Bei-
trage darliber hinaus stets sozialversicherungsfrei, unab-
héngig vom Arbeitgeberbeitrag. Der Arbeitgeberbeitrag
fur eine Unterstitzungskasse oder Pensionszusage ist
immer komplett steuer- und sozialversicherungsfrei.

Wandelt der Arbeitnehmer sowohl fir eine Direktver-
sicherung oder Pensionskasse als auch fir eine Unter-
stiitzungskasse oder Pensionszusage Entgelt um, kdnnen
insgesamt maximal 2 x 4 % der Beitragsbemessungs-
grenze der gesetzlichen Rentenversicherung (West)
sozialversicherungsfrei umgewandelt werden.
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Mogliche Absenkung
der Sozialleistungen
durch Entgeltumwand-
lung (betrifft nicht die
Forderung nach § 10a
EStG/Riesterférderung)

Arbeitnehmerbeitrdge kdnnen das sozialversicherungs-
pflichtige Einkommen reduzieren. Liegt das sozialver-
sicherungspflichtige Einkommen vor der Entgeltum-
wandlung innerhalb der Beitragsbemessungsgrenze
(gesetzliche Rentenversicherung) oder der Jahresarbeits-
entgeltgrenze (Krankenversicherung), werden Leis-
tungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung,

Arbeitslosengeld, Krankengeld, Mutterschaftsgeld und
Elterngeld geringfligig reduziert. Das Gleiche gilt, wenn
das Einkommen durch die Reduktion unter die beiden
genannten Grenzen absinkt. Diesen geringen Leistungs-
kirzungen stehen die Leistungen aus der betrieblichen
Altersversorgung gegenuber.

Versicherungspflicht in
der gesetzlichen
Krankenversicherung
(betrifft nicht die
Foérderung nach § 10a
EStG/Riesterforderung)

Arbeitnehmerbeitrage kdnnen das sozialversicherungs-
pflichtige Entgelt reduzieren. Sinkt dadurch das sozial-
versicherungspflichtige Einkommen unter die Jahres-
arbeitsentgeltgrenze fir die Krankenversicherung, wird
der Arbeitnehmer grundsétzlich wieder in der gesetz-
lichen Krankenversicherung versicherungspflichtig.

Beitragspflicht der
Leistungen in der
gesetzlichen Kranken-
und Pflegeversicherung
(betrifft nicht die
Forderung nach § 10a
EStG/Riesterforderung)

Leistungen der betrieblichen Altersversorgung unter-
liegen nach derzeitiger Rechtslage der Beitragspflicht in
der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung.

Bezugsrecht
widerruflich oder
unwiderruflich

Das Bezugsrecht auf Leistungen aus Direktversiche-
rungen und Pensionskassen kann unwiderruflich oder
widerruflich sein. Fir die Leistungen aus Entgeltumwand-
lung wird ein unwiderrufliches Bezugsrecht ohne Vorbe-

halte vereinbart. Das Bezugsrecht fur die Leistungen aus
Arbeitgeberbeitragen ist im Antrag, dem Versorgungs-
vorschlag und den Bedingungen beschrieben.

Gleichbehandlungs-
grundsatz muss
beachtet werden

Der Arbeitgeber muss auch in der betrieblichen Alters-
versorgung den Gleichbehandlungsgrundsatz beachten.
Eine Ungleichbehandlung ist nur aus sachlichen Griinden
zuldssig.

Es ist zum Beispiel nicht zul&ssig, die Zusage an sich oder
deren HOhe von Rasse, Nationalitét, Geschlecht, Status
(Arbeiter/Angestellte) oder Art der Beschaftigung (Voll-
zeit/Teilzeit) abhangig zu machen. Zulassig ist eine Dif-

ferenzierung nach Qualifikation der Arbeitnehmer oder
dem Grad der Verantwortung (nichtleitende/leitende An-
gestellte). Auch Stichtagsregelungen fur die Aufnahme
von Arbeitnehmern in die Versorgung sind zulassig. Am
besten wird in der Versorgungsordnung festgelegt,
welche Arbeitnehmergruppen welche Versorgungszu-
sagen erhalten.

Versicherungsférmige
Lésung beim
Ausscheiden

Falls keine anderen Regelungen getroffen wurden, gilt
fur arbeitgeberfinanzierte Direktversicherungen und
Pensionskassen die versicherungsférmige Losung (8§ 2
Abs. 2 u. 3 Betriebsrentengesetz, BetrAVG). Das be-
deutet, der jeweilige Vertrag wird dem Arbeitnehmer
beim Ausscheiden mitgegeben, sofern die Anwart-
schaften gesetzlich unverfallbar sind. Im Leistungsfall
zahlt dann die Versicherung.
Damit die versicherungsférmige Lésung durchgefihrt
werden kann, mussen folgende Bedingungen erfillt sein:
- Spatestens drei Monate nach dem Ausscheiden

- muss das Bezugsrecht fur den Arbeitnehmer

unwiderruflich sein,
- darf der Vertrag weder abgetreten noch beliehen sein,
- durfen keine Beitragsriickstande mehr bestehen.

- Spatestens ab Betriebseintritt des Arbeitnehmers
durfen die Uberschiisse nur zur Erhéhung der Leistung
verwendet worden sein.

- Der Arbeitnehmer muss den Vertrag mit eigenen
Beitragen fortsetzen kénnen.

- Der Arbeitgeber muss innerhalb von drei Monaten
nach dem Ausscheiden den Arbeitnehmer und die
Versicherungsgesellschaft oder Pensionskasse dartiber
informieren, dass er die versicherungsférmige Losung
wahlt.

Der ausgeschiedene Arbeitnehmer darf den Vertrag vor
Ablauf weder abtreten noch beleihen oder verpfanden.
Bei einer Kiindigung wird die Versicherung in eine
beitragsfreie Versicherung umgewandelt.

Rentenanpassungs-
pflicht des Arbeitgebers

Die Hohe der laufenden Renten muss vom Arbeitgeber
alle drei Jahre Uberpruft und nétigenfalls angepasst
werden (8 16 BetrAVG). Diese Pflicht entféllt immer bei
einer Beitragszusage mit Mindestleistung.

In den folgenden Fallen entfallt die Uberpriifungs- und

Anpassungspflicht ebenfalls:

- bei einer Versorgung tber eine Direktversicherung
oder Pensionskasse, wenn ab Rentenbeginn alle
Uberschiisse zur Erhéhung der Leistungen verwendet

- werden. Das ist bei unseren Tarifen der Fall, wenn
nichts anderes vereinbart wurde. Bei Entgeltumwand-
lung in diesen Durchfiihrungswegen ist diese Verwen-
dung Pflicht.
bei einer Pensionszusage, Unterstiitzungskasse oder

- einem Pensionsfonds, wenn eine Rentensteigerung
von mindestens 1% jahrlich zugesagt wurde. Das
kann vertraglich vereinbart werden. Bei einer Entgelt-
umwandlung Uber diese Durchfihrungswege ist die
1%ige Erhdhung Pflicht.

Meldepflicht gegentiber
dem PSVaG

Der Pensions-Sicherungs-Verein auf Gegenseitigkeit
(PSVaG) in Kéln sichert die Anwartschaften und Be-
triebsrenten gegen die Insolvenz des Arbeitgebers ab
(88 7 - 15 BetrAVG). Damit der PSVaG diese Aufgabe
wahrnehmen kann, missen die gesetzlich unverfallbaren
Anwartschaften und Renten gemeldet werden. Der Bei-
trag richtet sich nach der Héhe der zu sichernden An-
wartschaften und Anspriiche. Jedoch sind nicht alle
Durchfiihrungswege sicherungs- und damit melde-
pflichtig.

In jedem Fall mussen die gesetzlich unverfallbaren
Anwartschaften und Renten der Unterstiitzungskasse,

Pensionszusage und des Pensionsfonds gemeldet

werden. Fir diese Meldungen stellen wir lhnen ein

Testat zur Verfiigung.

Bei Pensionskassen werden diese Anwartschaften und

Renten nicht durch den PSVaG gesichert. Dies gilt auch

bei Direktversicherungen, es sei denn,

- das Bezugsrecht ist widerruflich und die Anwart-
schaften sind unverfallbar;

- das Bezugsrecht ist unwiderruflich und die Versiche-
rungen sind abgetreten, beliehen oder verpfandet.

WM802 01.03.2018
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Beitragszahlung durch
Arbeitnehmer in
entgeltfreien Zeiten

Erhéalt der Arbeitnehmer wéahrend eines bestehenden
Arbeitsverhaltnisses kein Entgelt, zum Beispiel wegen
langerer Krankheit oder Elternzeit, kann er seine betrieb-

liche Altersversorgung durch Entgeltumwandlung mit
eigenen Beitragen weiterfuhren (8 1a Abs. 4 BetrAVG).

Beitragsriickstéande
fuhren zur Haftung

Damit die zugesagten Leistungen erbracht werden
kénnen, muss der Arbeitgeber Beitrage leisten. Werden
die Arbeitgeberbeitrage nicht wie vereinbart gezahlt, sind

die Leistungen gefahrdet. Fir diese mdogliche Leistungs-
verringerung haftet der Arbeitgeber (§ 1 Abs. 1
BetrAVG).

Auskunftspflicht des
Arbeitgebers

Der Arbeitgeber muss dem Arbeitnehmer mitteilen, wie
hoch die beitragsfreie Altersleistung und wie hoch der
Ubertragungswert bei einer Ubertragung der Versorgung
auf einen anderen Arbeitgeber ist (§ 4a BetrAVG).

Ein neuer Arbeitgeber muss dem Arbeitnehmer mitteilen,
wie hoch die Altersversorgung aus dem Ubertragungs-
wert ist und ob eine Invaliditats- oder Hinterbliebenen-
versorgung besteht. Diese Informationen bekommen Sie
auf Anfrage von uns.

Unverfallbarkeitsrege-
lung gesetzlich und
vertraglich moglich

Es gibt gesetzliche und vertragliche Unverfallbarkeits-
regelungen. Anwartschaften aus Entgeltumwandlung
sind von Beginn an gesetzlich unverfallbar. Anwart-
schaften aufgrund von Beitrégen des Arbeitgebers sind
gesetzlich unverfallbar, wenn die Zusage bei Ausscheiden
des Arbeitnehmers mindestens drei Jahre besteht und er
mindestens 21 Jahre alt ist (§ 1b BetrAVG). Werden Bei-
trage vom Arbeitnehmer und vom Arbeitgeber geleistet,
wird die Unverfallbarkeit getrennt ermittelt.

Unabhéngig von der gesetzlichen Regelung kann der
Arbeitgeber eine vertragliche Unverfallbarkeit zusagen
und dadurch den Arbeitnehmer gegeniber den gesetz-
lichen Vorschriften besser stellen. Sagt der Arbeitgeber
zum Beispiel eine vertragliche Unverfallbarkeit von
Beginn an zu, sind die gesamten Anwartschaften sofort
unverfallbar. Vertraglich unverfallbare Anwartschaften
werden nicht vom PSVaG gegen Insolvenz des
Arbeitgebers geschiitzt.

Ausscheiden aus dem
Gruppenvertrag

Ein Gruppenvertrag bietet besonders giinstige Kondi-
tionen. Diese Konditionen gelten nur, solange der ein-
zelne Vertrag innerhalb des Gruppenvertrags verwaltet
werden kann. Beim Ausscheiden aus dem Unternehmen

wird der Vertrag auf die Konditionen fiir einen Einzel-
vertrag umgestellt. Die glinstigen Sonderkonditionen
entfallen.
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A. Allgemeine Angaben Uber die steuerliche und sozialversicherungsrechtliche

Regelung

Die folgenden Ausfiihrungen enthalten steuer- und
sozialversicherungsrechtliche Hinweise zu einer nach 8 3
Nr. 63 EStG geforderten Pensionskassenversicherung.
Mit diesen Hinweisen geben wir Ihnen einen Uberblick
Uber die derzeit fur lhren Vertrag geltenden steuerlichen
Bestimmungen in Deutschland.

Wegen der knappen Darstellung kénnen die steuerlichen
und sozialversicherungsrechtlichen Hinweise nicht voll-

standig sein und eine steuerliche und sozialversicherungs-
rechtliche Beratung nicht ersetzen. Die derzeitigen steuer-
lichen und sozialversicherungsrechtlichen Rahmenbedin-
gungen (Steuer- und Sozialgesetze oder sonstige Be-
stimmungen der Finanzverwaltung bzw. der Tréger der
Sozialversicherung) kénnen sich in Zukunft &ndern und zu
einer gegenliber dem heutigen Stand unginstigeren
steuerlichen und/oder sozialversicherungsrechtlichen
Behandlung Ihres Vertrages fuihren.

B. Ertragsteuer (Einkommen- und Kirchensteuer,

Solidaritatszuschlag)

1.

Steuerliche
Behandlung der
Beitragszahlungen
beim Arbeitgeber

Beitrage zu Pensionskassenversicherungen sind beim
Arbeitgeber als Betriebsausgaben abzugsféhig.

. Steuerliche

Behandlung der
Beitragszahlungen
beim Arbeitnehmer

Beitrage, die ein inlandischer Arbeitgeber aus einem
ersten Dienstverhéltnis zu einer nach § 3 Nr. 63 EStG
geforderten (Renten-)Pensionskassenversicherung
entrichtet, sind beim Arbeitnehmer ertragsteuerfrei,
soweit sie insgesamt im Kalenderjahr 8 % der Beitrags-
bemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenver-
sicherung (BBG West) nicht Uibersteigen.

Wahlt der Arbeitnehmer jedoch statt der gesetzlich
geforderten lebenslangen Rentenzahlung eine Einmal-
kapitalauszahlung, sind ab diesem Zeitpunkt die Beitrags-

leistungen nicht mehr steuerfrei, es sei denn, die Aus-
ibung des Wahlrechts erfolgt im letzten Jahr vor dem
altersbedingten Ausscheiden aus dem Erwerbsleben.

Obiger Hochstbetrag verringert sich nach 8 3 Nr. 63 Satz
1 EStG n. F. um die Beitrage, auf die die Lohnsteuer-
pauschalierung geméaR § 40b Abs. 1 und 2 Satz 1 EStG

in der am 31. Dezember 2004 geltenden Fassung ange-
wendet wird.Dies gilt auch fir Beitrage aus Entgeltum-
wandlungen.

. Steuerliche

Behandlung der
Versicherungs-
leistungen

Die Besteuerung der Leistungen aus einer kapitalge-
deckten Pensionskassenversicherung héngt davon ab,
inwieweit die Beitrage in der Ansparphase durch die
Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 EStG gefordert wurden.
Nicht gefdrdert sind Beitrége, die pauschal nach § 40 b
EStG a.F. versteuert und aus individuell versteuertem
Einkommen geleistet und nicht nach §8§ 10a und 79 ff
EStG gefordert wurden.

- Leistungen, die auf geférderten Beitragen beruhen,
unterliegen als sonstige Einkiinfte nach § 22 Nr. 5 Satz 1
EStG in vollem Umfang der Besteuerung. Dies gilt unab-
héngig davon, ob sie als Alters-, Invaliditats- oder
Hinterbliebenenleistung in Form einer Rente oder als
Kapitalleistung erbracht werden.

- Soweit die Leistungen auf nicht geférderten Beitragen
beruhen, sind

- lebenslange Leibrenten, Berufsunfahigkeits-, Erwerbs-
minderungs- und Hinterbliebenenrenten mit dem sog.
Ertragsanteil zu versteuern. Der Ertragsanteil von
lebenslangen Leibrenten betrégt (fir die gesamte
Dauer des Rentenbezugs) bei erstmaligem Renten-
bezug im vollendeten Alter von beispielsweise

- 60 Jahren 22 %
- 63 Jahren 20 %
- 65 Jahren 18 %
- 67 Jahren 17 %

- Waisen- und Berufsunféhigkeitsrenten mit den beson-
deren Ertragsanteilen zu versteuern, die von der Ren-
tendauer abhangen (§ 55 EStDV)

- andere Leistungen nach den Regelungen des § 20
Abs. 1 Nr. 6 EStG zu behandeln:

- Kapitalleistungen im Erlebensfall (auch Kindigung
bzw. Riickkauf) sind mit ihren (Kapital-) Ertragen
(= Versicherungsleistung abziiglich Summe der auf
sie entrichteten Beitrége) als Einkiinfte aus Kapital-
vermogen ertragsteuerpflichtig. Wird die Versiche-
rungsleistung nach Vollendung des 62. Lebensjahres
und nach Ablauf von 12 Jahren seit Vertragsabschluss
ausgezabhlt, unterliegen die Ertrage nur zur Halfte der
Ertragsteuer. Fur Vertrage, die nach dem 31. Dezem-
ber 2011 abgeschlossen werden, gilt anstatt des
60. Lebensjahres des Steuerpflichtigen, das 62.
Lebensjahr.

- Todesfallleistungen sind ertragsteuerfrei.

- Beruhen Leistungen zumindest teilweise auf nicht
geforderten Beitragen, missen die Leistungen in der
Auszahlungsphase entsprechend aufgeteilt werden.

Wir sind nach derzeitigem Stand grundséatzlich nicht ver-
pflichtet, auf Auszahlungen Kapitalertragsteuer einzu-
behalten und abzufiihren. Der Steuerpflichtige hat die
steuerpflichtigen Ertrdge im Rahmen seiner Einkommen-
steuererklarung zu beriicksichtigen.
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C. Erbschaft- und Schenkungsteuer

Zuwendungen an den Arbeitnehmer aus einer Pensions-
kassenversicherung sind nicht schenkungsteuerpflichtig,
da ihnen die erbrachte Arbeitsleistung gegentibersteht.
Leistungen im Todesfall an Witwen, eingetragene
Lebenspartner oder Waisen des Arbeitnehmers als
Bezugsberechtigte einer Pensionskassenversicherung sind
nicht erbschaftsteuerpflichtig, soweit sie angemessen
sind. Hinterbliebenenleistungen aus Pensionskassenver-
sicherungen, die an Lebensgeféahrten gezahlt werden,
unterliegen der Erbschaftsteuer ebenso wie Leistungen,

die an Witwen, eingetragene Lebenspartner oder Waisen
von beherrschenden Gesellschafter-Geschaftsfihrern
einer Kapitalgesellschaft gezahlt werden.

Ob sich aus den Hinterbliebenen-Leistungen im Fall einer
Erbschaftsteuerpflicht tatsachlich eine Erbschaftsteuer-
schuld ergibt, ist von den individuellen Verhéltnissen (z.
B. den zur Verfiigung stehenden Freibetrégen) abhéngig.

D. Melde- und Anzeigepflichten

Der Versicherer ist verpflichtet, Leibrenten und andere
Leistungen nach § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a und § 22
Nr. 5 EStG zum Zwecke ihrer Besteuerung an die
Deutsche Rentenversicherung Bund zu melden (8 22a
EStG).

Daneben bestehen auch Anzeigepflichten nach dem Erb-
schaftsteuergesetz, beispielsweise in den Fallen, in denen
die Versicherungsleistung an eine andere Person als den

Versicherungsnehmer gezahlt wird (8§ 33 Abs. 3 ErbStG).

E. Bescheinigungspflicht

Der Anbieter muss dem Steuerpflichtigen beim erstmali-
gen Bezug von Leistungen die im abgelaufenen Kalen-
derjahr zugeflossenen Leistungen gem. § 22 Nr. 5 EStG
mitteilen. Dies gilt auch in den Féllen, wenn sich der
auszuzahlende Betrag éndert.

F. Versicherungsteuer

Beitrdge zu Pensionskassenversicherungen unterliegen in
Deutschland grundsatzlich nicht der Versicherungsteuer
(8 4 Nr. 5 VersStG). Allerdings unterliegen o. g. Ver-
sicherungen in diversen anderen Landern des Euro-
paischen Wirtschaftsraums (EWR) der Versicherung-
steuer. Die Steuerpflicht entsteht, wenn der Versiche-
rungsnehmer bei Zahlung der Pramie seinen Wohnsitz
oder gewohnlichen Aufenthalt in einem Staat hat, der
Versicherungsteuer auf Beitrdge zu o. g. Versicherungen
erhebt. Dies gilt auch dann, wenn der Versicherungs-
nehmer seinen Wohnsitz nach Abschluss des Versiche-
rungsvertrags aus Deutschland in einen solchen Staat
verlegt. In diesen Féllen sind alle Lebensversicherer mit

Sitz im EWR verpflichtet, die dort anfallende Versiche-
rungsteuer (sowie ggfs. ahnliche Abgaben) zu erheben
und abzufthren.

Hat der Versicherungsnehmer seinen Wohnsitz oder ge-
wohnlichen Aufenthalt in einem Staat auBerhalb des
EWR, sind wir (als Versicherer mit Sitz im EWR) nicht
verpflichtet eine evtl. in einem solchen Staat anfallende
Versicherungsteuer auf Beitrége zu o. g. Versicherungen
einzubehalten und abzufiihren. In diesen Fallen hat der
Versicherungsnehmer selbst fur die Abfiihrung der Ver-
sicherungsteuer zu sorgen.

G. Sozialversicherung

1.

Sozialversicherungs-
rechtliche Behand-
lung der Beitrags-
zahlungen beim
Arbeitnehmer und
Arbeitgeber

Beitrage, die nach 8 3 Nr. 63 Satz 1 und 2 EStG steuerfrei
sind, sind im Kalenderjahr bis zur H6he von insgesamt 4
% der jeweiligen BBG West sozialversicherungsfrei. Fir
dartiber hinausgehende steuerfreie Beitrége sowie flr
steuerpflichtige Beitrdge besteht keine Beitragsfreiheit
zur Sozialversicherung, sofern sozialversicherungs-
pflichtiges Arbeitsentgelt vorliegt.

Werden Beitréage durch Entgeltumwandlung erbracht,
mindert diese ggf. die Anspriiche aus der Sozialversiche-
rung.

. Sozialversicherungs-

rechtliche Behand-
lung der Leistungen
beim Arbeitnehmer

Leistungen der betrieblichen Altersversorgung unter-
liegen nach derzeitiger Rechtslage der Beitragspflicht in
der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung,
sofern der Leistungsempfanger gesetzlich kranken- und
pflegeversichert ist.

H. Versorgungsausgleich

Im Falle eines internen Versorgungsausgleichs gelten die
Passagen zur Besteuerung der Versicherungsleistungen
beim Arbeitnehmer (B. 3.) sowie die Passagen C., D., E.

und G. fur den Vertrag, der zu Gunsten der ausgleichs-
berechtigten Person begrundet wird, entsprechend.
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Charakteristisch fur die Tarife der Pro bAV Pensionskasse
AG sind die langfristigen Garantien. Wir garantieren

Uber die gesamte Vertragslaufzeit hinweg die vereinbarte
Versicherungsleistung bei gleichbleibenden Beitragen.
Unabhéangig von dem jeweiligen Verlauf der Kapitalmérk-
te haben Sie damit in jeder Lebensphase die Planungs-
sicherheit, die Sie fur die Alters- und Hinterbliebenen-
vorsorge brauchen.

Die Ihnen gegebenen Garantien erfordern von uns eine
vorsichtige Tarifkalkulation. Wir missen ausreichend Vor-
sorge treffen fir Veranderungen an den Kapitalmarkten,

einer langeren Lebenserwartung und Kostensteigerun-
gen (z.B. auf Grund von Inflation). Unsere vorsichtigen An-
nahmen beziglich der Verzinsung unserer Kapitalanlagen,
der Lebenserwartung und der Kosten fiihren zu Uber-
schissen, an denen wir Sie beteiligen. Durch die jéhrliche
Uberschussbeteiligung erhoht sich Schritt fir Schritt die
lhnen garantierte Versicherungsleistung.

Im Folgenden mochten wir Thnen die wichtigsten Schritte

von der Entstehung der Uberschiisse bis zu deren Vertei-
lung auf die einzelnen Versicherungen etwas ausfihrlicher
erlautern.

Wie entstehen
Uberschiisse?

Uberschiisse erzielen wir in der Regel aus dem Kapitalan-
lage-, dem Risiko- und dem Kostenergebnis. Die Uber-
schisse sind um so gréfRRer, je erfolgreicher unsere Kapital-
anlagepolitik ist, je weniger Rentenzahlungen tatséchlich
zu erbringen sind und je sparsamer wir wirtschaften.

Kapitalanlageergebnis

Bei Rentenversicherungsvertragen stammt der grote Teil
der Uberschiisse aus den Ertragen unserer Kapitalanlagen.
Damit wir unsere Verpflichtungen aus den Versicherungs-
vertragen jederzeit erfillen kénnen, missen wir eine
Deckungsruickstellung bilden und Mittel in entsprechender
Hohe anlegen in festverzinslichen Wertpapieren, Hypo-
theken, Darlehen, Aktien und Immobilien. Dies uberwa-
chen unser verantwortlicher Aktuar und unser Treuhén-
der fur den Deckungsstock. Bei der Berechnung der
Deckungsruckstellung legen wir einen Zinssatz von

0,9% zu Grunde. Damit erwarten wir, dass sich die
Vermogenswerte, die fiir die kiinftigen Leistungen an

die Kunden reserviert werden, mindestens in dieser Hohe
verzinsen. In der Regel Uibersteigen unsere Kapitalertrage
diesen Mindestzins, da wir das Vermégen nach den Prin-
zipien moglichst grofRer Rentabilitat und Sicherheit anle-
gen.

Wir investieren in eine ausgewogene Mischung aus
Aktien, festverzinslichen Anlagen und anderen Kapitalan-
lagen und beachten dabei den wichtigen Grundsatz der
Mischung und Streuung. Wir kénnen so bei gleichem
Risiko héhere Renditen erzielen und teilweise Ertrags-
schwankungen untereinander ausgleichen.

Beim Kapitalergebnis wirken sich natirlich auch die Auf-
wendungen fir das Management der Kapitalanlagen,
Abschreibungen, Zuschreibungen und die Realisierung
von Bewertungsreserven aus. Kapitalanlagen durfen wir
héchstens mit ihren Anschaffungs- oder Herstellungskos-
ten bewerten. Haben sie zum Bilanzstichtag einen niedri-
geren Marktwert, missen wir aus Griinden der Vorsicht
Uberschussmindernde Abschreibungen vornehmen (Nie-
derstwertprinzip). Steigt der Wert von Kapitalanlagen,
auf die in der Vergangenheit Abschreibungen vorgenom-
men wurden, wieder an, so ist der Wert in der Bilanz zu
erhohen (Wertaufholungsgebot). Dies fuhrt zu einem
hoheren Uberschuss. Obergrenze fir diese Zuschreibung
sind in jedem Fall die Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten. Auch dies ist eine Auspragung des Vorsichtsprin-
zips.

Steigt der Wert der Kapitalanlagen tber die Anschaf-
fungskosten hinaus, entstehen Bewertungsreserven.

Diese bilden einen Puffer, mit dem die Uberschussbe-
teiligung fir die Kunden bei niedrigem Zinsniveau am
Kapitalmarkt fur einige Zeit stabil gehalten werden kann.
Bewertungsreserven dampfen die Schwankungen am
Kapitalmarkt, weil Kursriickgange an den Aktienmarkten
nicht sofort auf das Anlageergebnis durchschlagen. Wir
nutzen sie aber auch bei niedrigen Kapitalmarktzinsen,
indem wir Bewertungsreserven auflésen und Aktien mit
Kursgewinn verkaufen. Hierbei orientieren wir uns an
den Erwartungen Uber die kiinftige Kapitalmarktent-
wicklung und dem Ziel, die Uberschussbeteiligung
maoglichst stabil zu halten. Sie werden gemafi §153
Versicherungsvertragsgesetz auch direkt und verursa-
chungsorientiert an den Bewertungsreserven beteiligt.
Die Ihrem Vertrag zuzuordnenden vorhandenen
Bewertungsreserven werden monatlich neu ermittelt und
unterliegen Schwankungen. Bei der Berechnung der dem
einzelnen Vertrag zustehenden verteilungsféhigen Be-
wertungsreserve werden die Laufzeit und die Entwick-
lung des einzelvertraglichen Versicherten-Guthabens
berticksichtigt. Bei Beendigung der Sparphase (durch Tod,
Kundigung, Ausiibung des Kapitalwahlrechtes oder
tatséchlichem Rentenbeginn) teilen wir Ihrer Versiche-
rung den fur diesen Zeitpunkt aktuell ermittelten Betrag
zur Hélfte zu.

Die Hohe der Bewertungsreserve, die insgesamt den
zuteilungsberechtigen Vertragen zusteht (verteilungs-
fahige Bewertungsreserve), orientiert sich am Verhéltnis
der oben erwahnten einzelvertraglichen Versicherten-
Guthaben zum Wert der gesamten zinserzeugenden
Kapitalanlagen.

Risikoergebnis

Bei der Kalkulation unserer Rentenversicherungen haben
wir vorsichtige Annahmen ber die Lebensdauer unserer
Versicherten zu Grunde gelegt. Dadurch stellen wir
sicher, dass wir die vertraglichen Leistungen auch dann
noch erfillen kénnen, wenn sich die Lebensdauer unserer
Versicherten (z. B. durch Fortschritte in der Medizin)
weiter verlangert. Entwickelt sich die Lebenserwartung in
der Realitat anders als kalkuliert, kdnnen Risikoulber-
schusse entstehen.

Kostenergebnis

In lhre Beitrdge haben wir auch Kosten fiir den Versiche-
rungsbetrieb eingerechnet. Wirtschaften wir sparsamer
als kalkuliert und kdnnen wir inflationsbedingte Kosten-
steigerungen ausgleichen, entstehen Kostentberschisse.

Wie werden die
Uberschiisse ermittelt
und festgestellt?

Die Uberschiisse ermitteln wir nach den Vorschriften des
Handelsgesetzbuches und stellen sie jahrlich im Rahmen
unseres Jahresabschlusses fest. Der Jahresabschluss wird

von einem unabhangigen Wirtschaftspriifer und unserer
Aufsichtsbehorde hinsichtlich Sicherheit und Korrektheit
geprift.
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Wie erfolgt die Uber-
schussbeteiligung der
Versicherungsnehmer?

Die von uns erwirtschafteten Zins-, Risiko- und Kosten-
Uberschiisse kommen zum ganz Uiberwiegenden Teil den
Versicherungsnehmern zugute. Den tbrigen Teil fihren
wir den Rucklagen des Unternehmens zu oder schiitten
ihn als Dividende an die Aktionére aus.

Eine Rechtsverordnung zu § 81 c des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes legt die Beteiligung der Versicherungsneh-
mer an den Uberschiissen fest. Nach dieser Verordnung
stehen unseren Kunden mindestens 90% der Nettoertra-
ge (erzielte Ertrage abziiglich Aufwendungen) aus den-
jenigen Kapitalanlagen zu, die fir kiinftige Versicherungs-
leistungen vorgesehen sind.

Soweit die Versicherungsnehmer diese Ertrage nicht Uber
die oben erwéhnte Mindestverzinsung in Hohe von 0,9%
erhalten, werden die Ertrage fir die Uberschussbeteiligung
verwendet.

In der Vergangenheit haben wir regelmagig einen deutlich
hoéheren Anteil als 90% der Nettokapitalertrage an unse-
re Kunden weitergegeben.

Da die verschiedenen Versicherungsarten in unterschied-
lichem Umfang zum Uberschuss beitragen, fassen wir
gleichartige Versicherungen zu Gruppen zusammen.

Kriterium fir die Bildung einer solchen Gruppe ist vor
allem das versicherte Risiko. Danach werden z.B.
Kapital-Lebensversicherungen, Risiko-Lebensversiche-
rungen und Rentenversicherungen jeweils eigenen
Gruppen zugeordnet. Die Verteilung des Uberschusses
auf die einzelnen Gruppen orientiert sich daran, wie sie
zu seiner Entstehung beigetragen haben.

Den Uberschuss des jeweiligen Geschéftsjahres fithren wir
der Ruckstellung fir Beitragsruckerstattung zu, soweit er
nicht in Form der Direktgutschrift bereits unmittelbar den
Uberschussberechtigten Versicherungen gutgeschrieben
wird. Diese Ruckstellung darf grundsétzlich nur fur die
Uberschussbeteiligung der Versicherungsnehmer verwen-
det werden. Nur ausnahmsweise konnen wir die Riick-
stellung im Interesse der Versicherungsnehmer auch zur
Abwendung eines Notstands (z. B. Verlustabdeckung)
heranziehen. Hierfur benétigen wir dann die Zustimmung
der Aufsichtsbehdrde. Die Rickstellung dient dazu,
Ergebnisschwankungen im Zeitablauf zu glétten, d. h.
auch in Zeiten schwacher Kapitalmarkte die Uberschuss-
beteiligung fiir die Kunden mdglichst stabil zu halten.

Wie erfolgt die Uber-
schussbeteiligung
lhres Vertrags?

Ihre Versicherung erhalt Anteile an den Uberschiissen der-
jenigen Gruppe, die in lhrem Versicherungsschein bzw.
lhren Versicherungsbedingungen genannt ist. Die Mittel
fur die Uberschussanteile finanzieren wir bei der Direktgut-
schrift zu Lasten des Ergebnisses des Geschaftsjahres, an-
sonsten entnehmen wir sie der Rickstellung fur Beitrags-

rickerstattung. Der Vorstand unseres Unternehmens legt
jedes Jahr auf Vorschlag des Verantwortlichen Aktuars
die Hohe der Uberschussanteile fest. Wir veroffentlichen
die Uberschussanteilsdtze in unserem Geschéftsbericht.
Den Geschéftsbericht kdnnen Sie bei uns jederzeit
anfordern.

Die Hohe der kunftigen
Uberschussbeteiligung
koénnen wir nicht
garantieren!

Die Hohe der Uberschussbeteiligung hangt von vielen Ein-
flissen ab. Diese sind - allein schon wegen der langen Ver-
tragslaufzeit - nicht vorhersehbar und von uns nur be-
grenzt beeinfluBbar. Wichtigster Einflussfaktor ist dabei

die Zinsentwicklung des Kapitalmarkts. Aber auch die Ent-
wicklung der Sterblichkeit und der Kosten ist von Bedeu-
tung. Die absolute Hohe der kiinftigen Uberschussbeteili-
gung kénnen wir also nicht garantieren.

In der Ihrem Vertrag ggf. beigefligten unverbindlichen
Werteentwicklung haben wir mit den fur das Geschaftsjahr
Ihres Versicherungsbeginns festgelegten Uberschussanteil-
sétzen beispielhaft den moglichen Verlauf der Uberschuss-
beteiligung dargestellt.

Dort nennen wir Ihnen die verwendeten Uberschussan-
teilsétze und deren BemessungsgrofRen.

Versicherungs-
mathematische
Hinweise:

Die BemessungsgroRen fiir die Uberschussanteile er-
mitteln wir nach den anerkannten Regeln der Versiche-
rungsmathematik mit den Rechnungsgrundlagen der
Beitragskalkulation. Unsere Tarife verwenden einen
garantierten Rechnungszins von 0,9% p.a. und
basieren auf den von der Deutschen Aktuarvereinigung
e.V. (DAV) vorgeschlagenen Ausscheideordnungen
bzw. unternehmenseigenen Tafeln:

Tafel Pro bAV 2013 R Unisex  fiir Rentenversicherungen

Tafel Pro bAV 2013 | Unisex  fiir Berufsunfahigkeits-

versicherungen

Alle Rechnungsgrundlagen melden wir der Bundesanstalt
fur Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin).
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